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Vorwort 

Der Ausschuß traf sich vom 21.10 - 23.10.1993 in Freiberg in Sachsen 
zu seiner Jahrestagung. 

Zu Beginn gedachte der Ausschuß der zwei verstorbenen Mitglieder 
Prof. Dr. Mählich und Prof. Dr. Müller von der Universität Freiburg. Beide 
hatten über Jahre hinweg Gesicht und Klima des Gremiums mitgeprägt. 
H. Müller war mit der Tätigkeit des Ausschusses besonders eng verbunden, 
weil er ihn als Vorsitzender mehrere Jahre gestaltet hat. Die Mitglieder 
erinnern sich gerne seines organisatorischen Talents und der lebhaften, 
anregenden Diskussionen in jener Zeit, die er geschickt in maßvolle 
Bahnen zu lenken verstand. 

Der Ausschuß folgte auch in diesem Jahr der seit einiger Zeit geübten 
Praxis, die Ausschußarbeit nicht unter ein allgemeines Thema zu stellen. 
Gegenstand der Vorträge und entsprechend der Diskussionen war die lau-
fende Arbeit der im deutschen Sprachbereich tätigen Wissenschaftler, die 
sich mit raumwirtschaftlichen Problemen befassen. So kann der Ausschuß 
seinen Mitgliedern einen Querschnitt der aktuellen Auseinandersetzung 
bieten. Entsprechend heterogen waren die Themen der Vorträge. 

Friedel Bolle, Frankfurt/Oder, gab einen Überblick über den Stand der 
augenblicklichen Diskussion über die Preisbildung in Transportnetzen, 
einen Problemkreis, dessen Bedeutung für die Wettbewerbspolitik z.Z. 
intensiv erörtert wird; der Bezug zur regionalen Entwicklung wird jedoch 
noch immer nicht angemessen gewürdigt. 

Eine Analyse regionaler und lokaler öffentlicher Güter führte Hans Wies-
meth, Dresden, durch. Die Vorgehensweise war strikt theoretisch im 
Rahmen eines geschlossenen Modells. Der Vortrag war insbesondere auch 
ein Plädoyer für Lindahl-Gleichgewichte. 

Rainer WolJ!, Paderborn, berichtete aus seiner Arbeit über genetische 
Algorithmen zur Lösung von Transport- und Rundreiseproblemen. Er ver-
trat und begründete die These, daß auf dieser Basis besonders effiziente 
Heuristiken entwickelt werden können. Er demonstrierte die von ihm ent-
wickelte Variante eines solchen Algorithmus anhand eines Anwendungsbei-
spiels. 

Aus einer ebenfalls noch nicht abgeschlossenen Untersuchung zum 
Thema räumlicher Preistechniken berichtete Klaus Schöler, Siegen. Einer 
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6 Vorwort 

handfest praktischen Fragestellung näherte sich Helmut Seitz, Mannheim, 
von der theoretischen Seite her, nämlich dem Einfluß von städtischer Infra-
struktur auf das verarbeitende Gewerbe. 

Schließlich diskutierte Michael Fritsch, Freiberg, die regionale Beschäfti-
gungsentwicklung im Zusammenhang mit Stillegungen und Neugründun-
gen. Diese mehr empirische Untersuchung von großer praktischer Bedeu-
tung war dem Ort der Tagung voll angemessen. Sie leitete zu den Frage-
stellungen über, welche die Wirtschaftspolitik der neuen Bundesländer 
prägen. 

Neben diesen Arbeiten erscheint hier ein empirischer Beitrag von Joa-
chim Wagner über die "Regionalen Unterschiede bei der Schließung von 
Industriebetrieben", der während der Ausschußsitzung nicht Gegenstand der 
Beratungen war, weil der Autor kurzfristig seine Teilnahme absagen mußte. 
Der enge thematische Zusammenhang mit den Untersuchungen von 
Michael Fritsch lassen es jedoch sinnvoll erscheinen, die Arbeit dennoch an 
dieser Stelle zu veröffentlichen. Es ist zu wünschen, daß die Problematik 
der regional differenzierten ,Todeshäufigkeit' von Industriebetrieben - nicht 
zuletzt wegen ihrer Aktualität - auf diese Weise doch noch die Diskussion 
erfährt, die sie verdient. 

Vor diesem Hintergrund fand im Anschluß an die Referate eine Diskus-
sionsrunde mit Herrn Dr. Walter Ort, Leiter des Referats ,Grundsatzfragen 
der Wirtschaftspolitik' im ,Sächsischen Staatsministerium für Wirtschaft 
und Arbeit' über die regionalen Probleme des Wiederaufbaus statt. Herr Dr. 
Ort informierte über die konkreten Probleme der Politik und über die Sicht-
weisen, die hier von der praktischen Seite her bestehen. 

Horst Todt, Hamburg 
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Die Preisbildung für Transporte in Netzen 

Von Friedel Bolle und Dirk Schmelzer, Frankfurt (Oder) 

Abstract 

Transportleistungen werden auf jeder Stufe des Produktionsprozesses benötigt. 
Aufgrund der technischen und ökonomischen Eigenschaften von Transportnetzen 
werden Transportleistungen aber in der Regel nicht auf freien Märkten gehandelt, 
sondern von regulierten Unternehmen angeboten oder vom Staat bereitgestellt. Wir 
schlagen vor, einen Auktionsmechanismus für die Verteilung der Kapazitäten zu 
benutzen. Anhand eines Beispieles, in dem heterogene Güter über ein zentrales 
Netz transportiert werden, zeigt sich, daß in einer "first price auction" eindeutige 
Gleichgewichte erreicht werden. Diese Aussage läßt sich verallgemeinern. Erhalten 
die Bieter die von ihnen geforderte Leistung und zahlen den von ihnen gebotenen 
Betrag, so ist jedes Gleichgewicht auch effizient. Experimentelle Ergebnisse lassen 
die Vermutung zu, daß solche Lösungen nicht nur theoretisch möglich sind, sondern 
auch tatsächlich (angenähert) erreicht werden können. 

1. Vorbemerkung 

Die verstärkte nationale und internationale Arbeitsteilung und die damit 
einhergehende Optimierung der Güterallokation führt zu überregionalen 
Tauschprozessen. Einer rationalen Organisation des Transportwesens 
kommt in diesem Prozeß entscheidende Bedeutung zu. Ein funktionierendes 
Transportwesen ist nicht nur Bedingung für den überregionalen Güter-
tausch, sondern selbst bereits Teil der Optimierung des Produktionsprozes-
ses geworden (Just-in-Time Production). 

Transporte in Netzen stellen somit das Rückgrat moderner Ökonomien 
dar. Transportleistungen werden dabei auf jeder Stufe des Produktionspro-
zesses, sei es für Rohstoffe, sei es für Halb- und Fertigprodukte oder für 
(Kommunikations-) Dienstleistungen benötigt. Sie sind vielfältig (Straßen, 
Bahnnetze, Binnenschiffahrt, Luftfverkehr, Leitungen) und komplex mitein-
ander verknüpft. Sie weisen substitutive und komplementäre Beziehungen 
zueinander auf. 1 

1 Transporte auf Straßen, Wasserstraßen und Schienennetzen stehen für den 
Stückgutverkehr in Substitutionskonkurrenz. Komplementäre Beziehungen weisen 
sie aber im RolI-On-RolI-Off-Verkehr auf, so z.B. auf der geplanten Binnenschiff-
fahrtstrecke Dresden-Böhmen. 
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10 Friedel Bolle und Dirk Schmelzer 

Aufgrund der technischen und ökonomischen Eigenschaften von Trans-
portnetzen werden Transportleistungen dabei in der Regel von öffentlichen 
oder staatlich regulierten Monopolen angeboten. Sei es nur die Infrastruktur 
(Straßen), sei es der Transport selbst (Bahn, Telekommunikation) oder der 
Transport innerhalb eines Bündels von Leistungen (Strom, Gas, Telefonan-
sagen). 

Obwohl die Auswirkungen der Monopolpreisbildung unter Ökonomen 
seit Cournot bekannt sind, blieben Forderungen nach einer Änderung der 
Industriestrukturen selten. Ein Grund dafür scheint darin zu liegen, daß sich 
die meisten Untersuchungen mit dem Einfluß der Industriestruktur auf allo-
kative Subeffizienzen befaßten. Beispielhaft sei hier auf Harberger verwie-
sen, der in einer empirischen Studie nachgewiesen hat, daß die Beseitigung 
von Monopolindustrien lediglich zu einem vernachlässigbaren Einkom-
mensanstieg von 0,07% (für die Vereinigten Staaten) führen würde? Der 
"Angriff' der Ökonomie auf monopolistische Strukturen begann erst Mitte 
der sechziger Jahre und wurde an "zwei Fronten" geführt. Zum einen 
wurde mit Harvey Leibensteins gleichnamigem Artikel neben der allokati-
ven Effizienz die sogenannte "X-Effizienz" als Maßstab für die Effizienz 
von Industriestrukturen herangezogen, zum anderen fragte Demsetz 1968 
programmatisch "Why regulate Utilities ?,,3 Leibenstein kam zu dem Ergeb-
nis, daß die Höhe der Stückkosten unter anderem vom Ausmaß der X-Effi-
zienz bestimmt wird, die von der Intensität des Wettbewerbes abhängt. Mit 
steigendem Konkurrenzdruck, so seine These, steige auch die "X-Effizienz" 
der Unternehmen. Das Potential zur Erhöhung der "X-Effizienz" sah Lei-
benstein vornehmlich in unausgeschöpften Möglichkeiten zur Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität. Im Unterschied zur allokativen Effizienz steckt in 
einer Erhöhung der "X-Effizienz" jedoch ein weit größeres Einsparpoten-
tial. Demsetz hingegen kritisierte die Rationalität staatlicher Regulierung, 
die ausschließlich durch fallende Durchschnittskosten begründet wird. 
Seiner Meinung nach ist die bis dahin vorherrschende Theorie der Mono-
polpreisbildung unvollständig, da sie es nicht geschafft hat, den Zusammen-
hang zwischen economies of scale und Monopolpreisbildung herzustellen. 
Seine Unterscheidung von "competition for the field" und "competition 
within the field" (die auf Chadwick zurückgeht) mündete schließlich in der 
Theorie der bestreitbaren Märkte, wie sie von Baumol, Panzar und Willig 
ausformuliert wurde4 . Seit Mitte der siebziger Jahre wurden Änderungsvor-
schläge unter den Schlagworten Deregulierung und Privatisierung in die 
Diskussion eingeführt. Teilweise sind bereits geänderte Industriestrukturen 
entstanden, die im wesentlichen zu einer vertikalen Desintegration der 

2 Zitiert nach Leibenstein (1966). 
3 Demsetz (1968), Leibenstein (1966). 
4 Baumol/Panzar/Willig (1982). 
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Die Preisbildung für Transporte in Netzen 11 

betroffenen Industrien geführt haben. In den hier besprochenen Sektoren 
kam es, wenn eine Änderung stattfand, meist zu einer Entbündelung des 
Transportsektors von komplementären Leistungen. Das Ziel war dabei im 
wesentlichen, die den Transporten vor- und nachgeordneten Produktionsstu-
fen wettbewerblich zu gestalten. Die Neustrukturierung der britischen 
Stromwirtschaft und die dortige Einrichtung einer wettbewerblichen Strom-
erzeugung ist ein populäres Beispiel. 

Im Gegensatz zur (vertikalen) Neuordnung der Produktions- oder Han-
delsbereiche erweist sich die Neustrukturierung des Transportmarktes als 
besonders schwierig, da Transportnetze in vielfacher und komplizierter 
Weise economies of scope and scale aufweisen und damit natürliche Mono-
pole darstellen. 

Es wurden nun zahlreiche Organisationsformen und Preisbildungsmecha-
nismen vorgeschlagen, die, wenn sie auch nicht zu einer Pareto-effizienten 
Allokation der Transportkapazitäten führen, zumindest im Sinne einer 
second-best Lösung der Monopolpreisbildung überlegen sind und "X-Ineffi-
zienzen" abbauen. Im weiteren wird daher zunächst ein (kurzer) Überblick 
über die ökonomischen Eigenschaften von Transportnetzen gegeben. Die 
Darstellung erfolgt anhand eines Beispieles aus der Gaswirtschaft, ist nach 
Meinung der Autoren jedoch mit geringen Änderungen auch auf andere 
Transportbereiche übertragbar. "Transport" ist in diesem Zusammenhang 
streng von der Verteilung abzugrenzen. Der Begriff Verteilung bezieht sich 
vor allem auf die regionale Übertragung von Gas oder Strom, Transport 
hingegen auf die überregionale Übertragung. Vom Händler bis zur Haustür 
werden Strom und Gas also verteilt und vom Produzenten zum Händler 
transportiert. Die Implementierung der unten beschriebenen Ordnungsrah-
men und Preisbildungsmechanismen kann für Verteilungsnetze teilweise 
mit sehr hohen Transaktionskosten verbunden sein. Es ist daher bei allen 
Änderungen der Industriestrukturen stets zu berücksichtigen, ob und inwie-
weit angesichts der geänderten Struktur Effizienzgewinne durch hohe Koor-
dinationskosten kompensiert werden. 

Allen Transportproblemen gemeinsam ist die Tatsache, daß in der stati-
schen Betrachtung Nutzungsrechte für ein gegebenes Streckennetz unter der 
Berücksichtigung von Kapazitätsengpässen auf eine Anzahl von Nachfra-
gern mit unterschiedlichen Nutzenfunktionen zu einem "markträumenden" 
Preis verteilt werden müssen. Daher werden in Kapitel 3 die unterschiedli-
chen Möglichkeiten der Organisation von Transportmärkten und in Kapitel 
4 verschiedene Preisbildungsmechanismen dargestellt, um im Hauptteil der 
Arbeit ein "Auktionsmodell" vorzustellen. In diesem Modell wird die Ver-
gabe von Nutzungsrechten als "Team-Selection"-Problem modelliert. 
Dieses Verfahren erlaubt nicht nur eine theoretische Bearbeitung des Syste-
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12 Friedel Bolle und Dirk Schmelzer 

mes, sondern darüber hinaus den Rückgriff auf experimentelle Ergebnisse 
aus Untersuchungen verwandter Probleme. 

2. Ökonomische Eigenschaften des Transportnetzes 

Die Deregulierungskommission hat in ihrem Gutachten aus dem Jahre 
19915 festgestellt, daß die regulierten Monopole in Deutschland vielfältige 
Ineffizienzen aufweisen. Sie ist damit auf politischer Ebene Einsichten 
gefolgt, die in der ökonomischen Diskussion bereits seit Mitte der 60er 
Jahre thematisiert werden6• Im einzelnen kritisierte die Kommission, daß 
- die staatlichen Instanzen mit der Regulierung überfordert seien, 
- die Monopolunternehmen (hier insbes. EltVU) zu hohe Kapitalstöcke 7 

und 

- Überkapazitäten aufweisen, 
- zu hohe Abschreibungen und Rückstellungen getätigt werden, 
- der Wirkungsgrad der Anlagen zu niedrig ist und 

- zu hohe Löhne und Gehälter sowie Sozialleistungen gezahlt werden. 
Es stellt sich die Frage, warum bei der offensichtlichen Ineffizienz der 

Monopole Güter - und dazu zählen eben auch Transportleistungen - weiter-
hin von Monopolindustrien bereitgestellt werden. Die Existenz, der Schutz 
und die Regulierung dieser Monopole stützt sich dabei auf drei Grundpfei-
ler. Zum einen weisen sie i.a. (a) steigende Skalenerträge, (b) Bündelungs-
vorteile und (c) hohe irreversible Kosten auf. Zum anderen wird argumen-
tiert, diese Bereiche seien von großer Bedeutung für die Volkswirtschaft 
(Versorgungssicherheit, Schaffung der nötigen Infrastruktur und einer 
hohen Versorgungsdichte), so daß sie nicht dem Wettbewerb ausgesetzt 
werden dürften. Das letzte Argument ist der theoretischen Bearbeitung nur 
schwer zugänglich und seine Rechtfertigung findet sich eher im politökono-
mischen Bereich. Konzentrieren wir uns daher auf die ersten Argumente. 

Steigende Skalenerträge (sinkende Durchschnittskosten8) sind Merkmal 
eines natürlichen Monopols. Eine gegebene Nachfrage kann so kostengün-

5 Deregulierungskommission (1991). 
6 s.o. 
7 Es handelt sich um den sogenannten Averch-Johnson Effekt, der bei der Rate-

Of-Return Regulierung auftritt, wenn die zulässige Kapitalverzinsung über dem 
Marktzins angesetzt wird. 

8 Sinkende Durchschnittskosten sind jedoch nur hinreichende, nicht notwendige 
Bedingung für ein natürliches Monopol. Es reicht die Subadditivität der Kostenfunk-
tion. Vgl. dazu etwa Bonbright, J. c.: Principles of Public Utility Rates, New York 
1969, S.14 - 15. 
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Die Preisbildung für Transporte in Netzen 13 

stiger von einem Anbieter befriedigt werden als durch mehrere Anbieter. 
Das folgende Beispiel aus der Versorgungs wirtschaft illustriert diesen Sach-
verhalt. 

Zwei, von der Produktion über den Transport bis zum Handel vertikal 
integrierte, Unternehmen A und B versorgen zwei Abnehmer C und D mit 
Gas. Unternehmen A beliefert Abnehmer D und Unternehmen B Abnehmer 
C. Anbieter und Abnehmer liegen in unterschiedlichen Regionen. Um die 
Belieferung aufnehmen zu können, müssen Versorgungsleitungen gebaut 
werden. Die Anbieter haben die Wahl zwischen zwei Alternativen. Jedes 
Unternehmen kann eine eigene Leitung zu seinem Kunden bauen (Lei-
tungssystem), oder die Anbieter bauen eine gemeinsame Leitung, an die sie 
sich und die Abnehmer über Stichleitungen anschließen (Netz). Im ersten 
Fall entstehen für beide Unternehmen Kosten in Höhe von K 11. Wenn 
beide Nachfrager ähnliche Maximalkapazitäten aufweisen gilt K II = K/ 2• 

Die Gesamtkosten belaufen sich auf 2:~= I K/i. 
Die Kostenfunktion für die einzelne Leitung ergibt sich im wesentlichen 

aus 
- den Baukosten, 

- den Kosten von Leitungsverlusten (in modemen Gasnetzen relativ 
gering), 

- den Kosten des Netzunterhaltes und Servicekosten, sowie 

- den Koordinationskosten. 

Die Höhe der variablen Kosten (i.e. der letzten drei Kostenarten) richtet 
sich nach der Transportleistung (-menge), nach der Transportkapazität, 
sowie nach der Temperatur, dem spezifischen Gewicht und der Dichte des 
Gases. Betrachtet man zunächst die Kosten der Leitungsverluste und die 
Baukosten, so lassen sich in einer Annäherung die Kostenverläufe in etwa 
wie in Abb. 1 darstellen. 

Wenn beide Anbieter ein gemeinsames Netz errichten und Stichleitungen 
bauen, so liegen die Kosten des Netzes unter den Kosten getrennter Leitun-
gen. Zwischen den Stichleitungen, mit denen die Anbieter und die Abneh-
mer an das Netz angeschlossen sind, treten Skalenerträge auf. Dies ist in 
der Tatsache begründet, daß eine Leitung, um die gleiche Transportkapazi-
tät wie zwei Leitungen bewältigen zu können, nicht den doppelten Durch-
messer aufweisen muß (sog. 2/3 Regel). Darüber hinaus treten bei unregel-
mäßiger, nicht vollständig korrelierter Nachfrage Vorteile der "Durchmi-
schung" auf, denn die Kapazität einer gemeinsamen Leitung kann so unter 
der Kapazität der Summe zweier einzelner Leitungen liegen. Neben der 
Kostenerspamis im Leitungsbau treten für die Anbieter auch Kosteneinspar-
potentiale beim Unterhalt des Netzes auf. So können die Kosten der Besei-
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14 Friedel Bolle und Dirk Schmelzer 

tigung von Ausfallrisiken bei der Belieferung von Endabnehmern zwischen 
den Produzenten aufgeteilt werden. Außerdem besteht die Möglichkeit, die 
externen Kosten des Leitungsbaus zu verringern. Dies sind meist Verände-
rungen im Landschaftsbild (e.g. Freileitungen für den Stromtransport), 
Beeinträchtigungen in Naturschutzgebieten (e.g. Gasleitungen durch das 
Wattenmeer) und der Gesundheit (so werden bei Telekommunikationsnet-
zen gesundheitliche Schäden durch die Strahlung von Empfangs-/Sendesta-
tionen diskutiert). 

Leitungsverluste 
(Kapazität) 

Durchschnittliche 
~-- Baukosten 

(Kapazität) 

Transportleistung 
Transportkapazität 

Abbildung I: Kostenkomponenten beim Gastransport 

Die dargestelten Kosteneinsparungen gelten sowohl für den Übergang 
von einem Leitungssystem zu einem Netzsystem, als auch jeweils im Netz-
system und im Leitungssystem beim Übergang zu einer höheren Kapazität. 

Neben positiven Skalenerträgen weist der Gastransport Bündelungsvor-
teile mit den Bereichen Produktion und Handel auf. Ziel des Transporteurs 
ist es, große Gasmengen zu möglichst geringen Kosten und ohne Über-
schreiten von Druckrestriktionen rechtzeitig zum Abnehmer zu befördern. 
Zu diesem Zweck bedient er sich eines umfassenden Kontrollsystemes, wel-
ches Druck und Durchflußmenge im Netz überwacht. Dafür entstehen ihm 
Kosten der Koordination und Servicekosten. Der Rohrleitungsbetreiber 
kann durch dieses Kontrollsystem unmittelbar auf Störungen im Netz rea-
gieren. Dazu, ebenso wie zur sofortigen Bedienung von Nachfragespitzen, 
ist jedoch die Vorhaltung von Reservekapazitäten in Lagern notwendig. 
Gas wird aber in der Regel in alten Gasfeldern und Salzstockkavernen gela-
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Die Preisbildung für Transporte in Netzen 15 

gert, die auch Produzenten zur Zwischenlagerung dienen, da die sofortige 
Anpassung der Produktion kostenintensiv ist. Außerdem kann von den Pro-
duzenten über die Anpassung von Druck und Durchfluß auch das Netz als 
Zwischenlager genutzt werden. Es treten also zwischen den vertikal nachge-
ordneten Bereichen Produktion, Transport und Handel zahlreiche Über-
schneidungen auf, die zu Bündelungsvorteilen führen. Die Höhe und damit 
die ökonomische Bedeutung der Bündelungsvorteile ist jedoch durch techni-
sche Entwicklungen, die die Kontrolle und Koordination zwischen den 
Bereichen Produktion, Transport, Speicherung und Handel erleichtern, 
gesunken. 

Die Höhe des Investitionsrisikos sinkt mit einem Übergang vom Lei-
tungssystem zum Netz. In einem Leitungssystem, wie es oben beschrieben 
wurde, kann nur Gas von A (B) nach C (D) transportiert werden. Bei 
einem Rückgang der Nachfrage in C wäre Anbieter A unter Umständen 
gezwungen, aus dem Markt auszutreten. Durch die starke Verbundenheit 
eines Netzes kann die ausgefallene Menge jedoch durch D oder durch eine 
weitere Stichleitung zu einem dritten Nachfrager E kompensiert werden. In 
einigen Fällen können so zwar einzelne Stichleitungen unbrauchbar werden, 
nicht jedoch das gesamte Netz. 

Fraglich bleibt, ob die angesprochenen ökonomischen Eigenschaften der 
Transportnetze für Gas ausreichen, eine Regulierung der gesamten Industrie 
zu rechtfertigen. Die einfachste Form der Deregulierung, d. h. eine ersatz-
lose Streichung aller Regulierungsvorschriften, verbietet sich in den meisten 
Fällen. Denn bei freiem Marktzu- und -austritt ist potentieller Wettbewerb 
im Sinne der Theorie der bestreitbaren Märkte auch angesichts vollständi-
ger Information und kompetitiven Verhaltens der Anbieter nicht möglich. 
Der Aufbau von Netzen ist nämlich mit hohen irreversiblen Kosten verbun-
den, so daß der Marktaustritt nicht frei ist. Potentielle Neueintreter werden 
die gesamten Kosten des Netzaufbaues in ihre Kalkulation einbeziehen, der 
alteingesessene Anbieter wird jedoch nur die für ihn entscheidungsrelevan-
ten variablen Kosten berücksichtigen. Um potentielle Neueintreter vom 
Marktzutritt abzuhalten, kann der etablierte Anbieter den Preis bis auf die 
kurzfristigen Grenzkosten herabsetzen. 

In der Schaffung eines neuen Ordnungsrahmens wurden nun Wege 
gesucht, die zur Verbesserung der Situation beitragen können. Unter der 
Maxime "so viel Wettbewerb wie möglich" soll durch vertikale Desintegra-
tion Wettbewerb in den Bereichen geschaffen werden, die sich auf das 
natürliche Monopol von Transportnetzen stützen, selber aber keine natürli-
chen Monopole sind. Es handelt sich also vor allem um die Schaffung von 
Wettbewerb bei der Produktion von Gütern und Leistungen. Die Transport-
netze bleiben in ihrer monopolistischen Struktur erhalten. Jedem Produzen-
ten und jedem Händler Uedem Nachfrager oder Anbieter von Transportlei-
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16 Friedel Bolle und Dirk Schmelzer 

stungen) wird jedoch freier Zugang zum (regulierten) Transportmarkt 
gewährleistet. Der Transportmarkt wird so zum zentralen Bestandteil des 
gesamten Systemes und beeinflußt das Ergebnis auf den vertikal vor- und 
nachgelagerten Märkten9 . Dort, aber vor allem auch im Transportsektor 
selbst, können erhebliche Leistungsverbesserungen erzielt werden. Dazu 
zählt die stärkere Kostenorientierung der Preise, verringerte Anpassungszei-
ten der Preise an geänderte Marktverhältnisse und die verbesserte Ausla-
stung der bestehenden Transportkapazitäten sowie die Optimierung des 
Zubaues von Transportkapazitäten. Der monopolistische Transportsektor 
muß allerdings in den meisten Fällen weiter reguliert werden, und diese 
Regulierung ist entscheidend. Wir sollten uns bewußt sein, daß der Trans-
portsektor nicht nur hohe Anreize braucht, Kosten zu sparen und optimal 
zu investieren (Kapazität zu erweitern), sondern daß der Transporteur eine 
"Market-Maker"-Funktion hat. Er bestimmt direkt oder indirekt über die 
Transportpreise die Güterflüsse. Somit gilt es, diesem Bereich ganz beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen, damit die durch privatwirtschaftliehe 
Konkurrenz erzielbaren Effizienzverbesserungen 10 nicht durch subeffiziente 
Allokation der Transportleistungen wieder verloren gehen. 

Wie aus der Theorie der Regulierung bekannt ist, resultieren allerdings 
oft nur "zweitbeste" Lösungen. Neben diesen indirekten Kosten verursacht 
ein regulierter Markt zudem - wie jeder andere Markt auch - direkte 
Kosten. Solche Kosten abzuschätzen ist außerordentlich schwer. Sie legen 
aber die Frage nahe, ob es unter diesen Umständen nicht vielleicht - trotz 
Skalenerträgen und versunkenen Kosten - angezeigt wäre, auf Regulierung 
vollständig zu verzichten. In die folgende Diskussion wird auch diese Mög-
lichkeit einbezogen. 

3. Unterschiedliche Ordnungsrahmen für Transportmärkte 

Für die Gestaltung des Transportmarktes bieten sich unterschiedliche 
Möglichkeiten an, die im folgenden vorgestellt werden. Nicht erwähnt wird 
hier das herrschende Modell der vollständigen vertikalen Integration, da 
hier von einem gesonderten Transportmarkt nicht die Rede sein kann. 

9 Auf europäischer Ebene wird die Debatte um eine wettbewerbliehe Organisa-
tion der Versorgungswirtschaft spätestens seit dem Richtlinienvorschlag des Minister-
rates vom Oktober 1990 geführt. Der Vorschlag wurde später im Hinblick auf die 
Diskriminierungsfreiheit beim Bau von Netzen, ,unbundling' und ,Zwangsdurchlei-
tung' weiter konkretisiert. In seiner zunächst wettbewerblichen Orientierung wurde 
er jedoch Mitte 1993 durch die Vorschläge von Desama eingeschränkt. 

10 Der Spielraum scheint trotz gegenläufiger Beteuerungen der betroffenen Indu-
strien beträchtlich zu sein. So entließen die 1990 privatisierten britischen Stromver-
sorger National Power und PowerGen die Hälfte ihrer Belegschaft, ohne daß die 
Produktion zurückgegangen wäre. 
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Die Preisbildung für Transporte in Netzen 17 

3.1 Freier LeitungsbauIBypass 

Für den Aufbau von Netzen ist zunächst einmal der Besitz von ausrei-
chender Fläche oder die Genehmigung zur Benutzung von Fläche notwen-
dig. Dies schließt den Aufbau eines privaten Straßennetzes aus und stellt 
sich sogar beim Aufbau eines Funknetzes (Vergabe von Frequenzen für das 
D2-Netz) als begrenzender Faktor für potentielle Anbieter dar. In der Regel 
schließen daher Versorgungsgesellschaften (Strom, Gas, Wasser) oder Ver-
kehrsunternehmen mit Gebietskörperschaften sogenannte Konzessionsver-
träge über einen Zeitraum von mehreren Jahrzehnten ab. Diese Verträge 
geben ihnen das ausschließliche Wegerecht sowie damit verbunden das aus-
schließliche Recht zur Belieferung der Region (mit Ausnahmebereichen). 
Als Gegenleistung erheben die Gebietskörperschaften von den Versorgungs-
unternehmen eine Konzessionsabgabe. Die Genehmigung für den Bau von 
Leitungen kann sowohl einer vertikal integrierten Versorgungsgesellschaft 
als auch einem reinen Transportunternehmen erteilt werden. Dies sei hier 
erwähnt, um dem Schluß vorzubeugen, freier Leitungsbau sei zwingend mit 
vertikaler Desintegration verbunden 11. Er ist vielmehr ein Ordnungsmodell, 
das sowohl in bei reinen Transportgesellschaften als auch bei vertikal inte-
grierten Versorgungsgesellschaften anzuwenden ist. 

Unter einem Regime des freien Leitungsbaus wird es jedem potentiellen 
Transporteur ermöglicht, sich nach geeigneten Projekten umzusehen und 
diese ohne eine Behinderung durch bestehende Transporteure auch durchzu-
führen. Dies schließt ein Genehmigungsverfahren und eine Gebührenerhe-
bung nicht aus. Beides sollte aber diskriminierungsfrei jeden Anbieter von 
Transportleistung treffen. Wesentliches Wettbewerbselement ist dann nicht 
nur die bereits vorhandene, sondern auch die potentielle Konkurrenz, der 
sich die bestehenden Anbieter durch Neueintreter ausgesetzt sehen. Mit 
Ausnahme von Telekommunikationsnetzen leiden allerdings alle anderen 
Transportnetze unter langen Bauzeiten. Bestehende regionale und nationale 
Monopole sind deshalb nur mittel- oder langfristig einem Konkurrenzdruck 
ausgesetzt. Um den Wettbewerb sofort einsetzen zu lassen, wäre in diesen 
Fällen eine Neuverteilung der Eigentumsrechte notwendig. Da es nicht 
immer parallele Leitungen gibt, müßte man sogar an die Verteilung von 

II Vielmehr führt eine Kombination aus Konzessions- und sogenannten Demarka-
tionsverträgen dazu, daß sich lediglich vertikal integrierte Unternehmen im Markt 
befinden. In der Bundesrepublik ist es verbreitete Praxis, daß die Versorgungsunter-
nehmen untereinander sogenannte Demarkationsverträge mit Laufzeiten von mehre-
ren Jahrzehnten abschließen. Diese Verträge sichern einem Unternehmen Absatzge-
biete. "Konkurrenzunternehmen" verpflichten sich, keine Abnehmer in diesem Ge-
biet zu beliefern. Diese auf der Handelsstufe greifenden Verträge machen es einer 
reinen Handelsgesellschaft unmöglich, in das bestehende Versorgungsgebiet einzu-
dringen. 

2 Todt 
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18 Friedel Bolle und Dirk Schmelzer 

Anteilen an der Transportkapazität gewisser Strecken denken. Für Gaslei-
tungen werden solche Anteile im amerikanischen Sprachgebrauch sehr 
anschaulich "Strohhalme" (Straws) genannt. 

Befürworter von Ausschließlichkeitsrechten im Leitungsbau kritisieren, 
daß unter dem Regime des freien Leitungsbaus auf die Realisierung von 
Economies of Scale and Scope weitgehend verzichtet wird. Mit diesem 
Argument geht der Vorwurf des "Cream Skimming" einher. Den neueintre-
tenden Transporteuren wird vorgeworfen, nur die profitablen Nachfrager zu 
bedienen, Nachfrager mit relativ geringen Deckungsbeiträgen jedoch nicht 
zu berücksichtigen. Der Grad des Verzichtes auf Skalenerträge ergibt sich 
aus der Gesamtnachfrage, der bestehenden Infrastruktur und der spezifi-
schen Netzeigenschaft. So würde beim Bau von ParalleIleitungen in der 
Gaswirtschaft unabhängig von der Gesamtnachfrage ein Verzicht auf die 
Realisierung von Skalenerträgen erfolgen. Liegen jedoch bereits Leitungen, 
so kann der Bau von PareIleIleitungen durch andere Anbieter bei steigender 
Nachfrage aber durchaus sinnvoll sein. Die Möglichkeit des "Cream-Skim-
ming" hängt darüber hinaus von der Preis struktur des (regulierten) Mono-
polisten ab. Außerdem müssen auch Nachfrager mit geringen Abnahme-
mengen und niedrigen Deckungsbeiträgen durch freien Leitungsbau nicht 
zwangsweise schlechter gestellt werden. 12 

In der Bundesrepublik ist der überregionale Transport von Gas sowie der 
Aufbau konkurrierender Netze in der Telekommunikation (E-, Dl-, D2-, C-
Netze) ein Beispiel für "freien Leitungsbau". Die Deutsche Verbundgesell-
schaftl3 schlägt freien Leitungsbau als Alternative zum "Third Party 
Access" (siehe unten) auch für die Elektrizitätswirtschaft vor, diesem Vor-
schlag werden allerdings in der sonstigen Diskussion nur geringe Chancen 
eingeräumt. In den Vereinigten Staaten wurden in den gleichen Branchen 
die Möglichkeiten zum Betreiben von ParalleIleitungen schon sehr viel 
früher geschaffen. In der Telekommunikationsbranche wurde durch die Ent-
wicklung von Kommunikationssatelliten in den 60er Jahren für unabhän-
gige Telefongesellschaften die Möglichkeit eröffnet, den Hauptanbieter von 
Transportleistungen AT & T mit Parrallelleitungen zu umgehen. Großen 
Gasabnehmern war es bereits seit 1978 gestattet, sich selbst über Stichlei-
tungen mit Gas aus Interstate Pipelines zu versorgen. 

12 LaffontlTirole (1993), S. 290 ff. 
13 Der Verband der überregional tätigen deutschen Elektrizitätsversorger (Ver-

bundunternehmen), die Besitzer der Hochspannungsleitungen und somit von Durch-
leitungsansinnen am stärksten betroffen sind. 
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Die Preisbildung für Transporte in Netzen 19 

3.2 Open Access 

Wirklich umstritten sind Transportverpflichtungen, die mit den Schlag-
worten "Common-Carrier" (CC) und "Third-Party-Access" (TPA) verbunden 
sind. Unter diesem Ordnungsrahmen ist generell jedes Transportunterneh-
men verpflichtet, für Dritte zu nicht diskriminierenden Preisen Gas oder 
Strom (TPA und CC sind in dieser Form bisher nur für Versorgungsunter-
nehmen vorgeschlagen worden) durchzuleiten. Im Unterschied zum 
Common Carrier sind beim Third Party Access die Unternehmen nur bei 
freien Kapazitäten zur Durchleitung verpflichtet. Der Allokationsmechanis-
mus ist also bei beiden Systemen "first-come-first-served", jedoch genießen 
eigene Lieferungen im TPA-System Vorrang. Dies ist auch eines der 
wesentlichen Probleme des Open-Access-Regimes. Insbesondere wenn ein 
vertikal integriertes Unternehmen als Durchleiter mit Vorzugsrechten auf-
tritt (TPA), kann die Vergabe von Transportrechten durch dieses Unterneh-
men strategisch genutzt werden. Konkurriert ein Transportunternehmen mit 
einem Händlerunternehmen um dieselben Nachfrager, so kann sich das 
Transportunternehmen unter Berufung auf Kapazitätsengpässe weigern, 
durchzuleiten. Dem Händlerunternehmen gehen so Abnehmer verloren, die 
dann unter Umständen wieder vom Transportunternehmen beliefert werden. 
Die strategische Nutzung des Transportmonopols ist einer der wesentlichen 
Gründe, warum mit der Forderung nach einem Open-Access-Regime auch 
häufig die Forderung nach Funktionentrennung einhergeht. Dies kann die 
rein rechnungsmäßige Trennung von Transport- und Handelsbereichen 
umfassen, kann aber auch bis zu der Bildung zweier verschiedener Gesell-
schaften gehen. Die mit der Umwandlung der Deutschen Bundesbahn in die 
Deutsche Bahn AG einhergehende Forderung nach der Bildung einer Fahr-
wege AG ist ein aktuelles Beispiel dafür. Der Zuständigkeitsbereich der 
Fahrwege AG bezieht sich nur auf die diskriminierungsfreie Vergabe von 
Transportkapazitäten. Die Bahn AG soll genau wie neu eintretende Trans-
port- und Speditionsunternehmen als Nachfrager von Transportkapazitäten 
behandelt werden. In der amerikanischen Gaswirtschaft wurden mit der 
Order 436 (1985) der Federal Energy Regulatory Commission (FERC) ame-
rikanische Pipeline gesellschaften verpflichtet, ihre Leitungen für Produzen-
ten und Verbraucher von Gas zur Verfügung zu stellen. 14 Bis zu diesem 
Zeitpunkt waren Pipelinegesellschaften Hauptanbieter von Gas bei großen 
Endverbrauchern und regionalen Handelsunternehmen. Sie schlossen direkte 
Verträge mit den Produzenten von Erdgas. Transportierte eine Pipelinege-
sellschaft 1984 nur 8% fremdes Gas, so waren es 1992 bereits 79%. Zur 
Zeit wird bei der FERC darüber nachgedacht, den Pipelinegesellschaften in 

14 Zur Entwicklung der Durchleitungsverpflichtung in der amerikanischen Gas-
wirtschaft und den damit verbundenen Schwierigkeiten siehe Funk (1990). 

2* 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



20 Friede! Bolle und Dirk Schmelzer 

Zukunft den Handel mit Gas ganz zu verbieten, so daß sie als reine Netzbe-
treibergesellschaften auftreten müßten. 15 Auch in der Europäischen Union 
gibt es seit längerem Bestrebungen, Dritten den Zugang zu den Netzen zu 
ermöglichen. Betrachtet man den heutigen Stand der Diskussion, so soll es 
in Zukunft Abnehmern von großen Gasmengen möglich sein, sich aus alter-
nativen Bezugsquellen zu versorgen und durch die Netze Dritter durchzulei-
ten. Eine Durchleitungspflicht besteht jedoch nur bei grenzüberschreitenden 
Lieferungen. 

Der im letzten Unterabschnitt geschilderte freie Leitungsbau ist nicht 
inkompatibel mit einem Open-Access-Regime. Vielmehr kann unter 
bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit zu freiem Leitungsbau als 
eine glaubhafte Drohung gegenüber dem etablierten Transporteur, sollte 
dieser sich weigern, Kapazitäten für die Durchleitung zur Verfügung zu 
stellen, gesehen werden. 

Die Schwierigkeiten, die mit allen Transportverpflichtungen verbunden 
und oben bereits angeklungen sind, werden in der Diskussion um die Aus-
wirkung dieser beiden Konzepte besonders deutlich. Die Besitzer von Lei-
tungen, die in Deutschland durchweg auch Handelsinteressen haben, wollen 
zunächst einmal jede Zwangsverpflichtung, für Konkurrenten zu transportie-
ren, abwehren. Schon alleine die Diskussion auf Unternehmerseite um diese 
Transportrechte und die darauf folgenden zahlreichen, auf europäischer 
Ebene eingebrachten Änderungsvorschläge zeigen, daß CC und TPA auch 
nach ihrer Einführung auf beträchtlichen Widerstand stoßen werden. Ein-
sicht in die Notwendigkeit, für Dritte zu transportieren, kann man nur von 
einem Unternehmen erwarten, das ein Monopol für den Transport im 
gesamten Wirtschaftsraum und - noch besser - das keine anderen Interes-
sen als solche des Transportes hat. 

3.3 Zentrale Netzgesellschaft 

Um die mit den bisher erwähnten Ordnungsmodellen einhergehenden 
Schwierigkeiten zu umgehen, wird die Schaffung einer zentralen Netzge-
sellschaft vorgeschlagen. Diese Gesellschaft kann ein monopolistisches 
Staatsunternehmen sein, sie kann aber auch in den Händen eines "Club of 
Users" liegen. Beide Modelle entbinden jedoch nicht von der Suche nach 
einem angemessenen Preismechanismus einerseits zur Kostendeckung des 
Netzbetreibers und andererseits zur effizienten Rationierung von Transport-
bestrebungen bei Kapazitätsengpässen. 

15 Mayer (1993), S. 41. 
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4. Preisbildungsmechanismen 

In diesem Abschnitt wird auf die unterschiedlichen Möglichkeiten der 
Preisbildung eingegangen. Die Mechanismen sind nicht streng an einen 
Ordnungsrahmen gebunden. Unterschiedliche Formen der Preisbildung 
können in Kombination mit unterschiedlichen Ordnungsrahmen auch zu 
unterschiedlichen Marktergebnissen führen. Häufig kommt dem Preis neben 
der Signalisierung von Knappheit (i.e. von Transportkapazitäten) auch noch 
die Aufgabe zu, Wettbewerb in den vor- und nachgelagerten Bereichen zu 
ermöglichen. Natürlich besteht zwischen diesen beiden Zielen kein strenger 
Konflikt. Anders ist es, wenn, gerade in so sensiblen Bereichen wie der 
Versorgungsindustrie, geringe interregionale Preisunterschiede aus Gründen 
der Verteilungspolitik angestrebt werden. Darüber hinaus führen Transport-
kosten dort, wo sie in signifikanter Höhe gefordert werden, zur sektoralen 
Aufspaltung von Märkten, die häufig nicht erwünscht ist. Hier kann es zu 
einem Konflikt zwischen ökonomischer Notwendigkeit und politischer 
Vorgabe kommen. Dies zeigt, daß Transportpreise ganz unterschiedlichen 
Zielen dienen. Konzentrieren wir uns jedoch auf die Suche nach einem effi-
zienten Preis. 

Ökonomischer Intuition folgend ließe sich in einer ersten Annäherung ein 
"effizienter" Gleichgewichtspreis für den Transport als Differenz zwischen 
den Preisen zweier homogener Güter in verschiedenen Regionen ermitteln. 
Häufig ist die regionale Verteilung von Anbietern und Nachfragern nicht so 
eindeutig wie in dem in Abschnitt 2 dargestellten Beispiel. Es ist denkbar, 
daß sich direkt neben Abnehmer C ein Gasproduzent befindet. Der Gleich-
gewichtspreis für den Gastransport von A nach C ist dann die Differenz 
zwischen "Bohrlochpreis" in C und "Bohrlochpreis" in A. Ursprünglich 
wurde diese Bedingung für Stromnetze formuliert. 16 Regionale Preisunter-
schiede zwischen den eingesetzten Kraftwerken entsprechen dann im 
"Economic Dispatch,,17 genau den Transportkosten. Aufgrund der Homoge-
nität dieser Güter ist zunächst auch irrelevant, daß die von dem Abnehmer 
entnommene Einheit nicht identisch mit der eingespeisten Einheit ist. Als 
problematisch erweist sich lediglich, daß der tatsächliche Transportweg auf-
grund des Kirchhoffschen Gesetzes nicht der kürzesten bzw. kostenmini-
malen Verbindung zwischen Einspeiser und Abnehmer entsprechen muß. 
Obwohl auf Straßen-, Schiffahrts- und Schienennetzen nur selten homogene 
Güter befördert werden, ist die Bedingung, wie sie oben für Strom- und 
Gasnetze formuliert wurde, auch für Transportleistungen anderer Güter 
unmittelbar einsichtig. Dazu sei zunächst auf ein Beispiel aus der Erdöl-

16 Schweppe et al. (1988). 
17 Die kostenminimale Anordnung der Kraftwerke zur Befriedigung der Gesamt-

nachfrage. 
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22 Friedel Bolle und Dirk Schmelzer 

wirtschaft verwiesen. Minaralölunternehmen führen Swaps von Erdölpro-
dukten durch, um Transportkosten zu umgehen. Hat ein konkurrierendes 
Unternehmen eine Raffinerie in einer Region, die das eigene Unternehmen 
beliefert, und hat dieses Unternehmen wiederum Abnehmer in der eigenen 
Region, so werden die Lieferverpflichtungen zwischen diesen beiden Unter-
nehmen einfach ausgetauscht. Dies bedeutet aber nichts anderes, als daß bei 
identischen Preisen in unterschiedlichen Regionen nicht transportiert wird 
(bei Abwesenheit von Produktionsengpässen). Bei inhomogenen Gütern 
würde jedoch zu der Transportpreiskomponente noch ein "Qualitätsauf-
oder -abschlag" berechnet werden müssen. 

Es sind unterschiedliche Preisbildungsverfahren vorgeschlagen worden, 
die im folgenden erläutert werden. Um ein effizientes Gleichgewicht zu 
ereichen, müssen die Preisbildungsmechanismen nicht nur in einem stati-
schen Sinne die optimale Vergabe bestehender Kapazitäten sicherstellen, 
sondern auch den optimalen Kapazitätsauf- oder -abbau sicherstellen. Dabei 
kann das Problem der Kostendeckung für die Netzbetreibergesellschaft ent-
stehen. Es sind auch hier nichtlineare Preise vorgeschlagen worden. Bei 
zweiteiligen Tarifen etwa sollen über das leistungsabhängige Preiselement 
die kurzfristigen Kosten der Netzbetreibergesellschaft gedeckt werden. Das 
fixe Preiselement sichert der Netzbetreibergesellschaft Gesamtkostendek-
kung. Sind fixe Preiselemente Gegenstand langfristiger Verträge, so sichern 
sich die Nachfrager den Netzzugang, werden auf der anderen Seite aber 
auch an den langfrsitigen Risiken der Netzinvestitionen beteiligt. 18 

4.1 Freie Verhandlungen 

In einem System freier Verhandlungen bietet der Netzbetreiber freie 
Transportkapazitäten zu nicht regulierten Preisen an. Verhandlungsgegen-
stand sind Preise, Mengen und Kapazitäten (die die zeitliche Verteilung der 
gelieferten Mengen bestimmen). Der Netzbetreiber kann selbst Produzent 
und Händler sein, er kann aber auch als reiner Netzbetreiber agieren. Die 
Preisbildung auf der Basis freier Verhandlungen bietet den Vorteil, daß sie 
frei von Regulierungskosten ist. Der Markt, der so entsteht, wird zwischen 
zwei Extremen liegen. Auf der einen Seite können die Besitzer von Trans-
portkapazitäten ihre Preise unabhängig voneinander setzen. Jeder Anbieter 
setzt seine Preise dann so, daß sein Durchschnittsgewinn bei gegebenen 
Preisen der anderen Anbieter maximiert wird. In Abhängigkeit von ihrer 
Position im Gesamtnetz können sie hohe Renten abschöpfen. Nur bei einem 
genügend dichten Transportnetz werden sich die Preise den (langfristigen) 
Grenzkostenpreisen annähern. Kooperieren die Anbieter oder gibt es nur 

18 HuntlShuttleworth (1993). 
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einen Anbieter von Transportleistungen, so kommt es zu allgemeinen Ver-
handlungen, in denen jeder Teilnehmer bei Kenntnis seiner Marktposition 
seinen Gewinn maximiert. Das Postulat eines effizienten Verhandlungser-
gebnisses ist jedoch nur bei Abwesenheit von Verhandlungskosten aufrecht-
zuerhalten. Je größer die Anzahl der Verhandelnden ist, je häufiger die Ver-
handlungen wiederholt werden müssen, und je geringer die Handelsgewinne 
aus den Verhandlungen sind, desto stärker wird das Gewicht von Verhand-
lungskosten. Es spricht also vieles dafür, daß freie Verhandlungen nur bei 
geringer Wiederholungszahl und hohen Handelsgewinnen effizient sind. 
Dies sind i. d. R. langfristige Verträge, die mit Investitionsentscheidungen 
verbunden sind. Nun ist weder bei freien Verhandlungen noch bei unabhän-
giger Preisbildung gesichert, daß jedes gewinnbringende Transportgeschäft 
auch tatsächlich zustande kommt. Erhält der Transporteur jedoch einen 
Anteil vom Handelsgewinn der Transportleistung nachfragenden Unterneh-
men, so ist effiziente Rationierung auch in seinem Interesse. Je größer der 
Preisunterschied zwischen Gütern in zwei Regionen ist, desto stärker 
werden die Handelspartner von dem Transport des preiswerteren Gutes in 
die teurere Region profitieren. Je höher der Gewinn der Transportnachfra-
ger ist, desto höher wird auch der Gewinn des Anbieters der Transportlei-
stung sein. Den Autoren ist ein Beispiel für diese Verteilungsregel bisher 
nur aus der amerikanischen Elektrizitätswirtschaft bekannt. 

Ein Beispiel für freie Verhandungen aus dem Güterfernverkehr ist die 
Deutsche Bundesbahn, die zu frei verhandelbaren Preisen Transportleistun-
gen anbieten kann. 19 Im Western Systems Power Pool der amerikanischen 
Elektrizitätswirtschaft bieten die Stromversorgungsunternehmen neben der 
Belieferung mit Strom auch die reine Transportleistung an. An dieser Börse 
nehmen 24 Versorgungsunternehmen mit unterschiedlichen Erzeugungska-
pazitäten teil. Neben Preisen und Mengen für Angebot und Nachfrage von 
Strom werden dort über einen zentralen Broker auch freie Übertragungska-
pazitäten von Strom gehandelt. Die Informationen über die Nachfrager und 
Anbieter von Transportleistungen werden in Computersystemen gesammelt 
und sind jederzeit frei abrufbar. Die Preise für die Transportleistung sind 
dann zwischen den Parteien frei verhandelbar. Lediglich eine untere Preis-
grenze wurde festgelegt. 

Es ist jedoch nicht abzustreiten, daß sich vertikal integrierte Unterneh-
men, die auf ihren Beschaffungs- und Absatzmärkten in Konkurrenz zu den 
Unternehmen treten, für die sie Transportleistungen anbieten, sich in einem 

19 Die ursprüngliche Tarifierungspflicht der Bundesbahn im Güterverkehr wurde 
durch die weitgehende Schaffung von Ausnahmebereichen immer weiter einge-
schränkt, so daß die Bundesbahn einzelnen Nachfragem gegenüber Verhandlungs-
spielräume besitzt. Zu beachten ist allerdings, daß die Bundesbahn in scharfem 
Wettbewerb zu Straße und Wasserstraße steht. 
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Regime freier Verhandlungen strategisch verhalten. Man muß befürchten, 
daß sie ihre quasimonopolistische Stellung ausnutzen, indem sie entweder 
Transporte zu überhöhten Preisen anbieten, Transportkapazität verweigern 
oder notwendige Investitionen in die Erweiterung der Transportkapazität 
nicht vornehmen. Hier wird der Bezug zum zu Grunde liegenden Ordnungs-
rahmen besonders deutlich. Bei freiem Leitungsbau entsteht für den Netzbe-
treiber eine obere Preisgrenze, die er nicht überschreiten kann, ohne Gefahr 
zu laufen, daß sich Dritte im Markt als Transporteure engagieren. 

4.2 Festgelegte/Regulierte Transporttarife 

Ähnlich wie in einem System freier Verhandlungen sind die Transport-
mengen und die Transportkapazitäten in diesem Ordnungsrahmen weiterhin 
Gegenstand bilateraler Verhandlungen. Lediglich die Transportpreise unter-
liegen einer Tarifierungspflicht. Zwar wird dadurch die diskriminierungs-
freie Bereitstellung von Transportkapazitäten sichergestellt, eine kurzfristige 
Anpassung der Preise an geänderte Marktgegebenheiten wird jedoch 
erschwert. Auch an dieser Stelle bietet sich ein Verweis auf die Deutsche 
Bundesbahn (Deutsche Bahn AG) an. Sie ist im Personenverkehr verpflich-
tet, jeden Nachfrager über ein beliebige Strecke von Transportkilometern 
zu befördern (Kontrahierungspflicht). Verhandlungsgegenstand ist lediglich 
die Transportstrecke. Die nötige Kapazität hat die Bahn bereitzustellen. Der 
Kunde kann jedoch zwischen verschiedenen Qualitäten wählen (InterCity, 
InterRegio, ICE etc.) über die er auch die Priorität seiner Beförderung 
(Lieferung) bestimmt. Eine den Bahnpreisen entsprechende Matrix von 
Preisen für den Transport zwischen verschiedenen Zonen wird von British 
Gas benutzt. 

Die gesamte Transportgebühr setzt sich aus einem fixen und einem varia-
blen Preiselement zusammen. Beide Elemente werden abhängig von der 
Transportstrecke berechnet. Die vom Durchleitenden zu zahlende Gebühr 
berechnet sich wie folgt: 

Durchleitungsgebühr = Maximale Kapazität während der Kontraktperiode 
. Capacity Element (fixe Gebühr) 
+ durchgeleitete Gasmenge 

Commodity Element. 

Zu beiden Elementen wird noch eine vom Konsumenten zu zahlende 
Anschlußgebühr addiert. 

Ein weiteres Beispiel bietet der Florida Energy Broker, eine Organisation 
von Elektrizitätsunternehmen, die mittels kurzfristigen Handels Grenzko-
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Tabelle 1 
Transportpreiskomponenten für Gas von zwei der fünf Hauptanlande-

stationen zu ausgewählten Städten 

St Fergus Easington 

Commodity Capacity Commodity Capacity 
p/th p/pdtla p/th p/pdtla 

Aberdeen 0,4 93,4 0,9 217,6 
Glasgow 0,9 212,9 0,8 190,7 
Carlisle 1,2 283,3 0,7 156,1 

p/th: pence per 100 thermal units 
p/pdtla: pence per peak day therm per annum (100 therms) 

25 

stenunterschiede in der Stromerzeugung ausnutzen wollen. Die Tarife der 
beiden transportierenden Unternehmen sind zwar freiwillig gesetzt bzw. 
ausgehandelt worden, sie bedürfen allerdings, ebenso wie die die gesamte 
Marktorganisation, der Genehmigung der einzelstaatlichen und bundeswei-
ten Regulierungsinstanzen. 

4.3 Märkte für jede Transportstrecke 

Im Unterschied zu den beiden bisher dargestellten Verfahren werden hier 
nicht komplette Transportstrecken zum Verhandlungsgegenstand, sondern 
Strecken zwischen Knotenpunkten. Diese Form der Preisbildung wird vor 
allem für Transporte in Stromnetzen gefordert, da hier aufgrund der Last-
flüsse nach dem Kirchhoffschen Gesetz die tatsächlichen Stromflüsse nur 
selten den kontrahierten Flüssen entsprechen. Durch eine Festlegung von 
Preisen an Knotenpunkten (i.e. an Einspeise- und Entnahmepunkten) wird 
den individuellen Netzbelastungen entsprochen.2o Allerdings ist diese Form 
der Preisbildung, so einleuchtend sie unter ökonomischen Aspekten sein 
mag, mit hohem Informationsaufwand und hohen Koordinationskosten ver-
bunden. Sie ist daher nicht ohne weiteres auf andere Transportmärkte über-
tragbar. Die Zusatzkosten für diese Form der Preisbildung sind in Strom-
netzen relativ gering, da jeder Netzbetreiber ohnehin die Stabilität seines 
Netzes jederzeit sicherstellen muß (Lastmanagement) und Kontrollkosten 
unabhängig vom Preisbildungsmechanismus anfallen. 

20 Hogan (1992). 
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5. Auktionen 

Statt Preise zu regulieren, kann versucht werden, diese Preise von Märk-
ten bestimmen zu lassen - wobei es allerdings wahrscheinlich ist, daß 
solche Märkte etabliert und organisiert werden müssen. Kurz: anstelle von 
Preisen können Märkte reguliert werden. 

Hochorganisierte Märkte dieser Art sind Börsen (Double Auctions) und 
einseitige Auktionen. Die notwendige Frequenz der Auktionen bestimmt 
sich aus der Volatilität von Angebot und Nachfrage. 

5.1 MarktforEOen 

Transportauktionen können, abhängig von den zu transportierenden 
Gütern und der Zahl der Netzbesitzer, unterschiedlich organisiert sein. Als 
grobe Einteilung kann man von den in Tabelle 2 beschriebenen Fällen aus-
gehen. 

Homogene Güter 

Heterogene Güter 

Tabelle 2 
Grobe Einteilung von Transportauktionen 

Eine Netzgesellschaft 

(i) Anbieter und/oder 
Nachfrager bieten 

(iii) (Anbieter, Nachfrager) 
-Paare bieten 

Viele Leistungsbesitzer 

(ii) Leitungsbesitzer und 
Anbieter und/oder Nach-
frager bieten 

(iv) Leitungsbesitzer und 
(Anbieter, Nachfrager) 
-Paare bieten 

Im Fall (i) kann die Netzgesellschaft gleichzeitig die Organisation der 
Auktionen vornehmen. Der Auktionator kann Anbieter und/oder Nachfrager 
nach dem Ziel der Maximierung der Renten gemäß Geboten und Transport-
kosten auswählen, i. e. 

(MI) max (Summe der Zahlungsbereitschaften der ausgewählten Nachfrager 
- Summe der Forderungen der Anbieter - Transportkosten) 

mit Nebenbedingung Angebot = Nachfrage. 

Wenn die Nachfrage exogen gegeben ist, so kann die entsprechende 
Summe der Zahlungsbereitschaften einfach konstant gesetzt werden?l 

21 Dies ist im Prinzip die Vorgehensweise im englischen Spotmarkt für Elekrizi-
tät. Die Entfemungskosten werden dort allerdings nicht explizit berücksichtigt. 
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Im Fall (iii) müssen sich Paare von Anbietern und Nachfragern bilden, 
die um Transporte von Punkt A nach Punkt B bieten. Es ist dabei gleich, 
wer von den beiden auf dem Transportmarkt agiert. Die Netzgesellschaft 
(der Auktionator) wird die Transporte auswählen, welche die 

(M2) Summe der Zahlungsbereitschaften für ausgewählte Transporte 
- Transportkosten 

maximieren. 
Sind Netz und Transportmittel unterschiedlich (e. g. der Luftverkehr mit 

Slots und Start- und Landekapazitäten = Netz und mit Flugzeugen; die 
Eisenbahn mit Schient!n und Zügen), so können die Besitzer der Fahrzeuge 
die Transportnachfrage bündeln und mit solchen Aggregaten in die Auktion 
gehen. 

Im Fall (ii) nehmen nicht nur Anbieter und Nachfrager sondern auch die 
Leitungsbesitzer an der Auktion teil. Die Zielfunktion, die der Aktionator 
maximiert, ist 

(M3) max (Summe der Zahlungsbereitschaften der ausgewählten Nachfrager 
- Summe der Forderungen der ausgewählten Anbieter 
- Transportkosten) 
mit Nebenbedingungen Güterangebot = Güternachfrage 

Transportangebot ~ Transportnachfrage. 

Der Fall (iv) ist erkennbar eine Synthese aus (ii) und (iii). 

5.2 Ein Beispiel 

Nehmen wir an, die Situation (iii) läge vor. Die Preisregel (über die wir 
bisher noch nicht gesprochen haben) besage: jeder akzeptierte Bieter zahlt 
gemäß seines Gebotes. Es seien Transporte von A nach D, von B nach E 
und von C nach F zu tätigen. Transportvolumen und Gewinne aus Trans-
port werden angenommen als 

Bieter (A,D) (B,E) (C,F) 
Transportvolumen 100 100 100 
Gewinn aus Transport 1000 500 200. 

Die kurzfristigen Transportkosten haben einen Verlauf, wie in Abbildun-
gen 1 und 2 dargestellt. Im Gleichgewicht zahlen Bieter 1 = (A,D) und 
Bieter 2 = (B,E) je 400 = Zusatzkosten beim Übergang von 100 auf 200 
transportierte Einheiten, Bieter 3 = (C,F) kommt nicht zum Zuge (siehe 
Abbildung 2). 
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Gewinne aus 

-~;. Transport 
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Zusatzkosten 
des Transports 

300 
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Abbildung 2: Das stilisierte Netz und die Gleichgewichtsgebote in einer Auktion 
mit der Preisregel "Die ausgewählten Bieter zahlen gemäß ihrer Gebote", mit der 
Allokationsregel "Der Netzbetreiber wählt die Bieter aus, die seinen Gewinn maxi-
mieren" und dem daraus resultierenden Gleichgewicht: ,,1 und 2 bieten 400, 3 bie-

tet weniger als 400". 

5.3 Eine Verallgemeinerung für "kleine" Bieter 

Ein Bieter kann im folgenden der Anbieter oder Nachfrager eines homo-
genen Gutes oder ein Anbieter-Nachfrager-Paar oder der Besitzer eines 
Teilnetzes sein. "Kleine Bieter" sind hier solche, die nur ein Gebot abge-
ben. Wir nehmen also an, daß die Besitzer von Teilnetzen nur ihr ganzes 
Teilnetz zu einem Gesamtpreis anbieten und nicht einzelne Strecken oder 
sogar Kapazitäten einzelner Strecken. 

Die Preisregel besage, daß jeder erfolgreiche Bieter den von ihm gefor-
derten Betrag bekommt (den von ihm angebotenen Betrag zahlt). Der Auk-
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das Ziel, ein "Team" T aus allen Bietern auszuwählen, 

S(T) = Summe der gezahlten Beträge 
- Summe der geforderten Beträge 
- Summe der Transportkosten 

maJnmlert unter den Nebenbedingungen "die Transporte sind technisch 
möglich" und - bei homogenen Gütern - "Angebot = Nachfrage". 

Diese Struktur ist von einem der Autoren (Bolle 1994) untersucht 
worden.22 Das Hauptergebnis besagt, daß es immer Gleichgewichte in 
reinen (Biet-)Strategien gibt und daß alle Gleichgewichte effizient sind. 

Die Transportkosten hängen vom ausgewählten Team von Anbietern und 
Nachfragern ab, womit zunehmende und abnehmende Grenzkosten außer in 
Spezialfällen nur noch intuitive Bedeutung haben. In solchen Spezialfällen 
läßt sich zeigen, daß zunehmende Grenzkosten zu eindeutigen Gleichge-
wichten führen, während abnehmende Grenzkosten ein Kontinuum von 
Gleichgewichten implizieren. Wir sollten uns an dieser Stelle daran erin-
nern, daß die kurzfristigen Grenzkosten des Transportes auf einer Strecke 
steigend sind (siehe Abbildungen 1 und 2). 

Kann ein Bieter mehrere Gebote abgeben ("großer" Bieter), so haben wir 
es mit einer Multiple Bid Auction zu tun. Bei solchen Auktionen können 
wir im allgemeinen nicht mehr mit einem effizienten Ergebnis rechnen 
(Bolle 1993). 

5.4 Experimente 

Es gibt einige Experimente, die die Struktur der oben skizzierten Auktio-
nen aufweisen, nicht notwendig allerdings deren Einkleidung als Transport-
probleme. Zwei zentrale Fragen lassen sich mit Hilfe solcher Experimente 
angehen. Erstens: Wie ist es mit der Effizienz der aus den Auktionen ermit-
telten Allokationen bestellt? Zweitens: Was geschieht in Fällen, in denen 
einzelne Marktteilnehmer aufgrund ihrer strategischen Position den größten 
Teil der Effizienzgewinne für sich beanspruchen können? Letzteres tritt in 
Netzen sehr leicht auf. 

Die Standardkritik an solchen und anderen Experimenten ist, daß die not-
wendig sehr beschränkten Anreize in Experimenten (i. a. Markbeträge ) 
wenig zur Erklärung ,,realen" Verhaltens beisteuern können, bei denen es 
um Millionen gehen kann. Auch zeigt sich in Experimenten immer wieder, 
daß der Kontext (Einkleidung, "Framing") einen 'mal mehr 'mal weniger 
großen Einfluß auf das Ergebnis hat. Dennoch wendet sich eine zuneh-

22 Dabei werden noch weitere Annahmen benötigt. 
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mende Anzahl von Ökonomen solchen Experimenten zu - schließlich sind 
die beobachteten Fähigkeiten, Verhaltensmuster und -normen nicht völlig 
losgelöst von ihren Entsprechungen im "wirklichen Leben". 

Wir wollen im weiteren kurz auf die Ergebnisse von vier Experimenten 
eingehen, von denen nur das letzte auch die Einkleidung als Transportmarkt 
aufweist. 

Ultimatum Bargaining (Güth et al. 1982; viele Folgeexperimente). Zwei 
Spieler entscheiden über die Auf teilung eines gewissen Geldbetrages g. 
Spieler 1 fordert für sich a1 mit 0 ~ a 1 ~ g. Wenn Spieler 2 dieser For-
derung zustimmt, dann erhält 1 den Betrag a1 und 2 den Betrag 
a2 = g - a 1. Für unseren Transportmarkt heißt das entweder, daß Spieler 
1 der Netzbetreiber ist, der den Transportpreis festlegt, oder daß Spieler 1 
den einzigen Nachfrager nach Transportleistung in der oben beschriebenen 
Auktion darstellt. g ist jeweils der Effizienzgewinn, wenn der Transport 
zustande kommt. 

Das eindeutige Gleichgewicht in diesem Spiel ist die Forderung von g 
(oder g - c, c = kleinste Geldeinheit) durch Spieler 1. Spieler 2 akzeptiert 
die Forderung und erhält nichts oder fast nichts. Im Experiment stellt sich 
heraus, daß dieses Gleichgewicht für Spieler 2 (und vielleicht auch für 
Spieler 1) nicht akzeptabel ist. Hohe Forderungen von 1 werden abgelehnt. 
Deshalb(?) erhebt 1 i. a. auch nur Forderungen a1 = g / 2 bis höchstens 
2g / 3. Die Akzeptanzraten (ungefähr gleich Effizienz) im ersten Ultimatum 
Bargaining Experiment (Güth et al. 1982) waren 79 - 83 %. In einer Viel-
zahl von Folgeexperimenten (für einen Überblick siehe z.B. Güth und Tietz 
1982) sind ähnliche Werte gefunden worden. 

Team Selection mit zwei Bietern (Bolle 1994). Wir haben zwei Bieter 1 
und 2, die z.B. ähnlich wie in Abbildung 2 bestimmte Beträge für einen 
Transport bieten. Der Auktionator kann dann zwischen den Teams fZ), {I}, 
{2} und {1,2} wählen. Seine Zielfunktion ist (M4). Wie im Ultimatum 
Bargaining Experiment zeigt es sich, daß spieltheoretische Gleichgewichte 
nur geringen Einfluß auf das Verhalten der Versuchspersonen haben. Neben 
Gerechtigkeitsnormen spielt nun aber auch schon die Bewältigung der 
beträchtlich schwierigeren strategischen Situation eine Rolle. Vom maximal 
erreichbaren Effizienzgewinn werden 80 - 89 % erreicht. 

Space Station Problems (Banks et al. 1989; Platt/Porter ohne Datum). 
Die Einkleidung des Experiments sieht die Beschickung einer Raumstation 
mit Projekten vor, von denen jedes die knappen Ressourcen Arbeitszeit, 
Energie und Masse benötigt. Sechs bis sieben Bieter können jeweils ein 
Projekt vorschlagen. Offenbar ist dieses Problem von seiner Struktur her 
wieder ein Team Selection Problem. Übertragen auf den Transportmarkt 
könnte man die drei Ressourcen einfach als Leitungen oder allgemeiner als 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



Die Preisbildung für Transporte in Netzen 31 

Netzteile interpretieren. Man kann aber auch konstatieren, daß bei der 
Abwicklung realer Transporte neben dem reinen Transport auch Be- und 
EntIadekapazitäten bereitstehen müssen und daß das Team der Transporte 
die Verwaltungskapazitäten des Transporteurs nicht übersteigen darf. 

Es werden vier Marktstrukturen/Preisregeln getestet. Erstens die Etablie-
rung von drei dezentralen Märkten für die drei Ressourcen; zweitens durch 
den Auktionator NASA festgelegte Preise (posted Prices); drittens der soge-
nannte AUSM23, der gleich dem oben beschriebenen Team-Selection-Spiel 
mit gewissen Revisionsmöglichkeiten ist; viertens (nur bei Banks et al.) 
eine Vickrey-Auktion.24 Die Effizienz der Ergebnisse als Prozentsatz der 
Maximal erziel baren Gewinne ist in Tabelle 3 angegeben. 

Tabelle 3 
Die Effizienz verschiedener Marktorganisationen in zwei Experimenten 

Dezentrale Märkte 
Posted Prices 
AUSM 
Vickrey Auction 

Banks et al. (1989) 

66% 

64% 

78 - 81 % 
78% 

Effizienz 

Platt/Porter (ohne Datum) 

86 - 91 % 

60 - 63% 

79% 

Bemerkenswert ist, daß der bei sechs bis sieben Spielern doch schon 
recht komplizierte AUSM auf so gute Effizienzwerte kommt. Die sehr 
unterschiedlichen Ergebnisse im Fall dezentraler Märkte sind erklärungsbe-
dürftig. 

Gas Transportation Network (Rassenti et al. , 1991). In diesem Experi-
ment geht es um Gastransporte in einem Netz mit neun Leitungen und acht 
Knotenpunkten. Im Basisexperiment gibt es sechs Käufer, drei Produzenten 
und drei Spieler, die sowohl Produktionskapazitäten als auch Leitungen 
besitzen. Die Auktion verläuft wie oben unter (ii) beschrieben. Es gibt aber 
wie bei AUSM Revisionsmöglichkeiten der Gebote. Die Effizienz des ex-

23 Adaptive User Selection Mechanism. 
24 Dies ist eine Verallgemeinerung der von Vickrey (1961) vorgeschlagenen 

Preisregel. Sei T das gemäß der offenbarten Zahlungsbereitschaften und Kosten 
wohlfahrtsmaximierende Team. Eine Wohlfahrtsdifferenz zwischen T-{i} und dem 
optimale Team, das aus der Erweiterung von T-{i} entsteht. Unter dieser Preisregel 
ist es eine dominante Strategie für alle Bieter, die Wahrheit zu sagen. 
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perimentellen Marktes liegt bei 85 %, was angesichts des komplizierten 
Netzes ein erstaunlich guter Wert ist. 

In einem veränderten Experiment wurde die Quasimonopolposition eini-
ger Leitungsbesitzer dadurch geschwächt, daß die Kapazität ihrer Leitungen 
jeweils auf zwei Spieler aufgeteilt wurde. Dieser Zuwachs an Kompetivität 
schlug sich in einer Erhöhung der Effizienz auf 89 % nieder. 

Kann man aus den Experimenten für die Praxis lernen? Wie bereits in 
den Vorbemerkungen zu diesem Abschnitt gesagt, ist die Botschaft, die 
man aus Experimenten erhält, weder klar noch sicher. Dennoch ergeben 
sich einige Anhaltspunkte. Die geschilderten Experimente sprechen dafür, 
daß 
- Auktionsmärkte auch für Transporte in Netzen funktionieren können, 

wenn auch mit (unvermeidlichen?) Reibungsverlusten,25 
- strategische Vorteile (Quasimonopole) oft nicht vollständig genutzt 

werden können. 

6. Was tun? 

Der Transport in Netzen stellt (beinahe) unbestritten ein natürliches 
Monopol dar. Traditionell ist der Transport und die Güterverteilung über 
Netze in integrierten Monopolen konzentriert. (Ausnahmen sind das Stra-
ßen- und Kanalnetz, die allen Nutzern steuer- und manchmal auch gebüh-
renfinanziert zur Verfügung stehen.) Lohnt es sich angesichts der theore-
tisch wie empirisch unklaren Situation eigentlich, das sichere Regime sol-
cher i. a. preisregulierten Monopole zu verlassen und sich auf Regime mit 
Güter- und möglicherweise auch Transportmärkten einzulassen? Der Erfolg 
ist nicht garantiert und (was die Vertreter der Monopole immer wieder 
betonen) die Risiken sind hoch. Hierzu kann eigentlich nur festgestellt 
werden, daß einer politischen Entscheidung selten ein verläßliches theoreti-
sches und empirisches Fundament unterliegt. 

Die vielleicht umfangreichste und radikalste Umgestaltung eines öffentli-
chen Versorgungssystemes ist die Neuorganisation des Elektrizitätsmarktes 
in England und Wales. Diese Umgestaltung im Hinblick auf maximal mög-
lichen Wettbewerb (unter wesentlicher Einbeziehung von Auktionen) ist 
praktisch ohne irgendein theoretisches Fundament erfolgt. Erst im Anschluß 
an die Umgestaltung hat man begonnen, adäquate Analyseinstrumente zu 
entwickeln. Der (empirisch zu ermittelnde) Erfolg des Systems ist von 
seiner Gesamtbewertung her noch unklar, große Produktivitätsfortschritte 

25 Wir wissen wenig über die Effizienz realer Märkte - insofern ist die Frage, ob 
80% viel oder wenig sei, schwer zu entscheiden. 
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scheint es aber zumindest im Bereich der Erzeugung zu geben. Die Preis-
bildung für Transporte im Elektrizitätsnetz ist allerdings noch grob und 
unzureichend. 

Im europäischen Rahmen strebt die Kommission Durchleitungsverpflich-
tungen für Eigentümer von Gas- und Elektrizitätsnetzen an. Wegen des star-
ken Widerstandes aus den betroffenen Industrien ist allerdings bisher keine 
funktionsfähige Regelung in Sicht. Wenn man sich vor Augen hält, wie 
lange der entsprechende Prozeß unter wesentlich günstigeren Bedingungen 
in der britischen Gasindustrie gedauert hat und welche einschneidenden 
Maßnahmen letztlich ergriffen werden mußten, kann von der Vorgehens-
weise der Kommission kein großer Erfolg erwartet werden. Vielleicht sollte 
man sich speziell in der Gasindustrie auf den Aufbau eines Auktionsmark-
tes konzentrieren, bei dem allerdings zu sichern wäre, daß die Kapazität der 
vielen Rohrleitungen, die einem Konsortium gehören, entsprechend den 
Anteilen der Eigner unabhängig angeboten würde. 

Die zentrale Aufgabe von Märkten besteht in der Verarbeitung von Infor-
mationen und deren Komprimierung in Form von Preisen. Transportmärkte, 
die diese Aufgabe schnell und effizient lösen, können sich wegen der Eco-
nomies of Scope in Netzen nicht spontan bilden. Dieses Papier hat kein 
Patentrezept entwickelt, solche Märkte zu organisieren. Wir glauben aller-
dings, daß die besten Chancen in einer börsenähnlichen Institution liegen 
könnten. 
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Zusammenfassung der Diskussion 

Die Diskussion konzentriert sich im wesentlichen auf die beschriebenen 
Auktionsexperimente und ihre Übertragbarkeit auf "reales" Verhalten. 
Dabei dreht es sich um den Problemkreis theoretisch zu ermittelnder 
Gleichgewichtslösungen, Informationsstand der Bieter und deren Verhalten. 
Die Experimente haben gezeigt, daß eine große Lücke zwischen den theo-
retisch zu erwartenden Lösungen und dem beobachtbaren Verhalten besteht. 
Auch eine Diskussion der Gleichgewichtsstrategien mit Teilnehmern an 
Experimenten vor deren Beginn ändert daran nichts. Statt dessen spielen 
Normen gerechter Verteilungen und fairen Verhaltens bei den Entscheidun-
gen eine wichtige Rolle. 

Außerdem werden die Größenordnung der Auszahlung bzw. die Relevanz 
ihrer Differenzen als denkbare Einflußgröße auf das Verhalten angespro-
chen. Auch die Möglichkeit durch Anwendung der Lösungskonzeption 
Rubinsteins zu ganz anderen Gleichgewichten zu gelangen wird diskutiert. 

Die Frage nach möglichen Lerneffekten der Beteiligten wird dahinge-
hend beantwortet, daß solche entweder gewollt sind, oder nicht auftreten 
können, da die betrachten Auktionen nur einmal durchgeführt werden. 
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Viele der anderen bekannten Auktionsfonnen können nicht angewandt 
werden, da es für den Auktionator bei der Bestimmung der optimalen 
Lösung des Team Selection Problems unumgänglich ist, sämtliche Gebote 
zu kennen. 
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Regionale öffentliche Güter 

Von Hans Wiesmeth, Dresden 

Abstract 

Öffentliche Güter spielen für die wirtschaftliche Entwicklung einer Region, aber 
auch für die überregionale Zusammenarbeit eine grundlegende Rolle. Probleme, die 
in diesem Zusammenhang auftreten und zu lösen sind, berühren insbesondere die 
Frage nach der optimalen Menge der bereitzustellenden öffentlichen Güter, sowie 
deren Finanzierung. In der Praxis werden diese Probleme auf unterschiedliche Art 
und Weise behandelt und gelöst, so daß sich die Frage nach der Möglichkeit einer 
tieferen theoretischen Bergründung der einen oder anderen Vorgehensweise stellt. 
Für sogenannte regionale öffentliche Güter, charakterisiert durch regionale Überfül-
lungseffekte, wird ein Kernäquivalenztheorem das Konzept des Lindahl-Gleichge-
wichts theoretisch untermauern. 

1. Einleitung 

Bei einem wirtschaftlichen oder politischen Zusammenschluß regional 
unterschiedlicher Gebiete sind öffentliche Güter oft in einem entscheiden-
den Ausmaß und an entscheidender Stelle beteiligt. In vielen Fällen führt 
so die Möglichkeit einer umfassenderen Bereitstellung eines öffentlichen 
Gutes zu einem Zweckbündnis. Erkennbar wird dies am Beispiel der 
NATO mit dem Angebot des öffentlichen Gutes "Verteidigung", aber auch 
bei regionalen Zweckbündnissen, bei denen Güter mit wesentlichen Eigen-
schaften öffentlicher Güter erstellt werden sollen, wie etwa im Fall eines 
Abwasserzweckverbandes. Andererseits ermöglicht ein überregionaler 
Zusammenschluß häufig erst die Bereitstellung bestimmter öffentlicher 
Güter, ist in diesem Sinne also notwendig für das Angebot an diesen 
Gütern. Das Beispiel der EG zeigt dies in Hinblick auf die durch den 
Zusammenschluß ermöglichte Anpassung und Angleichung der wirtschaftli-
chen und gesetzlichen Rahmenbedingungen, in räumlich kleineren Gebieten 
kann etwa das Beispiel eines Verkehrsverbundes herangezogen werden. Zu 
berücksichtigen ist weiter, daß die Stabilität einer wirtschaftlichen oder 
politischen Union auch davon abhängt, inwieweit es gelingt, sich über ein 
geeignetes Angebot an öffentlichen Gütern einig zu werden. Mit einem ein-
fach strukturierten Modell erörtert und untersucht so Feinstein (1992) diese 
Frage am Beispiel der EG. Insgesamt aber ist festzuhalten, daß dieser wich-
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tige Aspekt bis jetzt kaum Gegenstand einer umfassenderen empirischen 
Analyse geworden ist. 

Dieses Problem der Ausgestaltung und der Menge der für einen regiona-
len Zusammenschluß bereitzustellenden öffentlichen Güter sowie deren 
Finanzierung ist offensichtlich eng verknüpft mit dem Aspekt einer geeig-
neten, von den Mitgliedern der Union akzeptierten Vorgehensweise bei der 
Aggregation von Präferenzen bezüglich der relevanten öffentlichen Güter. 
Aus der Sicht der ökonomischen Theorie stellt sich somit die Frage nach 
einem effizienten und gerechten, einem "sozialverträglichen" Allokations-
mechanismus. Ein Blick auf die Praxis zeigt allerdings, daß dieses Alloka-
tionsproblem sehr unterschiedlich angegangen und "gelöst" werden kann. 
Für den Bereich der NATO beispielsweise machen OlsonlZeckhauser 
(1966) auf eine empirisch nachprüfbare ungleiche Verteilung der Kosten zu 
Gunsten der kleineren Nationen aufmerksam. Unterstellt man nun ein nicht-
kooperatives Verhalten der Mitgliedsländer in bezug auf die Bereitstellung 
des öffentlichen Gutes "Verteidigung", so zeigt der durch das Nash-Cour-
not-Gleichgewicht bestimmte Allokationsmechanismus, daß größere Mit-
gliedsländer, die unter den gegebenen Annahmen dem öffentlichen Gut 
Verteidigung einen höheren Wert zumessen, einen überdurchschnittlich 
hohen Anteil an den Kosten zu tragen haben. Eine ungleiche Verteilung der 
Kosten ist deshalb unvermeidlich, weil die größeren Nationen eine ver-
gleichsweise schwache Verhandlungsposition haben, um die kleineren 
Nationen zu höheren Beiträgen zu veranlassen (vgl. auch WeberlWiesmeth 
[1991 aD. Anders verhält sich die Sachlage in der EG. Die gemeinsame 
Politik wird dort nach festen Regeln finanziert, über die zu produzierenden 
Güter, insbesondere auch die öffentlichen Güter, entscheiden jedoch im 
wesentlichen Kommission und Ministerrat der EG. Da in wichtigen Fragen 
einstimmige Beschlüsse zu fassen sind, werden gelegentlich "Pakete" zur 
Abstimmung gestellt. Dieses "Package Dealing" ermöglicht dann auch die 
Zustimmung derjenigen Mitgliedsländer, die ansonsten durch eine 
bestimmte einzelne Beschlußvorlage benachteiligt würden. Eine ähnliche 
Überlegung gilt für die durch die Einheitliche Europäische Akte erweiterten 
Möglichkeiten einer Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit (vgl. dazu 
auch WeberlWiesmeth [1991bD. 

Diese und andere in der Praxis erprobten Mechanismen führen in der 
Regel zu ökonomisch ineffizienten Ergebnissen (vgl. etwa AtkinsonlStiglitz 
[1980], Lecture 16). Weiter ist im Fall einer Mehrheitsabstimmung der 
durch das Verfahren festgelegte Allokationsmechanismus selbst gelegent-
lich Ziel der Kritik. Für die EG zeigt sich dies etwa am Beispiel der Dis-
kussionen über den Vertrag von Maastricht. Damit genügen diese praxis-
relevanten Mechanismen den oben erwähnten Anforderungen nur sehr 
bedingt. 
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Die ökonomische Theorie hat nun verschiedene Lösungskonzepte hervor-
gebracht, die in diesem Zusammenhang dem Effizienzkriterium genügen 
und die auch dem Gerechtigkeitsaspekt in gewisser Weise entgegenkom-
men, die aber aus verschiedenen anderen Gründen in der Regel als nicht 
praktikabel angesehen werden. Dazu zählt insbesondere das Konzept des 
Lindahl-Gleichgewichts, das vor allem wegen Problemen mit der Anreizver-
träglichkeit als "empirisch nicht relevant" eingestuft wird (vgl. etwa 
Roberts [1974]). Vergleichbare Überlegungen gelten dann auch für Bewer-
tungsgleichgewichte (vgl. Mas-Colell [1980]) und für Kostenverteilungs-
gleichgewichte (vgl. Mas-ColelllSilvestre [1989] und WeberlWiesmeth 
[1992]), die in der Literatur als Verallgemeinerungen des Lindahl-Gleichge-
wichts analysiert werden und die auch zu effizienten Allokationen führen. 

Trotz der eben erwähnten Unzulänglichkeiten des Lindahl-Gleichge-
wichts ist ein Aspekt zu berücksichtigen, der es von den anderen oben 
angesprochenen Lösungsverfahren unterscheidet. Der zugrundeliegende 
Allokationsmechanismus beruht auf dem Preismechanismus, wenn auch in 
einer gegenüber den privaten Gütern abgewandelten Form. Dieser Aspekt 
bringt das Lindahl-Gleichgewicht in eine gewisse Nähe zum herkömmli-
chen Konzept des Marktgleichgewichts. Um diese Parallele für das Lin-
dahl-Gleichgewicht ausnützen zu können, stellt sich daher zunächst die 
Frage, was das Marktgleichgewicht, abgesehen von der bekannten Effizienz-
eigenschaft, auszeichnet. 

Diese Frage nach einer theoretischen Untermauerung des Marktmechanis-
mus findet eine Antwort im Kemäquivalenztheorem, das im Fall einer 
"großen" Ökonomie eine kooperative Charakterisierung des Konzepts eines 
kompetitiven Gleichgewichts ermöglicht (vgl. Aumann [1964], Hildenbrand 
[1968]). Genauer entsprechen die Gleichgewichtsallokationen den Elemen-
ten des Kerns, die nicht-kooperativen Marktlösungen stimmen mit den 
kooperativen Kernlösungen überein. In diesem Sinne kann der Preismecha-
nismus dann als demokratisch, als sozialverträglich bezeichnet werden, 
obwohl natürlich zu beachten ist, daß das Ergebnis dieses Allokationsme-
chanismus, das kompetitive Gleichgewicht, im allgemeinen wesentlich von 
der vorgegebenen Verteilung der Erstausstattungen abhängt (vgl. Hilden-
brandlKirman [1976]). 

Dieses Ergebnis kann nun zunächst nicht auf das Lindahl-Gleichgewicht 
übertragen werden. Beispiele von Milleron (1972) und Muench (1972) 
zeigen, daß der Kern einer Ökonomie mit öffentlichen Gütern im allgemei-
nen sehr viel größer ist als die Menge der Lindahl-Gleichgewichte, jeden-
falls dann, wenn es keine Überfüllungseffekte gibt. Kleinere Koalitionen 
von Individuen sind dann benachteiligt und können eine vorgegebene Allo-
kation nur in Ausnahmefällen verbessern. Eine kooperative Charakterisie-
rung der Lindahl-Gleichgewichte scheitert demnach an der Kostendegres-
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sion, die im Fall reiner öffentlicher Güter mit einer größeren Zahl an der 
Finanzierung beteiligter Individuen verbunden ist. 

Allerdings vermindert sich dieser Nachteil kleinerer Koalitionen, wenn 
der Konsum der öffentlichen Güter durch Überfüllungseffekte beeinträchtigt 
wird. Dies ist der Fall für die hier zu betrachtenden regionalen öffentlichen 
Güter. Dazu ist ein System unterschiedlicher, jedoch in sich homogener 
Regionen vorgegeben, jeweils bewohnt von einer großen Zahl von Indivi-
duen. Ein öffentliches Gut, wie etwa ein öffentliches Schulsystem, ein 
Umweltgut oder ein Verteidigungssystem, das nun überregional, also für 
die Gemeinschaft dieser Regionen bereitgestellt werden soll, wird üblicher-
weise dezentral in den einzelnen Regionen produziert. Mit diesem lokalen, 
dezentralen Angebot sind aber häufig "Spillover-Effekte" verbunden (vgl. 
etwa Williams [1966] oder Pauly [1970]), so daß die Bewohner einer 
Region in einem gewissen Umfang auch vom Angebot der anderen Regio-
nen profitieren. Entscheidend ist aber nun, daß der Konsum der regionalen 
öffentlichen Güter durch lokale Überfüllungseffekte beeinträchtigt werden 
kann. Genauer bedeutet dies, daß eine Zunahme der Bevölkerung in einer 
gegebenen Region cet. par. den Konsum der öffentlichen Güter in dieser 
Region berührt, wohingegen eine Änderung der Bevölkerung in einer ande-
ren Region cet. par. möglicherweise keinen oder nur einen geringen derarti-
gen Effekt hat. 

Es zeigt sich nun, daß man für diese regionalen öffentlichen Güter den 
Aspekt der Kernäquivalenz zur Charakterisierung der Lindahl-Gleichge-
wichte wieder aufgreifen kann. Grundlage für diese Überlegungen ist eine 
Arbeit von Vasil'evlWeberlWiesmeth (1992) zur Kernäquivalenz von Lin-
dahl-Gleichgewichten in Ökonomien mit sogenannten halb-öffentlichen 
Gütern. In diesem Rahmen erhält man so über die Kernäquivalenz eine 
kooperative Charakterisierung der Lindahl-Gleichgewichte, durchaus ver-
gleichbar mit den entsprechenden Ergebnissen für große Ökonomien mit 
privaten Gütern. Der mit dem Lindahl-Gleichgewicht verbundene Alloka-
tionsmechanismus gewinnt damit für regionale öffentliche Güter wieder an 
Bedeutung. Diese Bedeutung wird noch durch die Tatsache verstärkt, daß 
die oben erwähnte Anreizproblematik in diesen regional strukturierten Öko-
nomien nur eine untergeordnete Bedeutung besitzt. 

Die ökonomische Relevanz der Kernäquivalenz wird in den folgenden 
Abschnitten immer wieder betont werden. Zunächst aber werden zusammen 
mit dem Begriff eines regionalen öffentlichen Gutes die grundlegenden 
Modellannahmen eingeführt, bevor im dann folgenden Abschnitt das Kon-
zept des Lindahl-Gleichgewichts sowie das Kernkonzept genauer betrachtet 
werden. Anschließend wird das Äquivalenztheorem formal analysiert. 
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2. Regionale öffentliche Güter 

Gegeben ist ein ökonomisches System E mit n verschiedenen, jedoch in 
sich homogenen Regionen. N = {I, ... , n} bezeichnet die Menge dieser 
Regionen. Eine Region i, i E N, wird jeweils bewohnt von einem Kon-
tinuum identischer Konsumenten. Die Menge T der Konsumenten wird 
genauer als Vereinigungsmenge Tl U ... U T n von abgeschlossenen, paar-
weise disjunkten Intervallen Ti der Länge J.Li mit 0 < J.Li < 00 für i E N auf-
gefaßt. Ti wird folglich mit der Menge der Konsumenten assoziiert, die 
Region i bewohnen. Insgesamt entspricht die formale Beschreibung der 
Ökonomie E der einer Typenökonomie (vgl. HildenbrandlKirman [1976]), 
bei der die unterschiedlichen Typen von Individuen den verschiedenen 
Regionen zugeordnet sind. Im Sinne der Regionalwissenschaft ist die Öko-
nomie E dann nach dem Homogenitätsprinzip gegliedert. Dies entspricht 
einer gängigen Vorgehensweise in Modellen, die einen wirtschaftlichen 
oder politischen Zusammenschluß unterschiedlicher Regionen zur Grund-
lage haben (vgl. etwa OlsonlZeckhauser [1966], WeberlWiesmeth [1991 b]). 

Es gibt I private Güter und m öffentliche Güter, bezeichnet mit den Indi-
zes L = {I, ... , I}, bzw. M = {I + 1, ... , 1+ m}. Die öffentlichen Güter 
werden zusätzlich klassifiziert nach der Region ihrer Herkunft. Bei einem 
Güterbündel x = (XL, xlr, ... , x~) entspricht also xi.t für i E N der Menge 
der einzelnen öffentlichen Güter, die in Region i produziert und bereitge-
stellt werden. Durch die mögliche Existenz von Spillover-Effekten wird nun 
angenommen, daß einem Konsumenten der Region i, i E N, öffentliche 
Güter im Umfang von 

zur Verfügung stehen, wobei die konstanten Koeffizienten gY) E [0,1] für 
i,j E N die Stärke der Spillover-Effekte zum Ausdruck bringen I (vgl. auch 
Williams [1966]). Gilt etwa gY) = 0 für alle i,j E N mit i =I- j, und g?) = 1, 
i E N, so ist die Wirkung von xi.t offenbar auf die Region i beschränkt, 
man erhält so den Fall eines in bezug auf die Region i lokalen öffentlichen 
Gutes. Analog ergibt sich ein reines öffentliches Gut für g ji) = 1 für alle 
i,j E N. 

Die exakte Definition des Begriffs eines regionalen öffentlichen Gutes 
beruht auf einigen weiteren grundlegenden Annahmen an die Struktur der 
Ökonomie: Ein Individuum tE Ti, also ein Bewohner der Region i, besitzt 
die Erstausstattung wi = (wL wi.t) E ~~+ x {O}. Es gibt folglich keine 

1 Der Einfachheit halber wird hier unterstellt, daß für alle hier betrachteten 
öffentlichen Güter dieselben Spillover-Effekte gelten. Die formale Analyse würde 
durch eine entsprechende Verallgemeinerung dieser Annahme nicht beeinträchtigt. 
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Erstausstattung bezüglich der öffentlichen Güter. Weiter ist Konsument 
tE Ti charakterisiert durch die Konsummenge XI = ~~+mn und durch die 
stetige, quasi-konkave und streng monoton wachsende Nutzenfunktion 
Vi: XI --> ~. 

Die Produktionsmöglichkeiten einer jeden Region der Ökonomie E 
werden durch die aggregierte Produktionsmenge Y ~ ~l+m angegeben. Y 
ist ein konvexer Kegel mit 0 E Y und mit Y M C ~~. Es wird also ange-
nommen, daß alle Regionen der Ökonomie gleichermaßen Zugriff auf diese 
Technologie haben. Man beachte, daß Y insbesondere auch durch konstante 
Skalenerträge charakterisiert ist. Diese Eigenschaft ist notwendig, um die 
Kerneigenschaft der Lindahl-Gleichgewichte sicherzustellen (vgl. etwa 
Kaneko [1976]). 

Ein erstes grundlegendes Konzept ist das einer für eine Koalition D 
erreichbaren Allokation, einer sogenannten D-erreichbaren Allokation. 
Wie üblich ist dabei eine Koalition eine nichtleere, meßbare Teilmenge 
von T. Eine Koalition D wird dann beschrieben durch ihr Profil 
7rD=(7rb, ... ,7r~) mit 7rb=/-L(DnTi) der Menge der Individuen aus 
Region i, die der Koalition D angehören. Mit s (D) wird schließlich der 
Träger von D bezeichnet, s (D) := {i E N : 7rb > O}. 

D fi .. 21 E· V k D - ( 1 n. 1 n) IOn(l+m). e 111ltl0n. III e tor x - XL> ••• , XL> X M ' ••• , X M E ~+ 1st 
eine D-erreichbare Allokation2, falls für jedes i E Nein yi E Y existiert mit: 

~ j i ~ j j+~ j 
~ 7r D X L = ~ 7r D W L ~YL> und x~ = Y~ für alle i E N. 

jEs(D) jEs(D) JEN 

Zu beachten ist bei dieser Definition, daß etwa im Fall einer T-erreich-
baren Allokation x T die Bewohner der Region i, i E N, die Mengen 
/-Li . (w~ - xD an den privaten Gütern zur Produktion der öffentlichen 
Güter beitragen. Tatsächlich werden in Region i bei der Allokation X T 

jedoch die Mengen - y~ eingesetzt, die von /-Li (w~ - xD natürlich ver-
schieden sein können. Die hier gegebene Definition einer erreichbaren Allo-
kation läßt somit Verlagerungen der Inputfaktoren und der Produktion der 
öffentlichen Güter über die Regionen zu. Dies entspricht einer Vorgehens-
weise, die einer überregionalen Zusammenarbeit angemessen ist. Die öko-
nomische Relevanz dieser Verlagerung der Produktion liegt aber nicht in 
einem etwaigen komparativen Vorteil, der aufgrund der unterstellten kon-
stanten Skalenerträge auch nicht gegeben ist, sondern allein in der Existenz 
der Spillover-Effekte, die durch die Bereitstellung der öffentlichen Güter in 
den einzelnen Regionen hervorgerufen werden. 

2 Der Einfachheit halber wird hier die Gleichbehandlung aller Individuen einer 
Region in dem Sinne unterstellt, daß alle dasselbe Güterbündel konsumieren. Eine 
allgemeinere Darstellung ist natürlich möglich. 
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I D - ( 1 n. 1 n) mn(l+m) . D . hb All st nun x - Xv ... 'XL'XM ' ... ,xM E::1L+ eme -errelC are 0-

kation, so stehen den Individuen in Region i, i E N, durch die mögliche 
Existenz von Spillover-Effekten öffentliche Güter im Umfang von 
xV = g\i) . x1 + ... + g~) . x~ zur Verfügung. Häufig wird allerdings der 
Konsum dieser öffentlichen Güter durch Übe1j"üllungseffekte beeinträchtigt, 
eine größere Zahl konsumierender Individuen reduziert cet. par. den indivi-
duellen Nutzen aus dem Konsum. Diese Beobachtung, die offenbar für 
viele öffentliche Güter zutrifft, war schon Gegenstand verschiedener theore-
tischer und empirischer Analysen (vgl. Borcherding/Deacon [1972], Oak-
land [1972], Roberts [1974], Brueckner [1981] und Feinstein [1992]). 

Für eine formale Umsetzung dieses Aspekts der Überfüllungseffekte wird 
nun ein System von Funktionen h = (h 1, ... , h n ) betrachtet, wobei für jedes 
i E N gilt: 

ist streng monoton wachsend in der i-ten Koordinate und ist normalisiert zu 
h i (/-L" ... , /-Ln) = h (7rT ) = /-Li. Ist also D eine Koalition mit Profil 7r D, so 
beschreibt h i (7r D) die für die Region i relevanten Überfüllungseffekte. 
Offenbar impliziert diese Formulierung, daß eine Koalition D mit einer 
D-erreichbaren Allokation x D Individuen, die nicht der Koalition ange-
hören, auch vom Konsum der in x D angebotenen öffentlichen Güter ausge-
schlossen werden kann. Natürlich ist es eine andere Frage, ob von dieser 
Ausschlußmöglichkeit auch Gebrauch gemacht wird. Roberts (1974) spricht 
in einem verwandten Zusammenhang von einem halb-öffentlichen Gut. 

Gegeben ist nun eine Koalition D und eine D-erreichbare Allokation x D . 

Die durch das System h beschriebenen Überfüllungseffekte führen nun für 
einen Konsumenten der Region i, der auch der Koalition D angehört, zum 
Nutzen: 

i (x~ x:;' ) 
v XL'h i (7rD)' ... 'h i (7rD) . 

Zur expliziten Berücksichtigung der Spillover-Effekte wird nun die Exi-
stenz einer stetigen, streng quasi-konkaven und streng monoton wachsenden 
Nutzenfunktion u i : 3?~+m -+ 3? unterstellt mit: 
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für jede D-erreichbare Allokation x D bezüglich einer beliebigen Koalition 
D. Der Nutzen, der für ein Individuum in Region i aus dem Konsum des 
Güterbündels (XL, xYJ) zu erreichen ist, hängt folglich ab von der Zahl aller 
anderen Individuen, die ebenfalls am Konsum der öffentlichen Güter betei-
ligt sind. 

Spezieller besteht die Möglichkeit, daß die Überfüllungseffekte lediglich 
von denjenigen Individuen ausgelöst werden, die in der betreffenden 
Region wohnen und einer vorgegebenen Koalition angehören. Dies trifft 
beispielsweise zu auf das öffentliche Schulsystem, falls für die in einer 
abgegrenzten Region wohnenden Kinder Schulpflicht in dieser Region 
besteht. Bei einer gegebenen Verteilung der Schulen, des hier zur Diskus-
sion stehenden halb-öffentlichen Gutes, führt so eine Änderung in der Zahl 
der schulpflichtigen Kinder in einer bestimmten Region lediglich dort zu 
Überfüllungseffekten, nicht aber in den anderen Regionen. Ähnlich gilt dies 
etwa auch für die Agrarmarktordnung der EG. Geht man der Einfachheit 
von einer Gleichverteilung der insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel 
aus, gilt also X YJ = (1 / n) (x 1, + ... + x~) für das in diesem Sinne halb-
öffentliche Gut Agrarbeihilfe, so hängt der Nutzen dieses Programms für 
den einzelnen Landwirt in einer bestimmten Region von der Zahl der ins-
gesamt aus dieser Region an diesem Programm partizipierenden Landwirte 
ab. 

Unterstellt man also, daß die Überfüllungseffekte in einer bestimmten 
Region nur von der Zahl der Individuen abhängen, die in dieser Region die 
betreffenden öffentlichen Güter konsumieren, so sind die öffentlichen Güter 
durch eine besondere regionale Eigenschaft ausgezeichnet, man erhält die 
regionalen öffentlichen Güter: 

Definition 2.2 Gilt für die Funktionen hi , i E N, welche die Überfül-
lungseffekte in Region i beschreiben, h i (7r D) = h i (7rb) für i E N, so sind 
die öffentlichen Güter regionale öffentliche Güter. 

Gilt etwa noch spezieller h i (7r D) = 7rb für i E N, so bedarf eine Ver-
dopplung der Zahl der konsumierenden Individuen in einer Region dem-
nach auch einer doppelten Menge der regionalen öffentlichen Güter, damit 
den Individuen kein Nutzenverlust entsteht. Die individuellen Beiträge zur 
Finanzierung der öffentlichen Güter ändern sich in diesem Fall nicht mit 
einer sich ändernden Zahl der regionalen Konsumenten. Roberts (1974) 
charakterisiert dies als "constant returns to group size". 

Abschließend wird zur Vereinfachung der Analyse noch unterstellt, daß 
die pareto-effizienten T -erreichbaren Allokationen der folgenden Randbe-
dingung genügen: 

Annahme 1 Sei x T = (xl, ... , x~ ; x 1" ... , x~ ) eine pareto-effiziente Allo-
kation. Dann gilt: 2:iEN J.LiX~ E lR l ++. 
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Diese Annahme reguliert also das Randverhalten der Nutzenfunktionen. 
Es ist damit nicht optimal, die gesamte Erstausstattung bezüglich eines pri-
vaten Gutes in die Produktion der öffentlichen Güter zu stecken. 

Unter dieser Annahme ist dann e n die Klasse aller Ökonomien E mit n 
Regionen, charakterisiert durch die Koeffizienten (gY)) für die Stärke der 
Spillover-Effekte und durch die Funktionen (h 1, ••• , hn ) für die Überfül-
lungseffekte. 

Im nächsten Abschnitt werden zwei wichtige Konzepte betrachtet, die 
zumindest eine theoretische Lösung des Allokationsproblems bei öffentli-
chen Gütern erlauben, nämlich das Konzept des Lindahl-Gleichgewichts 
und das Konzept der Kernallokation. Die praktische Relevanz dieser beiden 
Begriffe wird dann im Kernäquivalenztheorem für Ökonomien mit regiona-
len öffentlichen Gütern zum Ausdruck kommen. 

3. Kern und Lindahl-Gleichgewicht 

Gegeben ist wieder die Ökonomie E mit n verschiedenen homogenen 
Regionen. Die Spillover-Effekte der in den einzelnen Regionen produzier-
ten öffentlichen Güter sind wie oben beschrieben durch die Koeffizienten 
(g Ji)) i,j E N, die Überfüllungseffekte sind in den Funktionen h = (h 1 , ••• , h n ) 

erfaßt. Zur Vereinfachung der Darstellung wird im folgenden nur der Fall 
regionaler öffentlicher Güter betrachtet, es gilt also h i : [0, J.L;J --+ [0, J.L;J 
streng monoton steigend, i E N. 

Für den Begriff des Lindahl-Gleichgewichts wird nun ein Preisvektor 
p = (PL, (P}j);,jEN) betrachtet mit Preisen PL E ~~ für die privaten Güter 
und regionalen Preisen p}j E ~~ für die öffentlichen Güter in Region i. Zu 
beachten ist dabei, daß den Individuen in einer Region i über die Spillover-
Effekte auch die in den anderen Regionen produzierten öffentlichen Güter 
zur Verfügung stehen. Diese Überlegung führt dann zum regionalen Preis-
vektor pi = (P L; PJ,/ , ... , p~n) für die verschiedenen Güter in Region i, 
i E N. Schließlich erhält man für jeden Konsumenten t E Ti mit i E N die 
Budgetmenge Bi (pi): 

ß i(pi) {( i I n) X' i + i,1 1+· + i,n n < i} = XLiXM' .•• , X M E : PLX L PM X M ... PM X M _ PL W L . 

Das Konzept eines Lindahl-Gleichgewichts kann dann wie gewöhnlich 
eingeführt werden, wobei die Darstellung hier allerdings eine Gleichbe-
handlung aller Individuen einer Region voraussetzt.3 

3 Eine allgemeinere Darstellung ist natürlich möglich, wobei darauf hinzuweisen 
ist, daß diese Gleichbehandlung in einem Lindahl-Gleichgewicht nicht notwendiger-
weise gilt (vgl. Champsaur [1975]). 
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Definition 3.1 Eine T-erreichbare Allokation xT = (xL ... ,x~;x1, ... , 
x;&) mit zugeordneten Produktionsplänen er L ... , y~; y 1, ... , y;&) ist ein 
Lindahl-Gleichgewicht, falls ein Preissystem P = (h, (pij)i,jEN) existiert, 
so daß für alle tE Ti und alle i E N gilt: 

i(-i -(i)j ) > i( i (i)j ) f" 11 (i. In) EBi(P-i) U XVXM J.Li _ U XVXM J.Li ur a e XL,XM, ... , XM , 

"" ("" _i,j) -j + - ""-i> "" ("" _i,j) i ~ ~J.LiPM 'YM PL·L.....-h-~ ~J.LiPM 'YM 
JEN iEN iEN JEN iEN 

+ih' 2:y~ 
iEN 

für alle (yl, .. ·,Y1;Y.!t, .. ·,yZt) mit (y~,y:W) E Y für iEN. 

Die Menge aller Lindahl-Gleichgewichte der Ökonomie E, die der 
Gleichbehandlungseigenschaft genügen, wird mit .ceq (E) bezeichnet. 

Die obigen Bedingungen implizieren natürlich, daß das Güterbündel 
(x~; x 1, ... , x;&) die nutzenmaximale Wahl eines Konsumenten t E Ti in 
der Budgetmenge Bi (pi) darstellt und daß der Vektor y = (yL ... ,Y7; 
y 1, ... , y;&) den Gewinn auf Y bezüglich des gegebenen Preissystems maxi-
miert. Gilt weiter xT E ~~~+m) für die Lindahl-Allokation zum Preissystem 
p = (JiL, (pij)i,jEN), so gilt offenbar: 

Deshalb existiert in diesem Fall ein diesem Lindahl-Gleichgewicht zuge-
ordneter modifizierter Preisvektor P = (h, (p~ );EN) mit pij = p~ . gY) 
für alle i,j E N. Ist insbesondere g\i) = ... = g~i) für alle i E N, so genügt 
der modifizierte Preisvektor P = (PL, (p~ );EN) zur Beschreibung des 
gleichgewichtigen Preissystems. 

Der Begriff des Lindahl-Gleichgewichts, das in seinen Ansätzen auf 
Überlegungen von WiekseIl (1896) zurückgeht, beinhaltet über die im 
Gleichgewicht übereinstimmende Nachfrage nach den öffentlichen Gütern 
das Einstimmigkeitsprinzip. Insbesondere wird durch die individualisierten 
Preise niemand veraniaßt, mehr als gewünscht für die Bereitstellung der 
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öffentlichen Güter zu bezahlen. Somit ist das Lindahl-Gleichgewicht eine 
Art "Marktlösung" für das Allokationsproblem in Ökonomien mit öffent-
lichen Gütern. Wie in einer Ökonomie mit privaten Gütern wird auf seiten 
der Konsumenten und der Produzenten ein Preisnehmerverhalten unterstellt 
mit der Zielsetzung der Nutzen- und der Gewinnmaximierung. Über die 
vergleichbaren Anforderungen, die die Existenz eines Lindahl-Gleichge-
wichts sicherstellen (vgl. Foley [1970]), geht die Parallelität zum kompetiti-
ven Gleichgewicht weiter zur Effizienz- und zur Kerneigenschaft der jewei-
ligen Gleichgewichtsallokationen, jedenfalls unter der Annahme konstanter 
Skalenerträge für die Technolgie im Fall einer Ökonomie mit öffentlichen 
Gütern (vgl. Kaneko [1976]). 

Theorem 3.2 Unter den gegebenen Annahmen an die regionalisierte 
Ökonomie E existiert ein Lindahl-Gleichgewicht, bei dem alle Individuen 
einer Region gleich behandelt werden. 

Beweis: Für den Beweis wird folgende endliche Ökonomie E n aus der 
vorgegebenen Ökonomie E abgeleitet: Der Güterraum der Ökonomie En 
entspricht dem der Ökonomie E, desgleichen die Technologie Y. Es gibt n 
Individuen in E n, bezeichnet durch die Menge N = {I, ... , n}, wobei Indi vi-
duum i, i E N, charakterisiert ist durch die Nutzenfunktion ji : ~~+nm --+ ~ 

mit ji (xL xt;) / /-Ld := ui (xU /-Li, Xt;) / /-Ld· U i (XU /-Li, X~) / /-Li) gibt den 
Nutzen eines Konsumenten t E Ti der Ökonomie E in bezug auf den 
Konsum des Güterbündels (XU/-LijXf)) = (xtjX1, ... ,x~) E ~~+nm an. 
Die Erstausstattung an den privaten Gütern ist wt := /-Li wt. Eine Anwen-
dung herkömmlicher Existenzsätze für Lindahl-Gleichgewichte auf diese 
Ökonomie E n (vgl. etwa Foley (1970» liefert nun unmittelbar die Existenz 
eines Lindahl-Gleichgewichts x = (xL ... , x~ j x 1, ... , x~) zum Preissystem 
P = (jhj (jj~)i,jEN) für die endliche Ökonomie P. Die Allokation 
xT = (xl, ... , X~j x1, ... , x~) mit xt := xU /-Li und x~ := x~ für i E N ist 
dann eine T-erreichbare Allokation für die regionalisierte Ökonomie E. 
Weiter ist xT mit dem Preissystem P = (jhj (P~)i,jEN)' definiert durch 
jh := fJL und P~ := jj~ / /-Li für alle i,j E N, ein Lindahl-Gleichgewicht für 
die Ökonomie E. Gemäß Konstruktion ist dieses Gleichgewicht durch die 
Gleichbehandlungseigenschaft ausgezeichnet. 

Da sie das Ergebnis eines kooperativen Prozesses sind, werden die Kem-
allokationen oft als diejenigen Allokationen beschrieben, die über ,,ratio-
nale" gesellschaftliche Entscheidungsmechanismen erreichbar sind (vgl. 
dazu etwa Muench [1972]). Wenn demnach ein bestimmter Allokations-
mechanismus die Kemeigenschaft besitzt, also immer zu Kernallokationen 
führt, und wenn umgekehrt jede Allokation im Kern über diesen Mechanis-
mus erreicht werden kann, so steht dann auch dem betreffenden Alloka-
tionsmechanismus diese Rationalitätseigenschaft zu. Die Kemäquivalenz, die 
Gleichheit des Kerns mit der Menge der möglichen Ergebnisse eines gege-
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benen Allokationsmechanismus, hat demnach eine grundlegende Bedeutung 
für die "soziale Akzeptanz" des betreffenden Allokationsmechanismus. 

In bezug auf den Marktmechanismus gilt die Kernäquivalenz, jedenfalls 
für "große" Ökonomien mit privaten Gütern (vgl. Aumann [1964], Hilden-
brand [1974]). In diesem Sinne kann folglich der Preismechanismus als 
"erste Approximation" an einen rationalen Mechanismus betrachtet werden 
(vgl. wieder Muench [1972]). Damit stellt sich natürlich sofort die Frage, 
ob auch der Lindahl-Mechanismus durch die Kernäquivalenz ausgezeichnet 
ist. Dies ist hier umso wichtiger als die Annahme eines Preisnehmerverhal-
tens bei den invidualisierten Preisen für die öffentlichen Güter höchst pro-
blematisch ist. Vielfach wird dann die Gültigkeit eines Äquivalenztheorems 
als einzige Möglichkeit gesehen, dem Lindahl-Konzept aus ökonomischer 
Sicht Bedeutung beizumessen. 

Die Gegenbeispiele von Muench (1972) und Milleron (1972) machen 
deutlich, daß mit dieser Äquivalenz im allgemeinen nicht gerechnet werden 
kann, jedenfalls solange man reine öffentliche Güter ohne Überfüllungs-
effekte betrachtet. In diesem Fall sinken nämlich die Pro-Kopf-Kosten der 
Bereitstellung einer bestimmten Menge an öffentlichen Gütern mit einer 
größeren Zahl sich an der Finanzierung beteiligender Individuen. Kleine 
Koalitionen werden damit vergleichsweise bedeutungslos, auch in Hinblick 
auf die Möglichkeit des "Verbesserns" einer vorgegebenen Allokation, der 
Kern wird "groß" (vgl. auch Foley [1970], Roberts [1974]). 

Die Existenz von Überfüllungseffekten in bezug auf den Konsum der 
öffentlichen Güter kann aber die ökonomische Relevanz kleiner Koalitionen 
beachtlich steigern. Und diese Möglichkeit wird letztlich der Grund für das 
Äquivalenztheorem für Lindahl-Gleichgewichte bei speziellen regionalen 
öffentlichen Gütern sein, das im folgenden Abschnitt angeführt werden 
wird. Hier steht zunächst der formale Begriff des Kerns bei öffentlichen 
Gütern selbst zur Diskussion. 

S . d T - ( In. In) \'On (I + m). T . hb All el azux - XV""XL,XM""'XM E:lL+ eme -errelC are 0-

kation. Weiter sei ein System h = (h I, ... , h n ) von Funktionen gegeben, die 
die Überfüllungseffekte in den einzelnen Regionen im Sinne regionaler 
öffentlicher Güter beschreiben. 

Definition 3.3 Die Koalition D mit Profil '!rD = ('!rb, ... , '!r~) kann die 
Allokation x T über die D-erreichbare Allokation xD = (xL X~)jED h-ver-
bessern, falls für alle i E s (D) gilt: 

. . X M ( (i)) 
> u' x~, h i (p,;) . 
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Genauer beschreibt dann h = (h I, ... , h n ) ein System lokaler Überjül-
lungseffekte in der regional differenzierten Ökonomie E. Der h-Kern wird 
damit folgendermaßen definiert: 

Definition 3.4 Das System h = (h 1 , ••• , hn ) lokaler Überfüllungseffekte 
sei gegeben. Die Menge aller T-erreichbaren Allokationen die von keiner 
Koalition h-verbessert werden können, ist der h-Kem der Ökonomie E, 
bezeichnet mit Ch(E). 

Die Kemeigenschajt für Lindahl-Gleichgewichte4 ergibt sich aus den nun 
folgenden Überlegungen. Zunächst wird der h-Kern der Ökonömie E bezüg-
lich zweier Systeme h o und h 1 lokaler Überfüllungseffekte betrachtet. Gilt 
etwa h~ (1I"d ~ h; (11") für alle 11" E [0, JL;] und für alle i E N, so erhält man 
sofort das folgende Korollar: 

Korollar 3.5 Gegeben seien zwei Systeme h o und h 1 lokaler Überfül-
lungseffekte mit h~ (11") ~ h; (11") für alle 11" E [0, JL;] und für alle i E N. 
Dann gilt Chi (E) eCho (E). 

Insbesondere sei nun das System h* = (h!, ... , h:) gegeben durch 
h~ (11") := 11" für alle 11" E [0, JL;] und für alle i E N. Dieser Fall charakteri-
siert "constant returns to group size" (vgl. Roberts [1974]) lokal in jeder 
Region. Die Kerneigenschaft der Lindahl-Gleichgewichte ergibt sich damit 
folgendermaßen (v gl. auch Vasil'ev/Weber/Wiesmeth [1992] für ein ent-
sprechendes Resultat in einem speziellen Fall): 

Theorem 3.6 Für das System lokaler Überfüllungseffekte h = (h 1, ... , hn ) 

gelte h i (11") ~ h~ (11") = 11" für alle 11" E [0, JL;] und für alle i E N. Dann gilt 
,Ceq (E) ~ Ch (E). 

Beweis: Aufgrund des obigen Korollars genügt es, den Beweis für den 
Fall h = h* zu führen. Sei dazu .xT ein Lindahl-Gleichgewicht zum Preissy-
stem P = (ih, (P;J );,j E N ). Angenommen, eine Koalition D mit Profil 
1I"D = (11"1, ... , 11"~) kann die Allokation xT über die D-erreichbare Alloka-
tion xD h*-verbessern. Dann gilt: 

PL· x~ + LPil ·4 . x~ - PL . w~ > 0 für alle i E s (D). 
JEN 7rD 

Aufsummieren über alle Individuen in D liefert dann den folgenden Aus-
druck mit den nicht-negativen Preisen P: 

4 Genauer kann die Kemeigenschaft nur für die hier betrachteten Lindahl-Gleich-
gewichte mit der Gleichbehandlungseigenschaft nachgewiesen werden, da unter den 
bestehenden Konvexitätsannahmen alle Kemallokationen durch diese Eigenschaft 
ausgezeichnet sind (vgl. Vasil'evlWeberlWiesmeth [1992]). 

4 Tod' 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



50 Hans Wiesmeth 

Das mit der Allokation i D verbundene System von Produktionsplänen 
(Yi, Yk LEN liefert somit einen positiven Gewinn bei den Lindahl-Preisen 
P. Dies ist aber im Widerspruch zur gewinnmaximalen Wahl der mit dem 
Lindahl-Gleichgewicht verbundenen Produktionspläne. 

Soviel zur Existenz und zur Kerneigenschaft von Lindahl-Gleichgewich-
ten bei regionalen öffentlichen Gütern. Die Kemäquivalenz ist Gegenstand 
der Untersuchung des folgenden Abschnitts. 

4. Das Kernäquivalenztheorem 

In diesem Abschnitt soll der Frage nachgegangen werden, inwieweit Lin-
dahl-Gleichgewichte nicht nur der Kerneigenschaft genügen, sondern viel-
mehr durch sie charakterisiert sind. Es geht also um die Frage der Äquiva-
lenz von Kern und Lindahl-Gleichgewichten der regionalisierten Ökonomie 
E. Spätestens mit der Veröffentlichung der Gegenbeispiele von Milleron 
(1972) und Muench (1972) ist dazu bekannt, daß der Kern in Ökonomien 
mit reinen öffentlichen Gütern ohne die Existenz von Überfüllungseffekten 
im allgemeinen die Menge der Lindahl-Gleichgewichte echt umfassen wird, 
gerade auch im Fall einer Kontinuumsökonomie. Wie schon erwähnt, ist 
der Grund in der bei öffentlichen Gütern begrenzten ökonomischen Macht 
kleinerer Koalitionen zu suchen (vgl. auch die diesbezüglichen Hinweise 
von Foley [1970]). 

Roberts (1974) gelang der Nachweis der Kernäquivalenz für eine Typen-
ökonomie mit nur einem Typ von Konsumenten unter der Existenz von 
Überfüllungseffekten. Beschrieben wurden die Überfüllungseffekte dabei 
durch h l (7rd = 7r1 für alle 7r1 E (O,lJ. An Hand des Beispiels einer Typen-
ökonomie mit zwei Typen von Konsumenten wurde zugleich gezeigt, daß 
dieses Ergebnis nicht unmittelbar verallgemeinert werden kann. Eine ge-
nauere Analyse ergibt, daß die diesem Beispiel zugrundeliegenden Überfül-
lungseffekte durch h l (7rJ, 7r2) = h2 (7rI, 7r2) = 7r1 + 7r2 mit 7rJ, 7r2 E (O,lJ 
beschrieben werden können, die betreffenden öffentlichen Güter sind dem-
nach nicht regional öffentlich im Sinne dieser Ausführungen. 

Zur weiteren Behandlung dieses Problemkreises, auch in bezug zu den 
hier unterstellten regionalen öffentlichen Gütern, sind einige Anmerkungen 
und Einschränkungen zu den Funktionen h = (h I, ... , h n ) notwendig, die 
die lokalen Überfüllungseffekte beschreiben. 
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Dazu bezeichnet zunächst H die Familie aller Funktionen 
h = (h I, ... , hn), so daß h i : [0, Jl;] -+ [0, Jl;] für jedes i E N stetig und 
monoton wachsend ist mit hi (Jli) = Jli. Spezieller gehört h zu iI _ eH, 
falls ein TO E (0,1) existiert mit h i (TO Jli) < TO Jli für alle i E N. Entspre-
chend ist dann iI + C H die Familie aller Funktionen h = (h I, ... , hn ) E H 
für die ein a E (0,1) existiert mit h i (TJli) ~ JliTa für alle TE (0,1) und 
für alle i E N. Schließlich wird noch h* = (h!, ... , h:) EH betrachtet mit 
h~ (11";) = 1I"i für alle 1I"i E [0, Jl;] und für alle i E N. Mit iI wird nun die 
Vereinigungsmenge dieser ausgezeichneten Familien von Funktionen 
benannt: 

Mit diesen Bezeichnungen ergibt sich das folgende Kernäquivalenztheo-
rem für Ökonomien mit regionalen öffentlichen Gütern: 

Theorem 4.1 Für hE iI stimmt der h-Kern eh (E) mit der Menge der 
Lindahl-Gleichgewichte .c eq (E) dann überein, falls die lokalen Überfül-
lungseffekte durch h = h* beschrieben werden. Gilt h E iI _, so ist 
eh (E) = 0, gilt hE iI +, so gibt es eine Ökonomie E E f n derart, daß die 
Menge der Lindahl-Gleichgewichte .c eq (E) echt im h-Kern eh (E) der 
Ökonomie E enthalten ist. 

Das Theorem berührt demnach die speziellen regionalen öffentlichen 
Güter, für die etwa bei einer Verdoppelung der Zahl der Konsumenten 
einer Region die doppelte Menge dieser öffentlichen Güter notwendig ist, 
um cet. par. das Nutzenniveau der Individuen dieser Region nicht zu verän-
dern. Zu beachten ist ferner, daß die Menge der im Theorem angesproche-
nen Familien von Funktionen iI eine echte Teilmenge von H darstellt. Es 
ist momentan unklar, inwieweit eine allgemeinere Behandlung der Familien 
hE H\iI im Sinne des Äquivalenztheorems möglich ist. 

Eine ökonomische Würdigung des Äquivalenzresultats erfolgt im näch-
sten Abschnitt. Hier sollen noch einige Hinweise zum Beweis dieses Theo~ 
rems gegeben werden. 

Anmerkungen zum Beweis des Äquivalenztheorems: Der Beweis ist in 
mehrere Abschnitte gegliedert. Da der Beweis in seinen wesentlichen Über-
legungen direkt an den entsprechenden Beweis in Vasil'ev/Weber/Wies-
meth (1992) anknüpft, sollen hier nur einige wichtige Beweisschritte ange-
geben oder angedeutet werden.5 

5 Dabei ist zu berücksichtigen, daß das in Vasil'ev/Weber/Wiesmeth (1992) be-
trachtete Modell in bezug auf die Definition der Spillover-Effekte einen Spezialfall 
des dieser Arbeit zugrundeliegenden Modells darstellt. 

4' 
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Ein erster wichtiger Teil des Beweises ist der Nachweis, daß jede Kem-
allokation, genauer jede Allokation xE C* (E) in einer Ökonomie E mit 
durch h = h* beschriebenen lokalen Überfüllungseffekten, auch ein Lin-
dahl-Gleichgewicht der Ökonomie darstellt, daß also auch gilt xE Ceq (E).6 

Sei dazu nun x E C* (E) mit der zugehörigen Liste y = (yLy~ );EN von 
Produktionsplänen. Definiere Q:= II~=o Qk mit Qo = ~l und Qk = ~nm 
für k = I, ... , n. Für jedes i E N definiert man die linearen Operatoren 
A7 : ~l+nm ---> Q und Ar : ~l+m ---> Q durch: 

{ 
J.L x falls k = 0, 

A~ [XL, x.lt, ... , x~l = (;t ... , x~), falls k = i, 

0, sonst 

und 

AY [i i 1 - {Y~' YL' YM - i (0, ... , YM' ... ,0), 
falls k = 0, 
falls k = 1, ... , n. 

Für jedes i E N bezeichne nun pi (Xi) die Menge aller Güterbündel, die 
von den Konsumenten der Region i dem Güterbündel Xi, definiert durch die 
Kemallokation x, strikt vorgezogen werden. Dies führt zu den folgenden 
Definitionen: 

V(x) := {L7 i Zi : Zi E Vi (x), 7 = (71,72, ... , 7n ) Er} 
IEN 

mit r := [O,I]n \ {O}, 

K: (x) : = V (x) - LA nY]. 
iEN 

Die Quasi-Konkavität der Nutzenfunktionen und die Linearität der ver-
wendeten Operatoren implizieren die Konvexität der Menge K, (x). Weiter 
gilt: Der Nullvektor ist nicht in K, (x) enthalten. Wäre nämlich 0 E K, (x), 
so existiert ein Vektor T = (T" ... , T n) E P, sowie für jedes i E N 

6 Wie bisher wird auch hier von Kemallokationen ausgegangen, die der Gleich-
behandlungseigenschaft genügen. Ein formaler Beweis dazu kann in enger Anleh-
nung an den entsprechenden Beweis in Vasil'ev/Weber/Wiesmeth (1992) geführt 
werden. 
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ein Güterbündel Xi = (x~, x~/ , ... , x~n) E pi (xi) und ein Produktionsplan 
(yL y~) E Y mit: 

und 

Tj('xt1, ... , xtn ) = (Y1, ... , y~) für allej E N. 

Betrachte nun eine Koalition D mit Profil (/-L\ T\, ... , /-Ln T n). Die Alloka-
tion xD mit x~ := x~ für alle i E N und x~ := Ti xl) ist dann eine D-er-
reichbare Allokation mit zugeordneten Produktionsplänen y = (yL y~ ) i E N· 

Man weist nun unmittelbar nach, daß die Koalition D die Kernallokation X 
über xD h*-verbessern kann, ein Widerspruch. Folglich ist der Nullvektor 
nicht in K(x) enthalten. 

Damit existiert ein Vektor P = (h, (ßY})i,jEN E Q\ {O} mit p. Z ~ 0 
für alle z E K, (x). Sei P = (ih, (p Y) ) i,j E N definiert durch ih : = hund 
pY} := ßY} / /-Li für alle i,j E N. Es ist nun nachzuweisen, daß die T-erreich-
bare Allokation x ein Lindahl-Gleichgewicht mit Preissystem P darstellt. 
Mit 0 E Y gilt ih' /-LiX~ + L-jEN /-LiPY} . ~M ? ih . /-Li w~ für alle i E N 
und für jedes Xi E pi (Xi). Aufgrund der Monotonie und der Stetigkeit der 
Nutzenfunktionen gilt diese Ungleichung auch für Xi, so daß man durch 
Addition über i E N ih' L-iEN y~ + L-iEN L-jEN /-L;PY} . YM ? O. erhält. 
Andererseits liegt der Nullvektor auch im Abschluß von V (x). Folglich gilt 
auch ih' (- L-iEN yi) + L-iEN L-jEN /-LiPY} . (-YM) ? O. Insgesamt ergibt 
sich demnach: 

und für jedes i E N : 

fJL . x~ + I)j:J . x ~ = fJL . wL 
JEN 

Ist weiter ih = 0, so existiert wegen P ~ 0 und PI 0 ein (YL, YM) E Y 
und ein JEN mit ihYL + (L-iEN /-LiPY}) . YM > 0, ein Widerspruch. 
Damit gibt es also ein r E L mit p, > O. Gibt es zusätzlich ein k E L mit 
Pk = 0, so wähle i E N mit x~ > O. Beim Güterbündel Xi (bk. b,) sei xi um 
eine Menge 8k erhöht und x~ um eine hinreichend kleine Menge 8, redu-
ziert. Offenbar kann man 8 kund 8, so wählen, daß Xi (8 k, 8,) zu pi (Xi) 
gehört und daß es bei Preisen pi echt billiger ist als Xi, ein Widerspruch. 
Folglich gilt PL E ~~+. 
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Annahme, es eXIstIert ein i E N und ein Güterbündel Xi E Pi(X i ) 
nB i (Pi). Offenbar gilt dann ßL . x~ + LjEN P~ . ~M = ßL· w~ aufgrund 
der Trennungseigenschaft für P. Weiter kann x~ ~ 0 angenommen werden, 
da man ansonsten eine geeignete Konvexkombination von (0, x~) mit 
(wL 0) betrachten kann. Dann wähle man eine beliebige Zahl I E (0,1). 
Das Güterbündel Xi = I Xi + (1 - I) Xi = Xi + I (Xi - Xi) gehört dann 
wegen der Quasi-Konkavität der Präferenzen ebenfalls zu pi (Xi) nB i (Pi). 
Wähle weiter rE L mit x~ > 0 und 8> 0 so daß Xi - 8e r E pi (Xi), wobei 
er der r-te Einheitsvektor ist. Da jedoch Pr > 0, ist Xi - 8e r beim Preis-
system P wieder echt billiger als Xi, ein Widerspruch zur Trennungseigen-
schaft von P. Damit ist nachgewiesen, daß jede Allokation xE C* (E) bei 
mit h = h* beschriebenen lokalen Überfüllungseffekten auch ein Lindahl-
Gleichgewicht der Ökonomie E darstellt. 

Ein weiterer wichtiger Teil des Beweises behandelt den Fall h E iI _. Es 
ist zu zeigen, daß der h-Kem Ch (E) leer ist. Annahme, es existiert 
X = (xL ... , x~; x 1, ... , x~) E Ch (E) mit zugehörigen Produktionsplänen 
(yLY~)iEN' Wähle TE(O,l) mit hi(Tf..L;} <Tf..Li für alle iEN und 
betrachte eine Koalition D mit Profil 1r D = (T f..L 1, •.• , T f..L n ). Definiere die 
D-erreichbare Allokation xD durch x~ := x~ und x~ := T x~ für i E N. Die 
zu xD gehörenden Produktionspläne sind gegeben durch (yL y~) := 
(TY~, TY~) für i E N. Man erhält dann für jede Region i E N: 

Damit aber kann die Koalition D die Allokation x über die D-erreichbare 
Allokation xD h-verbessem, ein Widerspruch zur Kemeigenschaft von x. 

Der letzte Teil des Beweises betrifft den Fall h E iI +. Hier ist explizit 
die Existenz einer Ökonomie E E En nachzuweisen, so daß Leq (E) eine 
echte Teilmenge von Ch (E) darstellt. Dies wird in Vasil'ev/Weber/Wies-
meth (1992) für den Fall n = 2 und mit gyl = 1, i,j E N, gelöst. Dieses 
Beispiel kann auf den Fall n > 2 verallgemeinert werden, weiter können 
auch beliebige Spillover-Koeffizienten zugelassen werden. 

Soviel zu den wesentlichen Beweisschritten. Für weitere Details sei auf 
die entsprechenden Überlegungen in Vasil'ev/Weber/Wiesmeth (1992) ver-
wiesen, die auf den hier betrachteten Fall angepaßt werden können. 

Im folgenden Abschnitt wird die ökonomische Bedeutung dieses speziel-
len Äquivalenzresultats gewürdigt. Dies betrifft vor allem die Problematik 
der überregionalen Bereitstellung öffentlicher Güter. 
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5. Würdigung des Äquivalenzresultats 

Die vorangegangenen Überlegungen haben gezeigt, daß die Äquivalenz 
des Kerns mit der Menge der Lindahl-Gleichgewichte in einer regional 
strukturierten Ökonomie möglich ist, wenn die öffentlichen Güter durch 
bestimmte Überfüllungseffekte beschrieben werden können. Dem Konzept 
des Lindahl-Gleichgewichts kommt in diesem Rahmen damit eine neue 
Bedeutung zu, die nun abschließend zu bewerten ist. 

Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang die Charakterisierung 
der Lindahl-Gleichgewichte durch die Kerneigenschaft. Roberts (1974) 
meint dazu, daß 

" ... no matter by what system [public 1 goods actually are allocated, if ... we 
assume that trade and production will take place among agents as long as it is 
advantageous, then any allocation that actually arose could have been achieved 
by the Lindahl price mechanism. " 

Die auf dezentralen Entscheidungen gegründeten Lindahl-Gleichgewichte 
repräsentieren damit zugleich die "demokratischen" (vgl. Hildenbrandl 
Kirman [1976]) Kernallokationen. Dies ist umso bedeutender als die mit 
dem Kernkonzept verbundenen Tauschvorgänge in einer großen Ökonomie 
nicht realisiert werden können. Die Dezentralisierung der wirtschaftlichen 
Entscheidungen über ein Preissystem bietet dagegen gerade in einer großen 
Ökonomie in Hinblick auf die Bedingungen des vollkommenen Wettbe-
werbs eine realisierbare Alternative. 

Dies bedeutet offenbar eine Aufwertung für den mit dem Lindahl-Kon-
zept verbundenen Mechanismus der Kostenverteilung für die bereitgestell-
ten öffentlichen Güter. Für die Individuen einer jeden Region sind von 
einer überregionalen Institution die Preise für eine Einheit der regionalen 
öffentlichen Güter so festzulegen, daß die nachgefragten Mengen über alle 
Regionen hinweg gleich sind und daß die Produktionskosten insgesamt 
gedeckt sind. Die Frage nach der Anreizverträglichkeit dieses Allokations-
mechanismus stellt sich dann in der Form eines Informationsproblems für 
die verantwortliche überregionale Institution in bezug auf die gleichgewich-
tigen Lindahl-Preise. Strategisches Verhalten einzelner Individuen, sei es 
durch Angabe falscher Präferenzen oder durch Angabe überhöhter oder zu 
niedriger Zahlungswilligkeiten, scheidet aus, da der ökonomische Einfluß 
einzelner Haushalte in einer großen Ökonomie vern~chlässigbar gering ist. 

Abschließend ist noch auf den Aspekt der Überfüllungseffekte einzuge-
hen. Es ist sicherlich richtig, daß die meisten "öffentlichen" Güter durch 
die eine oder andere Form von Überfüllungseffekten charakterisiert sind. 
Jedoch werden diese Staueffekte im allgemeinen Fall weder "lokal", d.h. 
auf die Individuen einer bestimmten Region bezogen, noch "konstant" sein 
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in dem Sinne, daß eine bestimmte prozentuale Erhöhung der Zahl der Kon-
sumenten einer entsprechend größeren Menge der öffentlichen Güter 
bedarf, um zu keinen Nutzenverlusten zu führen. Jedoch sollte man hier 
nicht vergessen, daß staatlicherseits die Möglichkeit der "Regionalisierung" 
eines öffentlichen Gutes gegeben ist. Ein Beispiel dieser Möglichkeit liefert 
das Vorgehen der Regierung von Ontario in Kanada, die vor etwa zwei 
Jahren eine Regionalisierung der Müllentsorgung vorschrieb. Anstelle einer 
zentralen Mülldeponie im nördlichen Ontario wurde jede Gemeinde mit der 
dezentralen Entsorgung des auf ihrem Gebiet anfallenden Mülls beauftragt. 
Die von der Regierung sicherlich beabsichtigte Folge ist, daß sich jede 
Gemeinde stärker des Müllproblems bewußt wird, daß die Überfüllungsef-
fekte deutlicher werden als im Fall einer zentralen Entsorgung weit ab von 
jeder menschlichen Besiedlung. Entscheidend aber für das hier betrachtete 
Modell ist, daß die Überfüllungseffekte lokaler Natur sind, daß also nur die 
Bewohner einer jeden Gemeinde zur dortigen Überfüllung beitragen. Unter-
stellt man noch homogene Präferenzen in einer jeden Gemeinde in bezug 
auf das Abfallproblem, so sind die wesentlichen Annahmen des formalen 
Äquivalenzmodells erfüllt. Das Kemäquivalenztheorem bietet so eine theo-
retische Fundierung der Regionalisierung einer Ökonomie in bezug auf die 
Bereitstellung öffentlicher Güter. Dieser Aspekt ist interessant und sollte 
weiter verfolgt werden. 
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Zusammenfassung der Diskussion 

In der Diskussion wird mit der Berücksichtigung auftretender lokaler 
Überfüllungseffekte noch einmal der entscheidende neue Aspekt des vorge-
stellten Modells herausgestellt. Zusätzlich können normative Aspekte mit-
tels der Einschränkung des Kerns allokative Effekte ausüben. 

Ferner wird klargestellt, daß Spillovereffekte entscheidend für den 
Nutzen sind, der aus einer Koalitionsbildung gezogen werden kann und 
nicht etwa, wie im Modell auch gar nicht angenommenen, positive Skalen-
erträge. Das Konzept des Lindahl Gleichgewichtes ist bei nicht konstanten 
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Skalenerträgen auch nicht anwendbar. Offen bleibt die Frage, ob konstante 
Skalenerträge bei regionalen Produktionsprozessen, wegen des Faktors 
Boden, überhaupt vorliegen können. Ebenso verhält es sich mit der Frage 
inwieweit es sich hier überhaupt um öffentliche Güter im engeren Sinne 
handelt. 

Als weiterer interessanter Aspekt wird die Verträglichkeit der auftreten-
den finanzwissenschaftlichen Probleme mit dem Modellrahmen angespro-
chen. 
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Zur näherungsweisen Lösung 
asymmetrischer Rundreiseprobleme 
mit Hilfe Genetischer Algorithmen 

Von Reiner Wolff, Paderbom 

Abstract 

Das Rundreiseproblem (traveling salesman problem) ist ein Beipiel eines ,schwe-
ren' kombinatorischen Optimierungsproblems, für das gegenwärtig kein Lösungsal-
gorithmus mit polynomialer Zeitkomplexität bekannt ist. Wir untersuchen anhand 
einer größeren Anzahl von hypothetischen Testfällen mit 20, 40, 60 und 80 einbezo-
genen Orten, welchen Beitrag zufallsgesteuerte Suchverfahren in der Gestalt der 
Genetischen Algorithmen zur Ermittlung von Näherungslösungen für asymmetrische 
Rundreiseprobleme leisten können. Wir implementieren mehrere Crossover-Operato-
ren und konfrontieren die Ergebnisse der Genetischen Verfahren mit den Resultaten 
einer deterministischen Heuristik für asymmetrische Probleme. 

1. Einführung 

Das Rundreiseproblem oder Problem des Handlungsreisenden (traveling 
salesman problem) beinhaltet die Aufgabe, eine optimale Rundreise durch 
eine vorgegebene Anzahl endlich vieler Orte n (~ 2) derart festzulegen, daß 
jeder Ort im Verlaufe der Tour genau einmal besucht wird. Dabei können 
unterschiedliche Kriterien wie etwa Reisezeit, Weglänge oder pekuniäre 
Aspekte für die Identifikation einer besten Route herangezogen werden. 
Wir wollen im weiteren generell von den ,Kosten' der Rundreise sprechen, 
die minimiert werden sollen. Formal wird dadurch das Problem definiert, in 
einem bewerteten (möglicherweise gerichteten) Gnphen G = (V, E;C) mit 
der Knotenmenge V = {I, ... , n}, der Pfeilmenge E und der n x n-Kosten-
matrix C := (cij) eine geschlossene Pfeilfolge zu finden, die jeden Knoten 
i E V genau einmal enthält und die Summe der zugehörigen Streckenkosten 
cij E IR + minimal werden läßt. Die Existenz einer solchen Pfeilfolge ist 
gewährleistet, wenn G stark zusammenhängend ist, wenn also für je zwei 
Knoten i, j E V gilt, daß sowohl i von j aus als auch j von i aus erreicht 
werden kann. (Wenn der Graph einen Pfeil (i,j) nicht enthält, setzen wir 
Cij = 00. Im übrigen gilt Cii = 00 für alle i E V.) In seiner allgemeinen 
Form stellt das Rundreiseproblem ein ,schweres' kombinatorisches Optimie-
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rungsproblem dar, für das gegenwärtig kein Lösungsalgorithmus mit poly-
nomialer Zeitkomplexität 0 (n k ), kEIN, bekannt ist. (Auf spezielle Typen 
von Rundreiseproblemen mit polynomialem Rechenaufwand wollen wir 
hier nicht eingehen. Vgl. dazu Gilmore/Lawler/Shmoys [4].) Die exakte 
Lösung solcher Probleme vor allem mit Hilfe von Entscheidungsbaumver-
fahren (insbesondere branch and bound-Techniken) erfordert in der Regel 
einen exponentiellen Rechenaufwand und ist im übrigen oft sehr speicher-
intensiv. 

Aus diesen Gründen hat man in der Literatur bereits frühzeitig begonnen, 
spezielle heuristische Lösungsmethoden für das Rundreiseproblem zu ent-
wickeln, mit denen man in konkreten Fällen zufriedenstellende Nähe-
rungslösungen bei gleichzeitig vertretbarem Aufwand bestimmen kann. Da 
Rundreiseprobleme viele lokale Optima besitzen können, werden diese 
deterministischen Heuristiken häufig kombiniert als Eröffnungs- und 
Verbesserungsverfahren eingesetzt. Dazu zählen vor allem der Algorithmus 
von Christofides [3] (Eröffnungsverfahren) sowie die sogenannten r-opt-
Algorithmen (Verbesserungsverfahren). (Ein besonders leistungsfähiger 
variabler r-opt-Algorithmus ist die Variante von Lin/Kemighan [13].) Die 
meisten dieser Verfahren sind ursprünglich für das symmetrische Rundrei-
seproblem konzipiert worden. In diesem Fall ist der Graph G symmetrisch, 
so daß es zu jedem Pfeil mit dem Anfangsknoten i und dem Endknoten j 
einen Pfeil mit dem Anfangsknoten j und dem Endknoten i gibt. Ferner gilt 
c(i,j) = cU, i) für alle i,j E V. Wenn darüber hinaus die Knoten und 
(ungerichteten) Kanten eines solchen Graphen Punkten in der Euklidischen 
Ebene und ihren Euklidischen Entfernungen entsprechen, ist die Dreiecks-
ungleichung c(i,j)::; c(i, k) + c(k,j) für alle paarweise verschiedenen 
i,j, k E Verfüllt. Unter diesen Voraussetzungen stellt zum Beispiel das 
Verfahren von Christofides einen +-approximativen Algorithmus dar, der 
stets Rundreisen ermittelt, deren Kosten höchstens um 50% über den 
Kosten einer besten Rundreise liegen (vgl. Neumann/Morlock [16, S. 450 -
451)). 

In jüngerer Zeit wird zunehmend diskutiert, welchen Beitrag Genetische 
Algorithmen leisten können, um Lösungen von Rundreiseproblemen zu 
approximieren (vgl. Goldberg/Lingle [7], Grefenstette et al. [10], Oliver/ 
Smith/Holland [17], Whitley/Starkweather/Fuquay [20], Schöneburg/ 
Heinzmann/Feddersen [19, Kapitel 7)). Bei diesen Algorithmen handelt es 
sich um zufallsgesteuerte Heuristiken, die zuerst in den siebziger Jahren 
von Holland [11] den Ausleseprozessen in der belebten Natur nachempfun-
den worden sind und mittlerweile ein breites Anwendungsfeld in den Berei-
chen der Optimierung und Künstlichen Intelligenz besitzen (vgl. die Über-
sichten in Goldberg [5, S. 126 - 129 und S. 219 - 220)). In den Anwendun-
gen auf das Rundreiseproblem dominiert bislang der symmetrische 
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Problemtyp, zumal hierfür am ehesten Testprobleme mit bekannten Lösun-
gen oder Fehlerabschätzungen verfügbar sind. Demgegenüber werden wir 
in dieser Arbeit untersuchen, wie gut Genetische Algorithmen für die nähe-
rungsweise Lösung asymmetrischer Rundreiseprobleme geeignet sind, die 
im allgemeinen auch nicht der Dreiecksungleichung genügen. Derartige 
Probleme ergeben sich bei der Bestimmung bester Fahrtrouten, wenn in 
einem Verkehrsnetz eine Anzahl von Strecken nur in eine Richtung befah-
ren werden darf (Einbahnstraßen), so daß die Hin- und Rückwege zwischen 
zwei Orten verschieden sind. Asymmetrien werden ferner auftreten, wenn 
die Wahl der Verkehrsmittel zwischen den Orten je nach den Zeittakten, 
Kapazitäten und Konditionen der verschiedenen Verkehrsträger richtungsab-
hängig ist. (Müller-Merbach [14, S. 65 - 66] skizziert vergleichbare Anwen-
dungen aus dem Bereich der Planung von Maschinenbelegungen in der 
industriellen Fertigung.) Aus diesen Gründen wollen wir prüfen, ob die bis-
herigen guten Erfahrungen der verschiedenen Autoren mit der Behandlung 
symmetrischer Rundreiseprobleme durch Genetische Algorithmen auch für 
asymmetrische Rundreiseprobleme gelten. 

Dieser Beitrag ist wie folgt aufgebaut. Zuerst legen wir im nächsten 
Abschnitt die informationstheoretischen Grundlagen der Genetischen Algo-
rithmen im Überblick dar. Zu den Grundlagen gehören vor allem das Kon-
zept der impliziten Parallelität und das Schema-Theorem von Holland. 
Anschließend stellen wir im dritten Abschnitt mehrere Genetische Operato-
ren für Rundreiseprobleme vor. Darunter befinden sich unterschiedliche 
sogenannte Crossover-Operatoren, die wir alternativ implementieren wollen. 
Im darauffolgenden vierten Abschnitt erläutern wir das Design von insge-
samt 40 hypothetischen Rundreiseproblemen mit 20 - 80 zu besuchenden 
Orten. Für diese Probleme gewinnen wir eine Reihe von Näherungslösun-
gen, denen wir anschließend die Resultate einer deterministischen Heuristik 
gegenüberstellen. (Bei dieser Heuristik handelt es sich um ein als Patching-
Algorithmus bezeichnetes suboptimierendes Verfahren für asymmetrische 
Rundreiseprobleme.) Mit einer kritischen Einschätzung der Ergebnisse im 
letzten Abschnitt endet diese Arbeit. 

2. Implizite Parallelität und Schema-Theorem 

Die prinzipielle Vorgehensweise eines Genetischen Algorithmus und 
seine informationstheoretischen Grundlagen können wir bereits anhand 
eines einfachen Beispiels erläutern. Wir nehmen an, daß die Funktion 
h : IN --+ IR mit h (x) = 1,2 (50x - x 2 ) über dem Intervall [10,40] maxi-
miert werden soll und daß vier Lösungsversuche XI = 14, X2 = 21, X3 = 32 
und X4 = 39 vorliegen. Sie bilden in der Terminologie der Genetischen 
Algorithmen eine Population von vier Individuen, die sich nacheinander als 
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sechsstellige binäre Zeichenketten ,,001110", ,,010101 ", ,,100000" und 
,,100111" repräsentieren lassen. Jede Zeichenkette wird analog zu einem 
Chromosom als Träger der genetischen Informationen über das zugehörige 
Individuum interpretiert. (Entsprechend wird man die verschiedenen Posi-
tionen einer solchen Zeichenkette als Gene und ihre konkreten Ausprägun-
gen als Allelen auffassen. Der Umstand, daß wir jedes Individuum lediglich 
durch ein einziges Chromosom charakterisieren und dessen Gene nur zwei 
Allelen besitzen, ist ohne weitere inhaltliche Bedeutung.) Mit Hilfe der 
Bewertungen h (x i) (i = 1, ... , 4) werden nun Kennzahlen für die Fitneß der 
verschiedenen Individuen ermittelt. Zum Beispiel ergeben sich aufgrund der 
Vorschrift f (Xi) := h (Xi) / 'L;= I h (Xj) (i = 1, ... ,4) die Fitneßwerte 0,24, 
0,29, 0,27 und 0,20 in Folge. Sie stellen den Ausgangspunkt für die Gewin-
nung neuer Lösungsversuche im Sinne einer neuen Population nach einem 
spezifischen Muster dar. 

In einem ersten Schritt bildet man zunächst zufällig Paare von Indivi-
duen, und zwar derart, daß Individuen mit einer hohen Fitneß tendenziell 
(jedoch nicht zwangsläufig) eher als Individuen mit einer geringen Fitneß 
zum Zuge kommen. Zum Beispiel ist denkbar, daß man in jeweils zwei 
Auswahlrunden alle Fitneßwerte mit gleichverteilten Pseudo-Zufallszahlen 
gewichtet und in jeder Runde das Individuum mit der größten gewogenen 
Kennzahl aussucht. Wir wollen unterstellen, daß auf diesem Wege die Indi-
viduen XI und X2 (das drittbeste Individuum und das beste Individuum der 
Population) als Paar neben anderen Paaren selektiert worden sind. Der 
nächste Schritt beinhaltet dann die Rekombination der genetischen Codes 
unter anderem von XI und X2, das sogenannte ,crossover' oder ,crossing 
over', das ebenfalls zufallsgesteuert abläuft. Eine mögliche Vorgehensweise 
ist, die zu XI und X2 gehörenden binären Zeichenketten zufällig hinter einer 
der ersten fünf Positionen gemeinsam zu markieren, um anschließend die 
vor der Markierung plazierten Zeichen zwischen den beiden Zeichenketten 
zu tauschen. Bei einer Markierung nach der dritten Position gehen dann die 
Zeichenketten ,,00 1.11 0" und ,,010.10 1" in die Zeichenketten ,,010 11 0" und 
,,001101" über. Darin kann man im letzten Schritt einzelne Positionen 
(wiederum unter Zufallseinfluß) invertieren, was einer Mutation der jeweili-
gen Gene gleichkommt. Die Invertierung beispielsweise der niederwertigen 
sechsten beziehungsweise fünften Positionen führt zu den binären Code-
sequenzen ,,010111" und ,,001111 ", die Bestandteile einer neuen Population 
werden. Sie sind zu den Dezimalwerten X5 = 23 und X6 = 15 äquivalent 
und verbessern die ursprünglichen Lösungsversuche in Richtung auf die 
Optimalstelle x* = 25. Man wird diesen Prozeß der Auswahl, Rekombina-
tion und Mutation binärer Zeichenketten abbrechen, wenn die Bewertungs-
funktion h einen zureichend großen (gegebenenfalls den maximalen) Wert 
erreicht hat. 
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Für den soweit skizzierten Algorithmus ist charakteristisch, daß er Teile 
der genetischen Codes einzelner Individuen einer Population an spätere 
Generationen weitergibt, während er gleichzeitig andere Codestränge elimi-
niert. Das bedeutet, daß der Suchraum des Algorithmus faktisch aus 
Sequenzen der Form ,,*10*1*" oder ,,110*h" mit dem Symbol * als 
Platzhalter besteht. Für diese Sequenzen hat Holland [11, Kapitel 4] den 
Begriff des ,Schemas' geprägt. Man kann zeigen (vgl. Goldberg [5, S. 40 -
41]), daß die Anzahl der Schemata, die bei einer Population von n Indivi-
duen in einer Generation verarbeitet werden, von der Größenordnung 
o (n 3 ) ist, obwohl lediglich n Auswertungen der Bewertungsfunktion erfol-
gen. Dieser bemerkenswerte Tatbestand wird als ,implizite Parallelität' der 
Genetischen Algorithmen bezeichnet. Allerdings besitzen verschiedene 
Schemata im allgemeinen unterschiedliche Überlebenschancen, die sich 
jedoch abschätzen lassen. Dazu benötigen wir einige Begriffe und Sym-
bole: Unter der Ordnung 0 (H) eines gegebenen Schemas H versteht man 
in der Literatur die Anzahl seiner von * verschiedenen Positionen. Der 
Abstand zwischen der ersten und der letzten Position heißt definierende 
Länge 8(H) des Schemas. Eine sogenannte Instanz des Schemas H ist jede 
Zeichenkette, in der dieses Schema auftritt. Die Anzahl der Instanzen von 
H innerhalb einer Population (zu einem Zeitpunkt t) geben wir im weiteren 
mit m(H, t) an. Die durchschnittliche Fitneß der Instanzen von H seif(H), 
und für die durchschnittliche Fitneß der gesamten Population schreiben wir 
kurz]. Zuletzt sollen Pe und Pm die Wahrscheinlichkeiten sein, mit denen 
ein crossover zweier selektierter Individuen stattfindet beziehungsweise ein-
zelne Positionen eines genetischen Codes mutieren. (In der Regel wird man 
Pe = 1 setzen.) Dann gilt die Abschätzung (zur Herleitung vgl. Goldberg 
[5, S. 28 - 33]): 

f(H) [ 8 (H) ] m{H,t+ 1) 2 m(H,t)j I-Pe n-I -Pmo(H) . 

Folglich erzielen Schemata mit einer zugehörigen überdurchschnittlichen 
Fitneß f(H), einer kurzen definierenden Länge 8(H) und einer niedrigen 
Ordnung 0 (H) steigende Reproduktionsraten. Diese zentrale Aussage wird 
als Schema-Theorem bezeichnet. Sie charakterisiert in abstrakter Form die 
Bausteine (,building blocks', Goldberg [5, S. 41 - 45]) eines Genetischen 
Algorithmus. 

Der nachstehende Pseudocode verdeutlicht, wie ein derartiger Algorith-
mus prinzipiell für eine elektronische Rechenanlage programmiert werden 
kann (ähnlich bei Grefenstette [8], Grefenstette!Baker [9]): 
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procedure GenAlgj 

begin 

end. 

initialisiere Population P(O)j 

bewerte P(O)j 

t:= Oj 

repeat 

t:= t + Ij 
selektiere P(t) aus P(t - l)j 

rekombiniere P(t)j 

mutiere P(t)j 

bewerte P(t)j 

until Lösung zufriedenstellendj 

Abbildung 1: Pseudocode eines Genetischen Algorithmus 

Auf weiterführende Einzelaspekte der Programmierung Genetischer Verfah-
ren wollen wir hier nicht eingehen. 

3. Genetische Operatoren für das Rundreiseproblem 

Bei der Implementation eines Genetischen Lösungsalgorithmus für das 
Rundreiseproblem müssen wir einige Besonderheiten des Rundreisepro-
blems beachten. Dazu zählt zunächst der Umstand, daß das Rundreisepro-
blem ein Minimierungsproblem ist. Das bedeutet, daß die Kennzahl für die 
Fitneß Ji eines Individuums i aus einer Population von m (~ 2) Individuen 
umso höher anzusetzen ist, je niedriger die Kosten Ci der Route ausfallen, 
die durch das Individuum repräsentiert wird. Deshalb legen wir unseren 
Rechnungen die Fitneßfunktion Ji = 1 - Ci / 2:;= 1 Cj zugrunde, die wir 
allerdings noch modifizieren. Die Modifikation besteht in einer (affin) 
linearen Skalierung der Kennzahlen Ji mit dem Ergebnis, daß die kleinsten 
und die größten skalierten Fitneßwerte der verschiedenen Populationen stets 
den Wert 0,001 beziehungsweise 0,999 annehmen. Dadurch erreichen wir, 
daß der Selektionsdruck in jeder Generation von Individuen hoch bleibt. 
(Auf die theoretischen Implikationen alternativer Fitneßfunktionen und Ska-
lierungsmethoden für das Konzept der impliziten Parallelität und das 
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Schema-Theorem wollen wir an dieser Stelle nicht eingehen. V gl. hierzu 
GrefenstettelBaker [9].) 

Eine weitere wichtige Besonderheit des Rundreiseproblems besteht darin, 
daß es sich dabei um ein Reihenfolgeproblem handelt. Somit darf der Fall 
nicht eintreten, daß die genetischen Operatoren der Rekombination und 
Mutation Reihenfolgen erzeugen, die ungültige Touren im Sinne des Rund-
reiseproblems sind. Unter diesen Aspekten erweisen sich binäre Zeichenket-
ten als ineffiziente Codierungen genetischer Informationen (vgl. Schöne-
burglHeinzmannlFeddersen [19, S. 272 - 273]). Deshalb ist man in der 
Literatur dazu übergegangen, Routen in Genetischen Algorithmen mit Hilfe 
von Zeigervektoren abzubilden, nachdem man zum Beispiel die n Orte 
eines Rundreiseproblems von 1 bis n durchnumeriert hat. In diesem Fall 
beschreibt der Vektor (1 5 3 2 4) eine gültige Rundreise durch fünf Orte in 
der durch seine Komponenten festgelegten Reihenfolge. (Man denkt sich 
die erste Komponente als Fortsetzung der letzten Komponente. Eine gleich-
wertige Tour wird durch den Vektor (53241) festgelegt.) Dieser Vorge-
hensweise schließen wir uns an. Der Genetische Algorithmus transportiert 
dann Sequenzen der Form (* 5 3 * 4) oder (1 5 * * 4), die als Ordnungs-
Schemata bezeichnet werden. 

Für diese Form der Codierung gibt es zahlreiche Möglichkeiten, zwei 
Rundreisen durch Rekombination und Mutation zu einer neuen (gültigen) 
Rundreise zu verschmelzen. Wir verwenden in dieser Arbeit unter anderem 
Varianten zweier Crossover-Operatoren, die als besonders bewährt gelten. 
Dazu zählen das sogenannte ,partially matched crossover' (PMX) von Gold-
berglLingle [7] und das ,order crossover' (OX) von OliverlSmithlHolland 
[17]. Konkret verfahren wir wie folgt, um aus je zwei Individuen einer 
Population einen Nachfolger zu generieren: 

PMX: Zuerst kopieren wir den Inhalt eines zufällig positionierten zusam-
menhängenden Intervalls der Länge 1(1 ~ I ~ n - 1) aus dem Zei-
gervektor des ersten Individuums an die gleiche Stelle im Zeiger-
vektor des zweiten Individuums. Anschließend ersetzen wir darin 
alle duplizierten alten Einträge nacheinander durch diejenigen 
Komponenten, die als Folge des Kopiervorgang,es überschrieben 
worden sind. Auf diesem Weg entsteht zum Beispiel aus 
(16.53.24) und (5 1 .4 2.36) der Nachfolger (415326). 

OX: Zunächst kopieren wir wie beim PMX-Operator. Im Anschluß 
daran löschen wir im Zeigervektor des zweiten Individuums alle 
duplizierten alten Einträge. Wir beginnen an der ersten Position 
rechts des Intervalls und lassen die verbleibenden alten Einträge 
von rechts aufrücken. Die somit links des Intervalls frei werdenden 
Stellen füllen wir mit den überschriebenen Intervalleinträgen in der 

5 Todt 
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ursprünglichen Reihenfolge auf. Im Beispiel erhalten wir dann den 
Nachfolger (42536 I). 

In beiden Fällen starten wir mit I = 1. Solange die in einer Population 
repräsentierte kostenminimale Tour nicht verbessert werden kann, erhöhen 
wir I nach jeweils 50 Generationen auf I + 1, falls noch nicht I = n - I 
gilt. Wenn eine bessere Tour gefunden wird, setzen wir I auf seinen Start-
wert zurück. 

Die Operatoren PMX und OX ziehen für die Verschmelzung zweier Indi-
viduen einer Population keinerlei Informationen über die Kosten von Teil-
strecken des zugrunde liegenden Graphen heran. Daher sind sie blind für 
die Güte einer einzelnen Ersetzung oder Vertauschung, die sie vornehmen. 
Güteabwägungen erfolgen ausschließlich global anhand der Gesamtkosten 
neu gebildeter Routen. Alternativ dazu kann man bereits in der Phase der 
Rekombination die Kosten der Teilstrecken als problemspezifische Informa-
tionen auswerten. Deshalb haben wir zu Vergleichszwecken den nachste-
henden Greedy-Operator für das crossover zweier Individuen neben den 
Operatoren PMX und OX implementiert: 
GX: Am Anfang bestimmen wir zufällig einen beliebigen Ort. Sodann 

suchen wir in den Zeigervektoren der beiden Individuen die sich 
jeweils unmittelbar an diesen Ort anschließenden Reisestationen. 
Wir wählen diejenige zulässige Station mit den geringsten zugehö-
rigen Streckenkosten als nächsten Ort, und so weiter. Wenn zwei 
Stationen zu den gleichen Streckenkosten führen oder beide schon 
in der neu zu bildenden Tour enthalten sind, wählen wir zufällig 
einen Ort, der noch nicht berücksichtigt worden ist. Nach diesem 
Prinzip verfahren wir so lange, bis eine vollständige Rundreise vor-
liegt. Im Fall n = 4 mit der Kostenmatrix 

15 0 5 8 ( 0 10 21 12) 
C = 17 14 0 20 

13 9 7 0 

und dem zweiten Ort als Ausgangspunkt einer neuen Rundreise 
erzeugt GX aus (3 24 1) und (4 3 2 1) die Route (24 3 I). 

Damit ist dieser Operator eine stochastische Variante des deterministischen 
sogenannten Verfahrens des besten Nachfolgers (vgl. Müller-Merbach [15], 
S. 294 - 295). (Eine Version von GX für das symmetrische Rundreisepro-
blem und andere Greedy-Operatoren für symmetrische Probleme testet Gre-
Jenstette [8, S. 49 - 53].) 

Zuletzt wollen wir uns kurz dem Vorgang der Mutation im Zusammen-
hang mit Reihenfolgen zuwenden. Auch hierfür sind in der Literatur meh-
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rere Operatoren diskutiert worden. Zum Beispiel kann man in einer vorge-
gebenen Rundreise die Reiserichtung entlang zufällig gewählter zusammen-
hängender Teilstrecken umkehren (die nach Holland [11, S. 106 - 109] 
sogenannte Inversion) oder zufällig zwei Orte miteinander vertauschen (vgl. 
etwa OliverlSmithlHolland [17, S. 227]). Wir haben uns in dieser Arbeit 
durchgängig für eine dritte Alternative entschieden [vgl. SchöneburglHeinz-
mannlFeddersen [19, S. 277 - 278]: In einem gegebenen Zeigervektor 
wählen wir frühestens nach der ersten Position zufällig ein Intervall der 
Länge v (1 ::; v ::; n - 1). Dieses Intervall verschieben wir um eine Stelle 
nach links und plazieren das linksseitig überschriebene Element unmittelbar 
hinter dem Intervall. Nach diesem Muster mutiert etwa (16.532.4) zu 
(1 5 3 2 64). Die Wahrscheinlichkeit dafür, daß ein Individuum einer Popu-
lation einer derartigen Mutation unterworfen wird, sei Pm. Wir beginnen in 
allen Testrechnungen mit dem Startwert Pm = 1. Wird die kostenminimale 
Tour einer Population nicht verbessert, reduzieren wir Pm nach jeder weite-
ren 50. Generation um einen konstanten Betrag, so daß I).ach (n - 1) 50 
Generationen Pm = 0 ist. Diese Marke stellt das Abbruchkriterium unserer 
Genetischen Algorithmen dar. Für den Fall, daß eine günstigere Route 
ermittelt werden kann, starten wir neu bei Pm = 1. 

4. Ergebnisse für 40 hypothetische Rundreiseprobleme 

Wir werden nunmehr eine Reihe von Anwendungen Genetischer Algo-
rithmen auf 40 hypothetische Rundreiseprobleme mit jeweils 10 Testfällen 
für 20, 40, 60 und 80 einbezogene Orte studieren. Dazu wählen wir die 
Elemente Cij (i =I- j) der zugehörigen nicht-symmetrischen Kostenmatrizen 
C als ganzzahlige auf den Mengen {I, 2, ... , n} (n = 20,40,60,80) 
gleich verteilte Pseudo-Zufallszahlen. (Den Zufall simulieren wir in allen 
Testläufen mit Hilfe der Routine RANO von Press et al. [18, S. 192-
195].) Die Populationen in den verschiedenen Testrechnungen begrenzen 
wir für jedes gegebene n auf jeweils m = 3n (für n = 20, 40, 60) und 
m = 100 (für n = 80) Individuen, die aus derselben zufällig initialisierten 
Ausgangspopulation durch die Genetischen Operatoren der Selektion, 
Rekombination und Mutation hervorgehen. Gleichzeitig wenden wir eine 
elitistische Strategie an. Sie besteht darin, daß wir stets ein bestes Indivi-
duum einer Population in die nachfolgende Generation übernehmen. Auf 
diese Weise gewinnen wir durch den Einsatz der Crossover-Operatoren 
PMX, OX und GX eine größere Anzahl von Einzelergebnissen, die wir 
zuletzt zu Vergleichszwecken mit den Resultaten einer deterministischen 
Heuristik konfrontieren. 

Bei dieser Heuristik handelt es sich um den sogenannten ,Patching-Algo-
rithmus' (PA) (vgl. NeumannlMorlock [16, S. 456 - 459]). Er macht sich 

5* 
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den Tatbestand zunutze, daß man das Rundreiseproblem auch als ein Pro-
blem der wechselseitigen Zuordnung von Orten auffassen kann. Tatsächlich 
geht das Rundreiseproblem in das Zuordnungsproblem der Linearen Opti-
mierung über, wenn man die Forderung aufgibt, daß die gesuchte optimale 
Zuordnung einen geschlossenen Zyklus bildet. Somit stellt das Zuordnungs-
problem faktisch eine Relaxation des Rundreiseproblems dar. Daher können 
wir wie folgt vorgehen: Zunächst lösen wir das zu einer gegebenen Kosten-
matrix C gehörende Zuordnungsproblem mit Hilfe der Ungarischen 
Methode. (Der Rechenaufwand hierfür beträgt O(n 3 ).) Wir erhalten dann in 
der Regel ein System von Kurzzyklen, deren Anzahl bei nicht-symmetri-
schen Kostenmatrizen jedoch im allgemeinen klein ist. (Solche Zyklen 
berücksichtigen lediglich einen Teil der n Orte. In der Gesamtheit der Kurz-
zyklen kommen jedoch alle Orte vor.) Anschließend verschmelzen wir die 
gefundenen Kurzzyklen nacheinander (möglichst zuerst die Zyklen mit 
vielen Orten), so daß der entstehende Kostenzuwachs in jedem Schritt 
kleinstmöglich wird. Der damit beschriebene Patching-Algorithmus termi-
niert, wenn alle Kurzzyklen verschmolzen sind. (Der Gesamtaufwand für 
das Verfahren besitzt ebenfalls die Zeitkomplexität O(n 3 ).) 

Die Tabellen 1 - 3 im Appendix 1 geben die mit den Genetischen Algo-
rithmen und der Patching-Heuristik bestimmten Näherungswerte für die 
Kostenminima in den insgesamt 30 Problemen mit 20, 40 und 60 zu berei-
senden Orten im einzelnen wieder. Es zeigt sich, daß die Genetischen Algo-
rithmen in knapp zwei Dritteln aller Fälle die günstigeren Touren finden. 
Diese Aussage beruht vor allem auf denjenigen Genetischen Verfahren, die 
die Crossover-Operatoren OX und GX (bei leichten Vorteilen für GX) ver-
wenden. Die von den Genetischen Algorithmen erzeugten Entwicklungsver-
läufe der durchschnittlichen minimalen Rundreisekosten können wir anhand 
der Abbildungen des Appendix 2 (in den interessanteren Bereichen) verfol-
gen. Darin beobachten wir für die OX-basierten Verfahren ein gleichmäßi-
ges durchschnittliches Konvergenzverhalten, während die mit PMX und GX 
arbeitenden Varianten bereits (für GX nicht unerwartet) frühzeitig stagnie-
ren. Die Tabellen 1 - 3 dokumentieren noch eine weitere bemerkenswerte 
Tatsache: Der Patching-Algorithmus schneidet umso besser ab, je größer 
die Anzahl der Orte in den Rundreiseproblemen ist (vgl. dazu auch Karp/ 
Steele [12, S. 195 - 203]). Bei 60 berücksichtigten Orten fallen seine Ergeb-
nisse bereits in den meisten Einzelrechnungen und im Durchschnitt erheb-
lich besser als die Resultate des PMX-gestützten Genetischen Verfahrens 
aus. Dabei benötigt der Patching-Algorithmus auf der benutzten Rechenan-
lage (Personal-Computer mit EISA-Bus, 80486-CPU, 256 KByte 2nd level 
cache und 40 MHz Taktfrequenz) nur wenige Sekunden, um ein Einzeler-
gebnis zu ermitteln. Demgegenüber entsteht hierfür bei den Genetischen 
Verfahren ein Zeitbedarf im Umfang von bis zu einigen Stunden (in der 
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angegebenen Parametrisierung bei 40 und mehr Orten). Deshalb beschrän-
ken wir uns für die Fälle von 80 einbezogenen Orten bei den Genetischen 
Algorithmen auf die OX-basierte Variante mit einer Population von 100 
Individuen. Tabelle 4 weist für diese Fälle die deterministische Patching-
Heuristik in der größten Zahl der Einzelrechnungen ebenso wie im Durch-
schnitt als die deutlich überlegene Lösungsstrategie aus. 

Auf die Diskussion weiterer Resultate wollen wir verzichten. An dieser 
Stelle soll der Hinweis genügen, daß zusätzliche Testrechnungen mit einem 
als ,edge recombination crossover' (vgl. WhitleylStarkweatherlFuquay 
[20]) bezeichneten kantenorientierten Crossover-Operator zu keinen qualita-
tiv anderen Resultaten geführt haben. (Für n = 20 und n = 40 stellen sich 
Touren mit geringfügig niedrigeren Kosten als unter PMX nach wesentlich 
längeren Laufzeiten des Genetischen Algorithmus ein.) Wir haben auch mit 
kleinen Populationen nach der von Goldberg [6] vorgeschlagenen Methode 
experimentiert und vergleichbare Ergebnisse erzielt. 

5. Schlußfolgerungen 

Unsere Tests hinterlassen einen zwiespältigen Eindruck. Einerseits haben 
sich die Genetischen Verfahren im Vergleich mit dem Patching-Algorith-
mus bei den asymmetrischen Rundreiseproblemen mit 20, 40 und 60 vertre-
tenen Orten gut bewährt. Probleme dieser Größenordnung lassen sich 
häufig aber noch exakt lösen (zum Beispiel mit Hilfe von branch and 
bound-Verfahren). Andererseits deuten unsere übrigen Ergebnisse darauf 
hin, daß man in Fällen vieler zu bereisender Orte mit der deterministischen 
Heuristik kostengünstigere Routen in sehr viel kürzerer Zeit erhält. Dabei 
haben wir noch nicht berücksichtigt, daß bereits die Parametrisierung der 
Genetischen Verfahren große Sorgfalt erfordert und in der Regel zeitauf-
wendig ist. In diesem Zusammenhang müssen wir jedoch einräumen, daß 
die Genetischen Algorithmen massiv parallelisierbar sind. Prinzipiell lassen 
sich nämlich die selektierten Individuen einer Genetischen Population 
gleichzeitig rekombinieren. Das gilt entsprechend für die Mutation (und 
bereits für die Selektion) der Individuen. Insofern ist das kritische Laufzeit-
verhalten der Genetischen Algorithmen auch die Folge ihrer prozeduralen 
Implementation. Auf Parallelrechnern (zum Beispiel auf Transputer-Basis) 
sollten wesentlich kürzere als die von uns festgestellten Laufzeiten zu reali-
sieren sein. 

Im übrigen dürfen wir uns den Blick auf die eigentlichen Stärken der 
Genetischen Verfahren nicht verstellen lassen. Diese Stärken liegen nach 
unserer Auffassung in der Flexibilität insbesondere der ,blinden' Varianten, 
die sich ausschließlich an globalen Bewertungen der Genetischen Indivi-
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duen orientieren. Für diese Varianten stellt das eigentliche Rundreisepro-
blem eine black box dar. Somit können wir ohne größere Schwierigkeiten 
zusätzliche Restriktionen berücksichtigen, indem wir zum Beispiel 
bestimmte Folgen von Teilstrecken in der Bewertungsfunktion mit Straf-
punkten (penalties) belegen, falls eine konkret vorliegende Problemstellung 
das erfordert. Auf diese Weise können wir auch mehrfache (und einander 
widerstrebende) Zielsetzungen von Rundreisen erfassen. (Das ist auch ein 
großer Vorteil der sogenannten simulated annealing-Methode von Aartsl 
Korst [1]. Vgl. Press et al. [18, S. 329].) Damit dürften die Genetischen 
Verfahren besonders für solche praktischen Anwendungen interessant sein, 
die sich nicht in das starre Korsett des Standard-Rundreiseproblems und 
seiner deterministischen Lösungsmethoden zwängen lassen. Hier sehen wir 
noch Bedarf an weiterer Forschung. 

Appendix 1: Ergebnistabellen 

Tabelle 1 
Ergebnisse der Tests für 20 Orte 

m=60 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 Durchschnitt 

PMX 51 63 51 62 60 46 59 58 57 54 56,1 
OX 47 39 47 55 43 46 47 57 56 52 48,9 
GX 53 39 47 50 44 41 53 51 51 51 48,0 
PA 63 55 39 53 83 73 71 90 51 45 62,3 

Tabelle 2 
Ergebnisse der Tests für 40 Orte 

m = 120 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 Durchschnitt 

PMX 157 161 183 159 140 133 171 142 166 163 157,5 

OX 123 127 131 132 141 141 143 114 123 128 130,3 

GX 129 128 113 139 110 126 126 116 123 136 124,6 

PA 140 162 117 189 146 148 184 126 215 205 163,2 
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Tabelle 3 
Ergebnisse der Tests für 60 Orte 

m = 180 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 Durchschnitt 

PMX 347 326 284 283 313 288 321 268 339 298 306,7 
OX 255 247 271 278 218 218 232 239 269 248 247,5 

GX 238 227 221 277 257 261 268 223 193 264 242,9 

PA 155 272 167 374 238 384 260 225 171 299 254,5 

Tabelle 4 
Ergebnisse der Tests für 80 Orte 

m = 100 1 2 3 4 :; 6 7 8 9 10 Durchschnitt 

OX 371 399 413 369 338 329 354 306 363 367 360,9 

PA 334 295 335 325 252 250 376 406 346 234 315,3 

Appendix 2: Kostenverläufe 

Rundre ise durch h'lPothetische Orte 
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Abbildung 2: Ergebnisse der Tests für 20 Orte 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



72 Reiner Wolff 

Rundre Ise durch 48 h'lPothet ische Orte I 
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Abbildung 3: Ergebnisse der Tests für 40 Orte 
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Abbildung 4: Ergebnisse der Tests für 60 Orte 
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Zusammenfassung der Diskussion 

Im Mittelpunkt der Diskussion stehen das Verhalten und die Arbeits-
weise des genetischen Näherungsverfahrens. Es wird festgestellt, daß die 
erfolgreiche Anwendung des Algorithmus stark von einer günstigen Wahl 
der Rahmenparameter (Größe der Population, Mutationshäufigkeit und dem 
Vererbungsintervall) abhängt. Werden die ungünstig gewählt, so kommt es 
entweder zu einem unbefriedigenden Annäherung oder das Verfahren 
kommt nur sehr langsam voran. Ein geübter Anwender, so Herr Wolf, ent-
deckt allerdings schon nach wenigen Probeläufen eine günstige Parameter-
konstellation. Interessant und noch ungeklärt ist, was der Anwender hierbei 
eigentlich besser macht als der Computer, da dieser die geeigneten Parame-
terkonstellationen selbst bestimmen können müßte. 

Eine Verwendung von exakten Lösungen für Teilprobleme wäre, unter 
zusätzlichem Speicher- und Rechenzeitbedarf, zwar prinzipiell möglich, 
kann aber häufig zur Entwertung der eigentlichen Stärke des Verfahrens 
führen. 
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Bemerkenswert ist auch, daß das Verfahren über die einzelnen Iterations-
stufen sehr unterschiedliche Fortschritte bzgl. der Minimierung der Ziel-
größe macht. Ob diese beobachteten Sprünge evtl. eher im Verfahren pro-
voziert werden könnten, ist noch nicht geklärt. 

Bei größeren Problemen (mehr als 20 Orte), existieren meistens keine 
exakten Lösungen, so daß eine Beurteilung der Güte des Verfahrens häufig 
schwierig ist. Allerdings sollen solche für die USA und die alten Bundes-
länder inzwischen vorliegen, wodurch neue Testmöglichkeiten bestehen. 
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Räumliche Preistechniken im Wettbewerb 

Von Klaus Schöler, Kiel 

Abstract 

In diesem Beitrag werden einfache Modelle des räumlichen Wettbewerbs entwik-
kelt, um die Marktergebnisse bei Verwendung alternativer Preistechniken zu disku-
tieren. Modell 1 ist gekennzeichnet durch identische Standorte der Anbieter und 
vollständig überlappende Marktgebiete; in Modell 2 werden unterschiedliche Stand-
orte und nichtüberlappende Marktgebiete der Firmen unterstellt. In Modell 1 zeigt 
sich, daß nicht nur jenes Unternehmen seine Marktsituation verbessert, das zur über-
legenen Strategie wechselt, sondern daß auch die Marktsituation des Unternehmens 
eine positive Änderung erfährt, das - aus welchen Gründen auch immer - beabsich-
tigt, bei der suboptimalen Strategie zu verbleiben. Für Modell 2 werden die Resul-
tate bei Bertrand-Wettbewerb und bei monopolistischer Konkurrenz untersucht. 
Während im ersten Fall sich eine eindeutige Rangfolge der Preistechniken hinsicht-
lich des Gewinns ergibt, kann im zweiten Fall gezeigt werden, daß die Rangfolge 
entscheidend von der Standortentfernung der Anbieter abhängt. 

1. Einführung 

Die Diskussion räumlicher Preistechniken ist in der Literatur seit vielen 
Jahren ausführlich geführt worden (vgl. z.B. M. Beckmann [1976], J. G. 
Greenhut [1977], M. L. Greenhut/G. Norman/C. Hung [1987], H. Ohta 
[1988]). Neben den weniger beachteten Formen "uniform pricing" und 
,,zonenpreise" werden vor allem zwei Techniken miteinander verglichen: 
fob pricing und discriminatory pricing. Im ersten Fall setzt der Anbieter 
einen Verkaufspreis (mill price, Ab-Werk-Preis) am Produktionsstandort 
fest, und die Endpreise der räumlich gestreuten Nachfrager ergeben sich 
aus dem Verkaufspreis und den tatsächlich anfallenden Transportkosten 
zwischen Produktions- und Konsumtionsstandort. Dabei ist es unerheblich -
unterstellt man einen vollkommenen Markt für Transportleistungen und die 
Abwesenheit von sc ale-Effekten im Transport -, ob Käufer oder Verkäufer 
den Transport durchführen. Im zweiten Fall - discriminatory pricing - setzt 
der Anbieter die Endpreise (Ortspreise) an jedem Verbrauchsort fest, wobei 
es sich als gewinnmaximierend erweist, den vom Produktionsstandort 
weiter entfernten Käufern nicht die gesamten Transportkosten anzulasten 
und zum Ausgleich dafür von den Käufern in unmittelbarer Standortnähe 
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einen die Transportkosten übersteigenden Aufschlag zu verlangen. Den 
jeweiligen Konsumenten ist entweder nur der eigene Endpreis oder aber die 
Menge aller Endpreise bekannt. Die Ergebnisse eines Vergleiches zwischen 
fob pricing und discriminatory pricing können wie folgt zusammengefaßt 
werden: discriminatory pricing führt unter sonst gleichen Bedingungen zu 
höheren Gewinnen, niedrigeren Konsumentenrenten und höheren Wohl-
fahrtseffekten als fob pricing. Vergleicht man jedoch die Pro-Kopf-Wohl-
fahrtseffekte, so ist fob pricing der räumlichen Preisdiskriminierung gegen-
über überlegen (vgl. K. Schöler [1988], S. 144ff., R. J. Claycombe [1991]). 

Bei den nachfolgenden Überlegungen soll der unterschiedliche Einsatz 
der Preistechniken im Mittelpunkt stehen (vgl. J. F. Thisse/X. Vives [1988], 
S. P. Anderson/J. F. Thisse [1988] sowie K. Schöler [1990]). Zu diesem 
Zweck werden die denkbaren Kombinationen für zwei Firmen und zwei 
Preistechniken - fob und discriminatory pricing - in einfachen Modellen 
untersucht. Die Kombination, die eine Nash-Lösung erzeugt, wird mit jenen 
Kombinationen verglichen, bei denen eine Firma oder beide Firmen Preis-
techniken anwenden, die nicht zum Nash-Gleichgewicht führen. Für dieses 
Verhalten können exogene Restriktionen verantwortlich sein, wie etwa ein 
staatliches Verbot diskriminierender Preistechniken oder die Einschätzung 
dieser Preistechnik als "unfaire" Marktverhaltensweise durch die Käufer. 
Die Analyse wird im Rahmen unterschiedlicher Modellannahmen durchge-
führt, wobei im ersten Modell Substitutionsgüter und im zweiten Modell 
- sieht man der räumlichen Komponente ab - homogene Güter unterstellt 
werden. 

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: In Abschnitt 2 wird das erste Modell 
des räumlichen Wettbewerbs dargestellt. In diesem Modell haben die 
beiden betrachteten Firmen einen gemeinsamen Standort in der Mitte des 
Gesamtmarktgebietes und vollständig überlappende firmenindividuelle 
Marktgebiete. In Abschnitt 3 werden die Marktergebnisse bei unterschied-
lichen Preistechniken und Substitutionsbeziehungen diskutiert. Abschnitt 4 
stellt das zweite Modell vor, in dem unterschiedliche Standorte und nicht-
überlappende firmenindividuelle Marktgebiete angenommen werden. Dieses 
Modell wird in Abschnitt 5 unter der Annahme des Bertrand-Wettbewerbs 
und in Abschnitt 6 unter der Annahme der monopolistischen Konkurrenz 
untersucht. Der Vergleich der Ergebnisse aus Abschnitt 5 und 6 steht im 
Mittelpunkt des Abschnitts 7. In Abschnitt 8 werden einige allgemeine 
Schlußfolgerungen gezogen. 

2. Annahmen und Modell 1 

Für die nachfolgenden Überlegungen ist es sinnvoll, elmge vereinfa-
chende Annahmen einzuführen und eine Reihe von Variablen auf 1 zu stan-
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dardisieren, ohne daß dadurch die Allgemeinheit der Modellaussagen einge-
schränkt wird. 

Al: Zwei Anbieter sind im Zentrum eines linearen Marktgebietes mit der 
Ausdehnung L angesiedelt. Innerhalb des Marktgebietes beträgt die 
Nachfragerdichte je Entfernungseinheit r genau 1 und außerhalb O. 
Die firmenindividuellen Marktgebiete überlappen sich in allen Fällen 
vollständig und weisen die Ausdehnung 2R (= L) auf. 

A2: Die Nachfrage je Konsument qj nach dem Gut des Anbieters i beträgt 

(I) qj = I - mj - r + ßmj + ßr 

beziehungsweise nach dem Gut des Anbieters j 

(2) qj = I - mj - r + ßmj + ßr 

wobei mj und mj die Ab-Werk-Preise der Anbieter i und j, r die Ent-
fernung zwischen Produktions- und Konsumtionsstandort und ß als 
symmetrischer Koeffizient in den Nachfragefunktionen (1) und (2) die 
Stärke der Substitutionsbeziehungen zwischen beiden Gütern angeben. 
Es liegt nahe, ß auf den Bereich (0,1) zu begrenzen; je größer ß ist, 
um so stärker wird von den Nachfragern die Substitution zwischen 
beiden Gütern erwogen. Die Transportkosten je Mengen- und Entfer-
nungseinheit zwischen Produktions- und Konsumtionsstandort sollen 
auf 1 standardisiert werden. 

A3: Aus Gründen der Vereinfachung des Modells soll angenommen 
werden, daß die Kosten der Produktion 0 betragen. Positive Produk-
tionskosten haben keinen Einfluß auf die Rangfolge der Marktergeb-
nisse. 

A4: Die Firmen verfolgen das Ziel der Gewinnmaximierung. Dabei sollen 
ihre Reaktionen auf Preisvariationen des jeweiligen Konkurrenten 
durch den Hotelling-Smithies-Wettbewerb (dmj I dmj = dmj I dmj = 0) 
gekennzeichnet sein. 

A5: Den Firmen stehen prinzipiell zwei räumliche Preistechnik zur Verfü-
gung. Sie können eine nicht-diskriminierende Preistechnik (fob pric-
ing) und eine diskriminierende Preissetzung (discriminatory pricing) 
anwenden. 

Aus der Forderung der Nichtnegativität der Nachfrage für das gesamte 
Marktgebiet ergeben sich für die Ab-Werk-Preise die nachfolgenden Bedin-
gungen: 
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(3) 0 ::; mi ::; 1 - R + ß (mj + R), o ::; mj ::; 1 - R + ß (mi + R) 

Der Gewinn (oder Erlös bei Vernachlässigung der Produktionskosten) 
beträgt unabhängig von der angewandten Preistechnik an einem beliebigen 
Ort im Marktgebiet, der durch r gekennzeichnet sei: 

'Tri (r) = mi (1 - mi + ßmj - r + ßr) 

bzw. 

(4) 'Trj (r) = mj (1 - mj + ßmi - r + ßr) 

Nunmehr ist es möglich, die Gewinne (Erlöse) der beiden Anbieter i und j 
für die nachfolgenden Kombinationen zu ermitteln: 

Fall 1: Beide Anbieter wenden fob pricing an. 
Fall 2: Beide Anbieter wenden discriminatory pricing an. 
Fall 3: Anbieter i wendet discriminatory pricing, Anbieter j fob pricing an. 
Fall 4: Anbieter i wendet fob pricing, Anbieter j discriminatory pricing an. 

Da im Fall 4 lediglich die Indizes gegenüber Fall 3 vertauscht werden, 
ist es nicht notwendig, diesen Fall ausführlich zu diskutieren. Weitere Ein-
zelheiten zur Bestimmung der Gewinne finden sich in Anhang 1. 

Fall 1: Da beide Anbieter fob pricing anwenden, erhält man aus den 
Gewinngleichungen 

(5) 

R 

II i = 2 J 'Tri {r)dr, 
o 

R 

IIj = 2 J 'Trj (r)dr 
o 

unter Verwendung der Gleichgewichtspreise 

(6) 

Die Höhe des Gewinns wird von der Stärke der Substitution und der Aus-
dehnung des gemeinsamen Gesamtmarktgebietes bestimmt. 

Fall 2: Beide Anbieter verwenden die Strategie, an jedem Ort im Markt-
gebiet einen anderen Lieferpreis (Ortspreis) von den Käufern zu verlangen, 
der auf den Ort r bezogen gewinnmaximal ist. Aus Gleichung (4) erhält 
man die Preise 

(7) mi = (ß(mj +r) + 1 - r)/2, mj = (ß (mi + r) + 1 - r) /2 
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und im Gleichgewicht Gewinne von: 

(8) TI; = TIj = (2R(ß 2R2 - ßR(2R - 3) + R2 - 3R + 3))/(3(ß - 2)2) 

Auch im Fall 2 liegen symmetrische Gewinne im Gleichgewicht vor. 

Fall 3: Die Firma i verfolgt die Strategie der optimalen Preisdiskriminie-
rung, und Anbieter j verwendet fob pricing. Die entsprechenden Preise 
lauten: 

mj = (ß(mj + r) + 1 - r)/2 und mj = (ß(2mj + R) - R + 2)/4 

woraus sich für Firma i ein Gleichgewichtsgewinn von 

(9) TI; = (R3 (3ß4 + 6ß3 - 5ß2 - 20ß + 16) + 12R2 

(ß - 1) (ß2 + 4ß + 4) + 12R(ß2 + 4ß + 4))/(6(ß2 - 4)2) 

und für Firma j von 

(10) TIj = (R 3 ( - ß5 + 6ß4 + 7 ß3 - 16ß2 - 8ß + 12) + 12R2 

(ß - 1) (ß2 + 4ß + 4) + 12R(ß2 + 4ß + 4))/(6(ß2 - 4)2) 

ergibt. 

Fall 4: Die Firma i wendet die Strategie fob pricing, die Firma j dis-
criminatory pricing an. Die entsprechenden Indizes der Gleichungen (9) 
und (10) werden vertauscht. 

Ein Vergleich der Gewinnresultate zeigt für die Annahmen 0 < ß < 1 
und 0< R < 2/3 die nachstehende Rangfolge II dd > II dt > IItd > IItt , 
wobei der erste Index die Preisstrategie der betrachteten Firma und der 
zweite Index die Preisstrategie des Konkurrenten verdeutlichen sowie f für 
,Job pricing" und d für "discriminatory pricing" stehen. Als erstes Resultat 
kann festgehalten werden (s. Anhang 2): 

Satz 1: Wenden beide Firmen die Strategie discriminatory pricing an, so 
stellt sich ein Nash-Gleichgewicht ein; keine der beiden Firmen 
sieht sich - bei Abwesenheit von Restriktionen für die Anwendung 
von Preistechniken - veranlaßt, eine andere Preistechnik zu wählen. 
Geht eine Firma von fob pricing zu discriminatory pricing über, so 
erzielt nicht nur dieses Unternehmen einen höheren Gewinn, son-
dern auch das Unternehmen, das bei der suboptimalen Preisstrate-
gie fob pricing verbleibt. 

6 Tod! 
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3. Gewinne bei unterschiedlichen 
Substitutionsbeziehungen 

Um die Wirkungen unterschiedlicher Substitutionsbeziehungen zwischen 
den Gütern der Firmen i und j untersuchen zu können, werden die Ableitun-
gen der Gewinn bei unterschiedlichen Preistechniken bzw. der Gewinndiffe-
renzen zwischen zwei Preistechniken nach ß betrachtet (s. Anhang 3). 
Satz 2: Je stärker die Substitutionsbeziehungen zwischen den gehandelten 

Gütern sind (je größer ß ist), um so höher ist der Gewinn bei allen 
Preistechniken und um so kleiner sind die Gewinndifferenzen zwi-
schen IT dd , IT df , ITfd und ITff . Je stärker die Substitutionsbeziehung 
zwischen den Gütern sind (je größer ß ist), um so mehr nähern 
sich die Gewinne IT df und ITfd in der Mitte zwischen IT dd und ITff 
aneinander an. 

Das letzte Ergebnis kann auch mit Hilfe ausgewählter numerischer Werte 
für ß in den Gewinngleichungen verdeutlicht werden. Der Wert ß = 0,9 
steht für eine starke Substitution, ß = 0,5 für eine mittlere und ß = 0,1 für 
eine schwache Substitution. Die Gewinne lauten nunmehr: 

Tabelle 1 
Gewinne bei alternativen Preistechniken und Substitutionsbeziehungen 

ß= 0,9 
Strategien Job pricing j dis. pricing j 

2R(0,75R2 - 30R + 300)/363 2R(0,869R2 - 30R + 300)/363 
rob pricing i 2R(0,75R2 - 30R + 300)/363 2R(0,859R2 - 30R + 300)/363 

2R (0,859R 2 - 30R + 300) /363 2R (R 2 - 30R + 300) /363 
dis. pricing i 2R(0,869R2 - 30R + 300)/363 2R (R 2 - 30R + 300) /363 

ß = 0,5 
Strategien Job pricing j dis. pricingj 

R(1,5R2 - 12R + 24)/27 R(1,82R2 - 12R + 24)/27 
rob pricing i R(1,5R2 - 12R + 24)/27 R (1,67 R2 - 12R + 24) /27 

R(1,67R2 - 12R + 24)/27 R(2R2 - 12R + 24)/27 
dis. pricing i R(1,82R2 - 12R + 24)/27 R(2R2 - 12R + 24)/27 

ß = 0,1 
Strategien Job pricing j dis. pricing j 

2R (20,25R 2 - 90R + 100) /361 2R(26,37R2 - 90R + 100)/361 
rob pricing i 2R(20,25R2 - 90R + 100)/361 2R(20,88R2 - 90R + 100)/361 

2R(20,88R2 - 90R + 100)/361 2R(27R2 - 90R + 100)/361 
dis. pricing i 2R(26,37R2 - 90R + 100)/361 2R(27R2 - 90R + 100)/361 
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Mit anderen Worten kann der in Satz 2 ausgedrückte Sachverhalt auch 
wie folgt formuliert werden: Je stärker die Substitutionsbeziehungen zwi-
schen den beiden von den Konkurrenten angebotenen Gütern sind, um so 
geringer ist auch der Gewinnzuwachs jenes Anbieters, der die suboptimale 
Preistechnik (fob pricing) anwendet und dessen Gewinn durch den Über-
gang von fob pricing zu discriminatory pricing im Gleichgewicht angeho-
ben wird. 

4. Annahmen und Modell 2 

Im zweiten Modell wird die Ausdehnung der firmenindividuellen Markt-
gebiete in einem linearen, eindimensionalen Gesamtmarktgebiet durch die 
Gleichheit der Orts preise benachbarter Firmen bestimmt. Die Annahmen für 
die Grundstruktur des Modells lauten: 
Al: Zwei Anbieter (i und j) sind an den jeweiligen Enden eines linearen 

Marktgebietes mit der Ausdehnung L E (0, I J angesiedelt. Der Stand-
ort der Firma i möge bei Yi = 0 und der Standort der Firma j bei 
Yj = L angesiedelt sein. 

A2: Die Nachfrage je Konsument q (r) nach dem gehandelten Gut am Ort 
r lautet 

(11) q (r) = 1 - m - fr, mit r E L 

wobei m den Ab-Werk-Preis, f die Transportkosten je Mengen- und 
Entfernungseinheit sowie r die Entfernung zwischen Anbieter- und 
Nachfragerstandort bzw. zwischen Produktions- und Konsumtions-
standort darstellen. Die Transportkosten werden auf I standardisiert. 

A3: Innerhalb des Marktgebietes sind die Nachfrager kontinuierlich und 
gleichmäßig verteilt; die Nachfragerdichte je Entfernungseinheit be-
trägt genau 1. 

A4: Aus Gründen der Vereinfachung des Modells soll angenommen 
werden, daß die Kosten der Produktion Null betragen. 

A5: Die Firmen i und j verfolgen das Ziel der Gewinnmaximierung. Zwei 
unterschiedliche Verhaltensweisen gegenüber dem jeweiligen Konkur-
renten sollen diskutiert werden: (1) Die Anbieter wenden einen Preis-
wettbewerb (Bertrand-Wettbewerb) an oder (2) sie verhalten sich wie 
regionale Monopolisten (Monopolistische Konkurrenz). 

A6: Den Firmen stehen prinzipiell zwei räumliche Preistechnik zur Verfü-
gung. Sie können (1) eine nicht-diskriminierende Preistechnik (fob , 
pricing) oder (2) eine diskriminierende Preissetzung (discriminatory 
pricing) anwenden. 

6" 
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A 7: Die Konsumenten kaufen bei der Finna, die das gehandelte Gut am 
Konsumtionsstandort zum niedrigsten Ortspreis p (r) anbietet 
P (r) = min {Pi (r), Pj (rn für alle rE L. 

Aus A 7 folgt unmittelbar, daß sich die Marktgebiete nicht überlappen 
und daß die Grenze zwischen den Marktgebieten durch die Gleichheit der 
Ortspreise Pi = Pj genau bestimmbar ist. Bei Ab-Werk-Preisen der Finnen i 
und j von mi und mj und bei einer Entfernung von L zwischen den Finnen-
standorten gilt an der Wettbewerbsgrenze R für die gleichen Ortspreise 

oder 

(12) m; + R = mj + L - R 

und für die Ausdehnung des Marktgebietes der Finna i 

(13) 

sowie für die Ausdehnung des Marktgebietes der Finna j 

Der Gewinn an einem beliebigen Ort im Marktgebiet lautet: 

(14) 1f; (r) = m; (1 - m; - r) bzw. 1fj (r) = mj (1 - mj - r) 

und der gesamte Gewinn 

und 

(15) 

R(mi,mj) 

TI; = J 1f; (r)dr 
o 

L-R(mi,mj) 

TIj = J 1fj (r)dr 
o 

Da annahmegemäß die Produktionskosten Null betragen, werden lediglich 
die Transportkosten als Preisuntergrenze berücksichtigt. 

Ebenso wie bei Modell 1 können wiederum vier unterschiedliche Strate-
giekombinationen aus räumlichen Preistechniken betrachtet werden: 
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Fall 1: Beide Anbieter wenden fob pricing an. 
Fall 2: Beide Anbieter wenden discriminatory pricing an. 
Fall 3: Anbieter i wendet discriminatory pricing, Anbieter j fob pricing an. 
Fall 4: Anbieter i wendet fob pricing, Anbieter j discriminatory pricing an. 
Da sich die beiden Firmen i und j weder durch unterschiedliche Kosten 

noch durch unterschiedliche Nachfragesituationen unterscheiden, ist es 
nicht notwendig, den Fall 4 gesondert zu diskutieren, da lediglich die Indi-
zes ausgetauscht werden. 

5. Bertrand-Wettbewerb 

Zunächst wird von der Annahme eines Preiswettbewerbs ausgegangen. 
Grundsätzlich versucht jedes Unternehmen den Ortspreis seines Konkurren-
ten zu unterbieten, um somit sein firmenindividuelles Marktgebiet zu ver-
größern und den Konkurrenten vom Markt zu verdrängen. Die Kosten -
unter den getroffenen Modellannahmen lediglich die Transportkosten - stel-
len dabei die Preisuntergrenze dar. 

Fall 1: Beide Firmen, die fob pricing anwenden, reduzieren im Zuge des 
Preiswettbewerbs ihre Ab-Werk-Preise, bis gilt mi = mj = 0 bzw. bis ihre 
Ortspreise gleich den Transportkosten sind p; (r) = pj (r) = r. Gleichung 
(3) reduziert sich zu R = L/2 und der Gewinn beträgt 

(16) 

Dieses Ergebnis und der Verlauf der Ortspreislinien sind in Abbildung 1 
festgehalten. 

Fall 2: Beide Firmen verlangen bei discriminatory pricing an jedem Ort 
im Marktgebiet einen Lieferpreis p, der hinsichtlich dieses Ortes gewinn-
maximal ist. Die gewinnmaximalen Ortspreise aus den Gleichungen (4) 
lauten p; (r) = pj (r) = (1 + r) /2 und die entsprechenden Ab-Werk-Preise 
m; (r) = mj (r) = (1 - r) /2. Die Nichtnegativitätsbedingung für die Nach-
frage begrenzt die maximale Standortentfernung auf L = 2. Es lassen sich 
für jeden Anbieter drei grundsätzlich unterschiedliche Bereiche entlang 
der Ortspreislinie feststellen (vgl. ThisselVives [1988], AndersonlThisse 
[1988]): (1) Zwischen dem Standort und dem Schnittpunkt der Ortspreisli-
nie p; (r) = (1/2) + (1/2)r mit der Kostenkurve (Transportkostenlinie) 
des Konkurrenten L - r verfügt die Firma i über einen monopolistischen 
Bereich; ein Konkurrent kann die gewinnmaximalen Ortspreise der anderen 
Firma nur unterbieten, und somit sein Absatzgebiet vergrößern, wenn er an 
diesen Orten Verluste in Kauf nimmt. (2) Zwischen diesem Schnittpunkt 
R = (2L - 1)/3 und L/2 existiert ein Wettbewerbsbereich, in dem die 
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Finna i von ihren gewinnmaximalen Ortspreisen nach unten abweichen und 
die Ortspreise des Konkurrenten unterschreiten kann, ohne Verluste zu 
erleiden. Die Untergrenze für den Ortspreis wird durch die Transportkosten 
des Konkurrenten gebildet, da dieser bei Unterschreiten des Ortspreises 
Verluste erleiden würde p; (r) = L - r. Es soll daher angenommen werden, 
daß dieser Teil des Marktgebiets von der Finna beliefert wird, die die 
geringeren Transportkosten in diesem Gebiet aufwenden muß. (3) Zwischen 
L /2 und L beträgt der niedrigste Ortspreis der Finna i, der keine Verluste 
entstehen läßt, genau p; (r) = r. Diese drei Bereiche gelten ebenso für den 
Konkurrenten j. Der Gewinn der Finna i lautet bei discriminatory pricing 
und Preiswettbewerb unter Berücksichtigung der gewinnmaximalen Orts-
preise 

p; (r) = (1 + r)/2 
p; (r) = (L - r) 
p; (r) = r 

für O:S r < (2L - 1) /3 
für (2L - 1)/3 :S r :S L/2 
für L / 2 < r :S L 

und der Gewinn der Finna j unter Berücksichtigung der entsprechenden 
Ortspreise pj (r) 

(17) 

oder 

(2L-l)/3 

TI; = TIj = J ((1 - rf /4)dr 
o 
L/2 

+ J (L - 2r) (1 - L + r)dr 
(2L-l)/3 

TI; = TIj = (L 3 - 6L 2 + 12L - 2)/72 

Der Gewinn ist für alle L> 2 - W ~ 0,18288 positiv. Der Verlauf der 
Ortspreislinien ist in Abbildung 2 wiedergegeben. 

Fall 3: Wir wollen nun annehmen, daß Finna i discrirninatory pncmg 
und Finna j fob pricing anwenden. Wie in Fall 1 läßt der Preiswettbewerb 
den Ortspreis des Anbieters j auf pj (r) = r fallen. Unter Berücksichtigung 
der in Fall 2 diskutierten drei Bereiche entstehen die folgenden Gewinne: 

(18) TI; = (L 3 - 6L 2 + 12L - 2)/72, TIj = 0 

Die entsprechenden Ortspreislinien sind in Abbildung 3 dargestellt. 
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Die drei diskutierten Fälle zeigen eindeutig, daß discriminatory pricing 
die überlegene Preistechnik darstellt. 

Satz 3: Wenden beide Firmen die Strategie discriminatory pncmg an, so 
stellt sich ein Nash-Gleichgewicht ein; keine der beiden Firmen 
sieht sich - bei Abwesenheit von Restriktionen für die Anwendung 
von Preistechniken - veranlaßt, eine andere Preistechnik zu wählen. 
Geht eine Firma von fob pricing zu discriminatory pricing über, so 
bleibt der Gewinn des Konkurrenten davon unberührt. 
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6. Monopolistische Konkurrenz 

Es wird nunmehr von der Annahme ausgegangen, daß die beiden Anbie-
ter sich wie räumliche Monopolisten verhalten. Daher verzichten sie auf 
eine Unterschreitung der Konkurrenzpreise und setzen ihre Ortspreise bzw. 
Ab-Werk-Preise ohne Rücksicht auf die Preistechnik und -höhe des Kon-
kurrenten. Ein derartiges Verhalten kann verschiedene Gründe haben. Zum 
einen ist es denkbar, daß die Firmen erkannt haben, daß Preiswettbewerb 
zu geringeren Gewinnen führt. Zum anderen ist ein solches Verhalten in 
traditionell gepfägten Märkten anzutreffen, in denen ein Preiskampf - nicht 
jedoch die Wahl alternativer Preistechniken - von der öffentlichen Meinung 
sanktioniert wird. Auch unter dieser Annahme können die oben beschriebe-
nen Fälle unterschieden werden. 

Fall I: Da beide Firmen, die die Preistechnik fob pricing anwenden, hin-
sichtlich Nachfrage- und Kostenstruktur sowie hinsichtlich der Preistechni-
ken völlig identisch sind, sind auch die Gleichgewichtspreise beider Firmen 
identisch m; = mj = (4 - L)/8. Damit reduziert sich Gleichung (13) zu 
R = L/2; die Nichtnegativitätsbedingung für die nachgefragte Gütermenge 
reduziert die Standortentfernung auf L ~ 4/3. Die Gewinne beider Firmen 
lauten: 

(19) TI; = TI; = (L (L - 4)2) / 128 

Dieses Ergebnis zeigt, daß die Höhe des Gewinns von der Entfernung der 
Standorte bestimmt wird, wenn man gleichartige Preisreaktionen und Preis-
techniken der Anbieter unterstellt. Die Ortspreislinien sind in Abbildung 4 
verdeutlicht. 

Fall 2: Beide Firmen verlangen bei discriminatory pricing an jedem Ort 
im Marktgebiet einen Lieferpreis p', der hinsichtlich dieses Ortes gewinn-
maximal ist. Die Nichtnegativitätsbedingung für die Nachfrage begrenzt die 
maximale Standortentfernung auf L = 2. Da wiederum angenommen wird, 
daß die Nachfrage- und Kostenstruktur sowie die Preistechniken beider 
Firmen gleich sind, reduziert sich Gleichung (13) zu R = L/2. Die Gleich-
gewichtsgewinne beider Unternehmen betragen somit 

L/2 

(20) TI; = TI; = J (1 - r)2/ 4 dr = (L(L 2 - 6L + 12))/96 
o 

Vergleicht man die Gewinne (19) und (20), so kann für alle L E [0, 1] ein 
um L 3 /384 höherer Gewinn bei discriminatory pricing festgestellt werden. 
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Fall 3: Wir wollen nun annehmen, daß Finna i discriminatory pricing 
und Finna j fob pricing anwenden. Unter Berücksichtigung des optimalen 
Preises m; aus Gleichung (14) in (13) erhält man als obere Integrations-
grenze für das Marktgebiet der Finna j 

(21 ) L - R = L - (2L + 2mj - 1)/3 

und die Gewinnfunktion 

(21 ) 

(L-2mj+1)/3 

IIj = ! mj (1 - mj - r)dr = 

° - (mj(L - 2mj + I)(L - 4mj - 5))/18 

Der gewinnmaximale Preis des fob pricing anwendenden Unternehmens j 
beträgt: 

(23) mj = - ((7L2 - lOL + 19t5 - L - 7)/12 

Setzt man den Preis m j in die Gewinnfunktion ein, so erhält man 

(24) IIj = - (((7L2 - lOL + 19)°,5 - 4L + 8) ((7L2 - lOL + 19)°,5 - L - 7) 

((7L2 - lOL + 19)°,5 + 5L - 1))/3888 

Betrachten wir nunmehr das konkurrierende Unternehmen i, das unabhän-
gig von Finna j discriminatory pricing verfolgt. Aus Fall 2 sind die optima-
len Ab-Werk-Preise m; für einen Ort r im Marktgebiet, und damit auch für 
L - R, bekannt. Da nunmehr auch mj bekannt ist (Gleichung (23», kann 
auch die Ausdehnung des Marktgebietes der Finna i durch 

(25) R = - ((7L2 - lOL + 19)°,5 - 13L - 1)/18 

angegeben werden. Für L < 0,240253 wird R negativ, m.a.W. bei Standort-
entfernungen, die geringer als 0,240253 sind, fällt das gesamte Marktgebiet 
an den Konkurrenten j, der die Preistechnik fob pricing verfolgt. Der 
Gewinn der Finna i lautet: 

- ({7L2 -IOL+ 19)0,5 - J3L-1)/18 

(26) II;= ! (l-r)2/4dr 

° 
oder 
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rr; = - ((7L 2 - lOL + 19)°·5 (257L 2 - 668L + 443) 

- 1235L3 + 4683L2 - 6261L + 25)/34992 

Der Verlauf der Ortspreislinien ist in Abbildung 6 dargestellt. 
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7. Vergleich der Ergebnisse 

Für den Vergleich der Ergebnisse wird ein Index zur Bezeichnung der 
Gewinne eingeführt: II dd , II dJ , IIJd und IIff , wobei der erste Index die 
Preis strategie der betrachteten Firma und der zweite Index die Preis strategie 
des Konkurrenten verdeutlichen sowie f für ,,fob pricing" und d für "dis-
criminatory pricing" stehen. Zeichnet man die vier Gewinngleichungen 
(19), (20), (24) und (26) aus Abschnitt 6 für den Bereich ° < L < 1 in 
Abbildung 7 ein, so zeigt sich, daß die Höhe der Gewinne von zwei Ein-
flußgrößen bestimmt wird: (1) Zum einen ist der Gewinn der Firma i nicht 
nur von der gewählten eigenen Preistechnik, sondern auch von der ange-
wendeten Preistechnik des konkurrierenden Unternehmens j abhängig. (2) 
Zum anderen wird die Höhe des Gewinns von der Entfernung der Standorte 
beider Anbieter i und j bestimmt und die gewinnoptimale Preistechnik -
unter Berücksichtigung der Preistechnik des Konkurrenten - ebenfalls von 
der Entfernung der Standorte determiniert. Eine genauere Betrachtung der 
Abbildung 7 zeigt sechs Schnittpunkte der Gewinnfunktionen. 

L=O lI dd = lIff 
lI dd = lIfd 

lIff = lIfd 

lIfd = lIdf 

lIff = lIdf 

lI dd = lI df 

L = 0,545697 
L = 0,562834 
L = 0,642747 
L = 0,695455 
L = 0,732053 

Für die nachstehenden Standortentfernungen erhält man folgende Rang-
folgen der Gewinne: 

L < 0,5457 
0,5457 < L < 0,5628 
0,5628 < L < 0,6427 
0,6427 < L < 0,6955 
0,6955 < L < 0,7321 
L> 0,7321 

lI fd > lI dd > lIff > lI df 

lI dd > lIfd > lIff > lI df 

lI dd > lIff > lI fd > lI df 

lI dd > lIff > lIdf > lIfd 

lI dd > lI df > lIff > lIfd 

lIdf > lI dd > lIff > lI fd 

Für alle Entfernungen zwischen den beiden Standorten zeigt sich bei 
gleichartigen Preistechniken der Firmen - wie auch schon aus der Literatur 
bekannt ist - ein höherer Gewinn bei discriminatory pricing und ein gerin-
gerer Gewinn bei fob pricing. Bei unterschiedlichen Preistechniken ist der 
Gewinn im Bereich 0< L < 0,6424 für fob pricing und im Bereich 
0,6424< L < 1 für discriminatory pricing höher. Vernachlässigt man den 
Bereich 0,5456< L < 0,7321, so kann folgende Aussage formuliert 
werden: 
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Abb. 7: Gewinne bei unterschiedlichen Preistechniken, Standortentfemungen 
und monopolistischer Konkurrenz 

1.0 

Satz 4: Wenden beide Anbieter bei monopolistischer Konkurrenz und 
geringen Standortentfernungen (L< 0,5456) diskriminierende 
Preistechniken an, so erhöht sich der Gewinn der Firma, die zu fob 
pricing übergeht, und der Gewinn der Firma, die bei der diskrimi-
nierenden Preistechnik verbleibt, wird reduziert. Wenden beide 
Anbieter bei großen Standortentfernungen (L > 0,7321) fob pricing 
an, so erhöht sich der Gewinn der Firma, die zur diskriminierenden 
Preistechnik übergeht, und der Gewinn der Firma, die bei fob pric-
ing verbleibt, wird verringert. 

Bei sehr kleinen Standortentfernungen (0< L < 0,2402) wird der diskri-
minierende Anbieter von der unter fob pricing anbietenden Firma vom Markt 
verdrängt. In einem mittleren Bereich (0,5457< L < 0,7321) führt die 
Anwendung der Preisdiskriminierung durch beide Anbieter zum höchsten 
Gewinn. 
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Zum Vergleich der Gewinne aus Abschnitt 6 mit denen aus Abschnitt 5 
sollen neben den Kurzbezeichnungen II dd , IIdf , IIfd und IIff die Bezeich-
nungen II~d' II~f und IIfd für die Gewinne aus dem Bertrand-Wettbewerb 
eingeführt werden. Zusammengefaßt erhält man folgende Ergebnisse: 

II~d = II~f < IIfd = IIff VL E [0 0,18288) 

II~d = II~f > IIfd = IIff VL E (0,18288 1] 

IIdd > II~d VL E [0,1] 
IIdd - II~d = - (L 3 - 6L 2 + 12L - 8)/288 

IIff > IIff VL E [0,1] 

IIdf < II~f VL E [0,0,39061) 

II df > II~f VL E (0,39061 1) 

II df - II~f = - ((7L 2 - lOL + 19)°·5 (257L 2 - 688L + 443) 

- 749L 3 + 1767L2 - 429L - 947)/34992 

IIfd > IIfd VL E [0,1] 

Jenes Unternehmen, das discriminatory pncmg und Preiswettbewerb 
anwendet, kann unabhängig von der Marktausdehnung einen höheren 
Gewinn erzielen als das Unternehmen, das bei fob pricing verbleibt 
II~f > IIfd · Da die unterlegene Firma die erfolgreiche Preistechnik des 
Konkurrenten imitiert, ist dieser Zustand aber nur kurzfristig denkbar. Geht 
das Unternehmen, das bisher seine Güter zu fob pricing anbot, auch zu dis-
criminatory pricing über, so kann es seinen Gewinn bei unverändertem 
Gewinn des Konkurrenten steigern. Ferner ist hervorzuheben, daß bei fob 
pricing des Konkurrenten und kleinen Marktgebieten bis zu L = 0,39061, 
ein Unternehmen, das discrimihatory pricing anwendet, seinen Gewinn 
durch Preiswettbewerb maximieren kann. Jenseits von L = 0,39061 führt 
jedoch der Verzicht auf strategische Preissetzungen zum maximalen 
Gewinn. Damit hängt die Anwendung des Preiswettbewerbs von der Aus-
dehnung des Marktgebietes und bei gegebenem Marktgebiet von der 
Anzahl der Anbieter ab. Allgemein kann gesagt werden, daß mit Ausnahme 
des df-Falls die Gewinne bei Preiswettbewerb für alle L E [0,1] niedriger 
sind als bei einem "monopolistischen" Verhalten der Anbieter. Diese 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



94 Klaus Schöler 

Ergebnisse sind nicht überraschend und entsprechen den Resultaten in ver-
gleichbaren Punktmarktmodellen. 

8. Schlußfolgerungen 

Unter den Annahmen eines gemeinsamen Standortes beider Konkurren-
ten, gemeinsamer vollständig überlappender Marktgebiete und der völligen 
Symmetrie hinsichtlich Nachfragestruktur und Verhaltensweisen (Modell 1) 
zeigt sich discriminatory pricing als die dominante Strategie; unabhängig 
davon, ob der Konkurrent beabsichtigt, fob pricing oder discriminatory pri-
cing zu wählen, kann das betrachtete Unternehmen seinen jeweils höchsten 
Gewinn realisieren, wenn es seinerseits immer discriminatory pricing 
anwendet. Bietet auch der Konkurrent sein Gut unter discriminatory pricing 
an, so stellt sich ein Nash-Gleichgewicht ein. 

Ein für das strategische Verhalten wichtiges Resultat zeigt sich, wenn 
man von der Tatsache ausgeht, daß beide Firmen ihre Güter zunächst unter 
fob pricing anbieten. Geht nun ein Unternehmen - sagen wir Unternehmen 
i-zu discriminatory pricing über, so ist es in der Lage, seinen Gewinn zu 
steigern. Im Gleichgewicht erhöht sich aber auch - wenn auch nicht im 
gleichen Ausmaß wie bei Unternehmen i-der Gewinn des Konkurrenten j. 
Im umgekehrten Fall - beide Anbieter wenden discriminatory pricing an -
kann die Firma i zu fob pricing übergehen, um somit den Gleichgewichts-
gewinn des Konkurrenten j zu verringern, allerdings um den Preis, selbst 
einen noch geringeren Gewinn zu erzielen. Dieses strategische Verhalten ist 
immerhin denkbar, wenn man von unterschiedlichen finanziellen Ausstat-
tungen der Firmen ausgeht und von der Absicht der finanziell stärkeren 
Firma, angenommen i, ihren Konkurrenten j zum Marktaustritt zu veranlas-
sen. 

Die Spielräume für strategisches Verhalten werden entscheidend durch 
die Substitutionsbeziehungen zwischen den gehandelten Gütern bestimmt. 
Je stärker diese Beziehung ist, um so näher liegt der Gewinn der Firma i, 
die bei geplantem fob pricing des Konkurrenten j discriminatory pricing 
verfolgt, bei jenem Gewinn, der bei Preisdiskriminierung beider Anbieter 
entsteht, und um so geringer ist der dadurch verursachte Gewinnzuwachs 
bei dem Konkurrenten j. Je schwächer die Substitutionsbeziehung ist, um 
so stärker wird bei dem gleichen Vorgang der Gewinn des Konkurrenten j 
abgehoben. Allerdings ist auch in diesem Fall der Gewinn des Anbieters i 
höher als der des Anbieters j. Ungeachtet dessen kann der Schluß gezogen 
werden, daß mit abnehmender Substitutionsbeziehung zwischen den Gütern 
auch der Anreiz steigt, das gleiche Ergebnis durch Imitation der Preistech-
nik des erfolgreicheren Anbieters herbeizuführen. 
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Unter den Annahmen verschiedener Standorte, nichtüberlappender Markt-
gebiete und vollständiger Symmetrie hinsichtlich Nachfragestruktur und 
Verhaltensweisen (Modell 2) zeigt sich folgendes Bild: Der Vergleich der 
Resultate bei Bertrand-Wettbewerb verdeutlicht, daß discriminatory pricing 
- unabhängig von der durch den Konkurrenten gewählten Preistechnik - zu 
den höchsten Gewinnen führt. Folglich werden beide Firmen bei Abwesen-
heit von Restriktionen hinsichtlich Preistechnik und Verhaltensweise diese 
Preissetzung wählen. Bei monopolistischer Konkurrenz zeigt sich ein weni-
ger einheitliches Bild. In Abhängigkeit von den Standortentfernungen 
lassen sich vier Bereiche für unterschiedliches strategisches Verhalten fest-
stellen. (1) Im ersten Bereich (0 < L < 0,2402) würde zwar der Übergang 
eines Anbieters - sagen wir i-von der gemeinsamen Strategie der Preis-
diskriminierung zu fob pricing den Konkurrenten j vom Markt verdrängen, 
jedoch ist kaum anzunehmen, daß die Firma j nicht auch zu fob pricing 
übergehen wird, um weiterhin am Markt zu verbleiben. Danach befinden 
sich beide Anbieter auf einem - wenn auch geringfügig - niedrigeren 
Gewinniveau. (2) Für den zweiten Bereich (0,2402 < L < 0,5457) gilt 
genau die gleiche Analyse der Situation wie in Bereich 1, jedoch mit der 
Ausnahme, daß der Konkurrent j nicht vom Markt verdrängt wird. (3) Im 
dritten Bereich (0,5457< L < 0,7321) ist bei gleichartigen Preistechniken 
beider Firmen ein Wechsel eines Anbieters zu einer alternativen Preistech-
nik unwahrscheinlich, da er seine Gewinnsituation in jedem Fall ver-
schlechtern würde. (4) Schließlich kann für den vierten Bereich 
(0,7321 < L < 1,3333) der folgende Prozeß für die Variation der Preistech-
niken angenommen werden: In der Ausgangssituation sollen beide Unter-
nehmen das Gut unter fob pricing anbieten, und somit auch gleiche 
Gewinne erzielen. Wendet sich beispielsweise Firma i nun der Preisdiskri-
minierung zu, so kann sie ihren Gewinn steigern und gleichzeitig den 
Gewinn der konkurrierenden und bei fob pricing verbleibenden Firma j 
senken. Unternehmen j wird nunmehr die erfolgreiche Preistechnik ihres 
Konkurrenten imitieren und ebenfalls zur Preisdiskriminierung übergehen. 
Durch dieses Verhalten der Firma j steigt ihr Gewinn in einem erheblichen 
Ausmaß und der Gewinn der Firma i wird in einem geringen Umfang 
gesenkt. Die Gewinne beider Anbieter sind nunmehr gleich und liegen über 
den Gewinnen in der Ausgangssituation. 

Wenn die optimale Wahl einer Preistechnik - sei es auch nur, um tem-
poräre Gewinnvorteile zu erlangen - bei monopolistischer Konkurrenz von 
der Standortentfernung abhängt, dann bedeutet dies aber auch, daß sich 
durch Marktzutritte die Verhaltensweisen ändern können. Marktzutritte ver-
ringern die Standortentfernungen und verändern damit die als optimal anzu-
sehende Wahl der Preistechnik. Anders gesagt: Im kurzfristigen Gleichge-
wicht können durchaus andere Strategien angewendet werden als im lang-
fristigen Gleichgewicht. 
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Anhang 

Anhang 1 

Fall 1: Da beide Anbieter fob pricing anwenden, sind die beiden Gleich-
gewichtspreise aus dem Gesamtgewinn der Firmen (5) unter Verwendung 
von (4) abzuleiten. Man erhält man (unter der Bedingung 2. Ordnung 
-4R < 0) 

(Al) mi = (ß(2mj + R) - R + 2)/4, mj = (ß(2mi + R) - R + 2)/4 

und die Gleichgewichtspreise 

(A2) m; = mj = (ßR - R + 2)/(2(2 - ß)) 

die in die Gewinngleichung (5) eingesetzt werden. Daraus ergibt sich Glei-
chung (6) 
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Fall 2: Da beide Anbieter die Strategie anwenden, an jedem Ort im 
Marktgebiet einen anderen Lieferpreis (Ortspreis) von den Käufern zu ver-
langen, der auf den Ort r bezogen gewinnmaximal ist, erhält man aus Glei-
chung (4) (unter der Bedingung 2. Ordnung - 2< 0) und unter Hinzu-
nahme der Transportkosten je Mengen- und Entfernungseinheit die Orts-
preise von. 

(A3) Pi = (ß(mj + r) + 1 + r)/2, Pj = (ß(mi + r) + 1 + r)/2 

Die Gleichgewichtspreise betragen, ausgedrückt als Ab-Werk-Preise: 

(A4) m; = mj = (ßr - r + 1) / (2 - ß) 

und die Gewinne im Gleichgewicht lauten unter Verwendung von (4) und 
(A4): 

R 

II; = 2 J m; (1 - m; + ßmj - r + ßr)dr 
o 

bzw. 

R 

(A5) IIj = 2 J mj (1 - mj + ßm; - r + ßr)dr 
o 

Daraus erhält man die Gewinngleichung (8). 
Fall 3: Die Firma i verfolgt die Strategie der optimalen Preisdiskriminie-

rung, und Anbieter j verwendet fob pricing. Die entsprechenden Preise aus 
den Gleichungen (7) und (9) lauten: 

mi = (ß(mj + r) + 1 - r)/2 und mj = (ß(2mi + R) - R + 2)/4 

woraus sich für Firma i ein Gleichgewichtspreis von 

(A6) m; = (4r(1 - ß) - ß2R - ß(2 - R) - 4)/(2(ß2 - 4)) 

ergibt. Für den Anbieter j erhält man den Gleichgewichtspreis von 

(A7) mj = (ßr(1 - ß) - ß(R + 1) + R - 2)/(ß2 - 4) 

Die Gleichgewichtspreise sind im Fall 3 nicht mehr symmetrisch und die 
asymmetrischen Gewinne der Firmen lauten unter Verwendung von (A6) 
bzw. (A7): 

7 Todl 
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R 

II; = 2 J m; (1 - m; + ßmj - r + ßr)dr 
o 

oder Gleichung (9) für Finna i und 

R 

IIj = 2 J mj (1 - mj + ßm; - r + ßr)dr 
o 

oder Gleichung (10) für Finna j. 

Anhang 2 

Für den Vergleich der Gewinne muß gelten, daß die Rangfolge der 
Gewinne unter den Annahmen (0 < Rund 0 < ß < 1) die folgenden Ergeb-
nisse zeigt: 

1. Aus II dd - II df folgt (ßR 3 (ß3 + 2ß2 - 7 ß + 4)) 1 (6 (ß2 - 4)2) > o. 
2. Aus II df - II fd folgt (R 3 (ß3 - 3ß2 + 3ß - 1))/(6 (ß2 - 4)2) > o. 
3. Aus IIfd - IIff folgt - (ßR 2 (ß4 - 3ß3 - ß2 + 7 ß - 4)) 1 (6; (ß2 - 4ß)2) > o. 
Alle Ergebnisse sind mit den Annahmen vereinbar, woraus sich die 

Rangfolge II dd > II df > IIfd > IIff ergibt. 

Anhang 3 

Die nachfolgenden Überlegungen hinsichtlich ß begründen Satz 2. Die 
Ableitungen der Gewinnfunktionen nach ß ergeben: 

OIIddloß = - (2R(ßR(2R + 3) - 2(R2 - 3))/(3(ß - 2)3) > 0 

oIIdt/oß = - (R (3ß4R (R + 2) + ß3 (19R 2 + 36R + 12) 
+ 6ß2 (R 2 - 12R + 12) + 12ß (R 2 + 4R + 12) 

- 8(5R2 - 12)))/(3(ß2 - 4n > 0 

OIIfd 1 oß = - (R (ß6 R2 - ß4 R (13R - 12) 

+ 8ß3 (8R 2 + 9R + 3) + 12ß2 (5R 2 + 12R + 12) 

- 16ß(5R2 - 6R - 18) - 32(R2 - 6)))/(6(ß2 - 4n > 0 
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Räumliche Preistechniken im Wettbewerb 

8ITff l8ß = - (R(R + 2) (ßR - R + 2))/((ß - 2)3) > 0 

Die Ableitungen der Gewinndifferenzen nach ß ergeben: 

Differenz IT dd - ITff : 

8(ITdd - ITff )18ß = (R 3 (I - ß))/(3 (ß - 2)3) < 0 

Differenz IT df - IT fd : 

8(IT df - IT fd )18ß = (R 3(ß4 - 15ß2 + 26ß - 12))1 
(6 (ß2 - 4)2) < 0 

Differenz IT dd - IT df : 

8(ITdd - IT df )18ß = - (R 3 (ß4 + ß3 + 18ß2 - 28ß + 8))1 
((3 (ß2 - 4)3) < 0 

8(ITfd - ITff )18ß = -(R3(ß6 - 19ß4 + 34ß3 + 24ß2 - 56ß + 16))/ 
(6(ß2 - 4)3) < 0 

Zusammenfassung der Diskussion 

99 

Es wird die Frage gestellt, warum ein Anbieter seine Preisstrategie 
ändern sollte, wenn er seinen Konkurrenten auch mit einer bloßen Ände-
rung seines Preises, bei unveränderter Strategie, massiv angreifen kann. 

Die Diskussion macht auch deutlich, daß bestimmte Preisstrategien nur 
unter bestimmten Rahmenbedingungen zum Zuge kommen können und 
daher nur in bestimmten Branchen zur Anwendung gelangen. In der Praxis 
spielt die räumliche Preisdifferenzierung z. B. bei Handelsketten eine große 
Rolle. Dort besteht aber ein großer zeitlicher Abstand zwischen Planung 
der räumlichen Preis strategie und ihrer tatsächlichen Realisation. 

Eine Ursache für die Nichtanwendung von räumlicher Preisdifferenzie-
rung dort wo diese theoretisch möglich wäre, kann darin gesehen werden, 
daß diese von den Nachfragern als äußerst unfair empfunden wird. Auch 
läßt sich ein Übergang auf die Fläche nicht problemlos durchführen. 

Als interessant wird empfunden, wie sich die Einführung unvollständiger 
Information auf die Lösungen auswirken würde. 

7* 
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Infrastrukturversorgung als 
Wettbewerbsinstrument zwischen Städten 

Eine theoretische und empirische Untersuchung 

Von Helmut Seitz, Mannheim* 

Abstract 

Im theoretischen Teil der Arbeit wird mit Hilfe eines einfachen mehrstufigen 
Modells die Bedeutung der Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur für den Wettbe-
werb zwischen Firmen und Regionen untersucht. Hierbei wird berücksichtigt, daß 
zur Finanzierung der öffentlichen Infrastrukturinvestitionen bei den Firmen Steuern 
erhoben werden. Der empirische Teil der Arbeit präsentiert ökonometrische Schät-
zungen der Produktivität der kommunalen Infrastruktur sowie eine empirische Ana-
lyse der Bestimmungsgründe für die Anpassung der Gewerbesteuerhebesätze und 
der kommunalen Infrastrukturkapitalstöcke. Die empirischen Analysen beruhen auf 
einem Städte-Paneldatensatz, der für die Jahre 1980 - 1990 für die 100 größten 
Städte der Bundesrepublik erstellt wurde. 

1. Einleitung 

In jüngster Zeit gibt es eine zunehmende Anzahl empirischer Studien, in 
denen der Einfluß der Bereitstellung öffentlicher Infrastrukturdienstleistun-
gen auf die private Wirtschaft untersucht wird. BemdtlHansson (1991) 
sowie ConradlSeitz (1992) haben diesen Zusammenhang für das gesamte 
Verarbeitende Gewerbe untersucht; Analysen auf der Ebene der 2-stelligen 
Industrieklassifikation wurden von NadirilMamuneas (1991) sowie Seitz 
(1993a) vorgelegt; regional disaggregierte Daten liegen den Schätzungen 
von CostalEllsonlMartin (1987), MorrisonlSchwartz (1992) sowie Seitzl 
Licht (1993) zugrunde, wobei als Regionalabgrenzung die U.S. Bundesstaa-
ten bzw. die (west)deutschen Bundesländer herangezogen werden. Alle 
erwähnten Analysen vernachlässigen die Tatsache, daß der mit Abstand 
größte Teil der öffentlichen Investitionen von Städten und Gemeinden getä-

• Mein Dank gehört Herrn Prof. Dr. Klaus Conrad sowie den Teilnehmern auf 
der Sitzung des ,Regionalwissenschaftlichen Ausschusses' des Verein für Socialpoli-
tik im Oktober 1993 in Freiberg/Sachsen. Die Forschungsarbeiten wurden aus Mit-
teln der Emil-Kömmerling-Stiftung unterstützt. 
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tigt wird. So entfallen in der Bundesrepublik ca 70% der gesamten staatli-
chen Investitionsausgaben und ca 65 % des öffentlichen Infrastrukturkapi-
talstocks auf die Städte und Gemeinden. 1 Somit hat der größte Teil der 
Infrastruktureinrichtungen einen betont räumlichen Charakter und verur-
sacht nur in sehr begrenztem Umfang überregionale Spillover Effekte, d.h. 
die räumliche ,Reichweite' der mit Infrastruktureinrichtungen produzierten 
öffentlichen Güter ist relativ gering, so daß Infrastrukturdienstleistungen als 
,local public goods' anzusehen sind, siehe z.B. Oakland (1987). Trotz 
dieser hohen lokalen Komponente gibt es nur eine sehr kleine Anzahl von 
Studien in denen die Effekte der öffentlichen Infrastruktur auf lokaler, d. h. 
insbesonderer kommunaler, Ebene untersucht werden. Als einige der weni-
gen Arbeiten seien hier die Untersuchungen von Duffy-Deno (1991) sowie 
EbertslFox (1992) genannt. Im Bereich der finanzwissenschaftlichen Theo-
rie, insbesondere in der ,tax competition'-Literatur, wurden Arbeiten vorge-
legt, in denen die Bereitstellung lokaler Infrastrukturdienstleistungen in 
Modelle des interregionalen Wettbewerbs einbezogen wird, siehe z.B. die 
Beiträge von ZodrowlMieszkowski (1986), OateslSchwab (1988) und für 
einen Überblick WildasinlWilson (1991). 

Der vorliegende Beitrag ist der Versuch, eine enge Verbindung zwischen 
der jüngsten empirischen Infrastrukturforschung und den theoretischen 
Ansätzen aus dem Bereich der Steuerkonkurrenzliteratur herzustellen. In 
Abschnitt 2 stellen wir ein einfaches theoretisches Modell vor, in dem zwei 
wohlfahrtsmaximierende Städte, in denen jeweils nur eine Firma angesie-
delt ist, mittels Infrastrukturdienstleistungen konkurrieren. In den nachfol-
genden Abschnitten werden die empirischen Implikationen des Modells in 
einem zweistufigen Ansatz untersucht. Hierbei wird in einem ersten Schritt 
in Abschnitt 3 getestet, ob von der öffentlichen Infrastruktur überhaupt 
signifikante Produktivitätseffekte ausgehen, und in einem zweiten Schritt 
wird in Abschnitt 4 ein einfaches Regressionsmodell zur Erklärung kommu-
naler Steuer- und Investitionspolitik vorgestellt. Abschnitt 5 faßt unsere 
Ergebnisse zusammen, diskutiert die Schwächen unseres Ansatzes und 
weist auf zukünftige Forschungsfelder hin. 

2. Ein theoretisches Modell der Bereitstellung kommunaler 
Infrastruktur bei unvollkommenem Wettbewerb 

Unser Modell stellt ein sehr stark vereinfachtes Abbild des privaten Sek-
tors innerhalb von Städten dar. Aus VereinfachungsgTÜnden nehmen wir an, 

1 Allerdings sei angemerkt, daß ein erheblicher Anteil der kommunalen Investi-
tionsausgaben durch Investitionszuweisungen von Bund und Ländern finanziert 
wird. 
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daß es nur zwei Gebietskörperschaften, i = 1,2, gibt, in denen jeweils nur 
eine Firma beheimatet ist; Firma I in Kommune I und Firma 2 in Kom-
mune 2. Beide Firmen produzieren ein homogenes Gut, yi, das auf dem 
nationalen Markt, auf dem die Nachfragefunktion P (yl + y2) mit P' < 0 
gilt, verkauft wird. Firma i erzielt hierbei den Erlös Ri = P (Y 1 + y2) yi 
wobei wir wie üblich unterstellen, daß R: > 0 und R:j < 0 gilt.2 Beide 
Firmen haben die kurzfristige Kostenfunktion Ci (yi, K i, Gi), wobei Gi 
den städtischen Infrastrukturkapitalstock und K i den privaten Kapitalstock 
der Firma i in Kommune i symbolisiert. Gi geht in die private Kostenfunk-
tion als fixer, unbezahlter Inputfaktor ein, d.h. es wird unterstellt, daß die 
Firmen für Infrastrukturdienstleistungen keine direkten Gebühren zu bezah-
len haben? Zu beachten wäre, daß nicht der Bestand an Infrastrukturkapi-
tal, sondern der Dienstleistungsstrom, der mit Hilfe von Gi produziert wird, 
in die Produktionsfunktion der Firmen eingeht; wir unterstellen daher impli-
zit, daß dieser Leistungsstrom proportional zum Infrastrukturkapitalstock 
ist. Ferner unterstellen wir, daß es sich bei Gi um ein reines öffentliches 
lokales Gut handelt, d.h. es gibt keine interregionalen Nutzen-Spillover. Für 
die Kostenfunktion unterstellen wird: 

C~.> 0, C~. y. > 0, C~. < 0, C~. K. > 0, 
I l' I I I' I 

C~. < 0 , C~. K. < 0 , C~. y. < 0 , C~. G. > 0 , 
I " I " I " I 

wobei einige dieser Eigenschaften später in unserer empirischen Untersu-
chung auf deren Validität geprüft wird. 

Besteuerungsaspekte werden in die Analyse einbezogen, indem wir eine 
sehr stark vereinfachte Struktur der kommunalen Besteuerung in der Bun-
desrepublik unterstellen und hierbei alle Aspekte der nationalen Besteue-
rung vernachlässigen, da diese alle Firmen in allen Gebietskörperschaften 
gleichermaßen betrifft.4 Die Kommunen erheben in der Bundesrepublik im 
wesentlichen drei Arten von Gewerbesteuern: 

- die Gewerbeertragsteuer, te,i, 

- die Gewerbekapitalsteuer, tK,i, 

- sowie die Grundsteuer B. 

2 Indices verdeutlichen partielle Ableitungen. 
3 Für einige Infrastrukturdienstleistungen müssen Firmen direkte Gebühren be-

zahlen, z. B. für die Abwasserentsorgung. Die Einbeziehung solcher Zahlungen wür-
de das Modell verkomplizieren, ohne uns wesentlich neue Erkenntnisse zu liefern. 

4 Diese Feststellung ist nicht ganz korrekt, da die Gewerbesteuerzahlungen bei 
der Ermittlung der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuerschuld berücksichtigt wer-
den. 
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Unser Modell berücksichtigt nur die ersten bei den Steuern, die Grund-
steuer B wird ausgeklammert. Die örtlichen Gewerbesteuersätze t e, i und 
tK,i sind bestimmt durch die Beziehungen: 

wobei t e und t K die bundeseinheitlichen Steuermeßzahlen für die Ertrag-
und Kapitalsteuer bezeichnen, die schon seit Jahren bei t e = 0.05 und 
t K . = 0.002 liegen, und Mi der von den Kommunen festzulegende Gewer-
besteuerhebesatz bezeichnet, der zur Zeit bei bundesdurchschnittlich ca 
3.62 liegt. 

Bezüglich. des Optimiererverhaltens der Firmen unterstellen wir, daß 
diese in einem ersten Schritt eine Entscheidung über den einzusetzenden 
optimalen privaten Kapitalstock treffen und erst in einem zweiten Schritt 
über ihr Produktionsvolumen entscheiden. Unter den oben gemachten 
Annahmen können wir daher die kurzfristige Gewinnfunktion der Firmen 
schreiben als: 

wobei v den national einheitlichen Preis für private Kapitalgüter bezeichnet. 

Bevor wir mit der Modellanalyse fortfahren, seien einige Anmerkungen 
zur unterstellten Informationsstruktur sowie der Lösungstechnik gemacht. 
Die Kommunen, die perfekte Informationen über die privaten Firmen und 
deren Optimiererverhalten haben, entscheiden vorab über das Infrastruktur-
angebot und legen damit gleichzeitig Gewerbesteuerhebesätze fest, die 
ihnen ein ausgeglichenes Budget garantieren.5 Die Firmen nehmen diese 
Politikvariablen als exogen gegeben hin und entscheiden nach Bekanntgabe 
von Gi und Mi zunächst über den privaten Kapitaleinsatz und im Anschluß 
daran über das optimale Outputvolumen. Unser Ansatz korrespondiert daher 
mit den Modellen von Spencer/Brander (1983) - im Kontext eines F&E-
Wettbewerbmodells -, Bands/Mann (1987) - im Kontext eines Steuerwett-
bewerbmodells - und Conrad (1993) - im Kontext eines Modells strategi-
scher Umweltpolitik. Wie üblich in einem solchen mehrstufigen spieltheo-
retischen Ansatz, erfolgt die Lösung ,rückwärts', d. h. zunächst bestimmen 
wir den optimalen Output (gegeben fester privater und öffentlicher Kapi-
talstöcke), bestimmen in einem nächsten Schritt den optimalen privaten 
Kapitaleinsatz (gegeben ein bestimmtes Infrastrukturangebot) und bestim-
men in einer letzten Rechnung die wohlfahrtsoptimalen Politikparameter. 

5 Dies impliziert, daß sich die Gebietskörperschaften gegenüber den Firmen in 
einer Stackelberg-Führer Rolle befinden. 
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Hierbei wird unterstellt, daß sowohl Firmen als auch die Regierungen ein 
Coumot -Verhalten aufweisen, d. h. daß Städte und Firmen nicht mit einer 
Reaktion ihrer Kontrahenten rechnen. 

i) Outputbestimmung 

Die Optimiererbedingung für den Output der Firmen erhalten wir, indem 
wir (1) nach Y i differenzieren: 

(2) 

Die Bedingung zweiter Ordnung lautet: 

(3) 

Die Lösung der Gleichung (2) für i = 1,2 gibt uns die optimalen Produk-
tionsmengen in Abhängigkeit der vorab bestimmten privaten Kapitalstöcke. 
Diese Lösungen können wir kompakt schreiben als: 

(4) 

wobei gilt: 

(5) 
. dyi 

y: = dKi > 0 sowie: 
. dyj 

yJ = -- < 0 
I dKi 

D.h. der Output Yi der Firma i steigt (sinkt), wenn Firma i (Firma j) den 
Kapitalstock erhöht.6 

ii) Der private Kapitaleinsatz 

Mit Hilfe von (4) können wir (1) umschreiben zu: 

( I') 
/1-i= 7['i (yl (K 1,K2), y2 (Kl,K2),Ki,Mi,Gi) 

= [Ri (yl ( ... ); y2 ( ... )) _ Ci (yi ( ... ), K i, Gi) 
- vKi](I_teMi)_tKMiKi 

und uns der zweiten Stufe zuwenden. Aus (I') erhalten wir die Bedingung 
erster Ordnung für den Kapitaleinsatz : 

6 Für den Beweis von (5) und einige der nachfolgenden Resultate sei auf den 
Anhang verwiesen, der vom Autor angefordert werden kann. 
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wobei wegen (2) die Restriktion 71": = 0 zu-beachten ist, so daß sich (2') 
vereinfachend schreiben läßt als: 

(6) 

Gleichung (6) ist die Optimalitätsbedingung für den privaten Kapitaleinsatz, 
die in der Form: 

(7) 

einer leichteren ökonomischen Interpretation zugänglich ist. Im Vergleich 
zu einer Firma, die keiner Besteuerung unterliegt und unter vollkommener 
Konkurrenz agiert, verdeutlicht (7), daß Firma i infolge der Marktunvoll-
kommenheit strategische Überinvestitionen tätigt (Rj - Y{ > 0), während 
die Kapitalbesteuerung in die entgegengesetzte Richtung wirkt. Der erste 
Effekt wird in der Literatur als ,rent-shifting'-Effekt bezeichnet während 
der zweite Effekt einen ,Besteuerungseffekt' darstellt. Der Nettoeffekt aus 
den beiden entgegengesetzten Effekten hängt von der relativen Stärke der 
beiden Einzeleffekte ab. 

Bevor wir uns der Bestimmung der optimalen Regierungspolitik zuwen-
den, wollen wir noch untersuchen, wie die Firmen auf Änderungen der 
Politikparameter reagieren. Differenzieren wir (2') für beide Firmen total, 
so erhalten wir unter der üblichen Annahme, daß die direkten die indirekten 
Effekte dominieren, d.h., daß gilt I D I = JL:"'t~2 - JL:2JL~1 > 0: 

dK i . dKi . 
(8) dGi = K~i >0 sowie: ---K' <0 dGi - Gi 

dKi dKi . 
(9) dMi = Kk <0 sowie: --- K' <0 dMi - Mi 

Die Gleichungen (8) - (9) zeigen die von Steueränderungen bzw. Infra-
strukturinvestitionen induzierten privaten Kapitalbestandsanpassungen. Eine 
Erhöhung des lokalen Infrastrukturangebots (des Hebesatzes ) in der 
Gebietskörperschaft 1 induziert eine Mehrnachfrage (Mindernachfrage ) 
nach privatem Kapital der Firma 1 (und wegen (5) damit auch ein größeres 
Outputvolumen der Firma 1) während die Firma 2 ein gegensätzliches 
Reaktionsmuster aufweist. Mehr öffentliche Infrastruktur in der Region 1 
verschafft der Firma in dieser Region Kostenvorteile (die Grenzkosten 
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sinken) gegenüber der Finna in der Region 2 und führt zu einem Marktan-
teilsgewinn für die Finna 1. Eine Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes 
wirkt hingegen in die umgekehrte Richtung. Infrastrukturinvestitionen bzw. 
Hebesatzerhöhungen sind somit mit strategischen Vorteilen bzw. Nachteilen 
für das ortsansässige Gewerbe verbunden. 

Abbildung 1 verdeutlicht den Zusammenhang zwischen dem Politikvaria-
bleneinsatz und dem ,Kapitalstockspiel ' der beiden Finnen. Steigt GI 
(MI), verschiebt sich die Kapitalstockreaktionsfunktion der Finna I nach 
rechts (links) mit dem Resultat, daß Finna 1 einen höheren (niedrigeren) 
privaten Kapitalstock realisiert, während Finna 2 ihre Investitionen redu-
ziert (erhöht).7 

1 
K 

Abbildung I: Die Reaktionsfunktionen der Firmen in den 
privaten Kapitalstöcken 

Die Steigung der Reaktionsfunktion der Finna j ist: 

(10) 
. j 

dK' Ji,j; 

dK ; = - -j < 0, 
Ji,jj 

so daß die Reaktion der Finna j auf Veränderungen von Gi geschrieben 
werden kann als: 

7 In Anlehnung an die Steuerkonkurrenzliteratur, siehe z. B. Wildasin (1988), las-
sen sich diese strategischen Effekte auf das Marktergebnis als fiskalische Externali-
täten der Besteuerung bzw. der öffentlichen Infrastruktur interpretieren. 
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(11 a) Kj dKj 
Gi = K~i dKi 

und analog: 

(11 b) Kj dKj 
Mi = K~i dKi 

Ferner halten wir die Bedingung: 

(12) 

fest, die wir an späterer Stelle benötigen werden, wobei o:i im Intervall 
o :-:; o:i :-:; 1 liegt, wenn die Bedingung: 

erfüllt ist. 

iii) Das Verhalten der örtlichen Regierungen 

In einem letzten Schritt analysieren wir die erste Stufe des Spiels, d.h. 
die optimale Wahl der Politikinstrumente G und M, durch Maximierung der 
lokalen Wohlfahrtsfunktion8 : 

(13) 

die sich auch schreiben läßt als: 

(13') 

wobei rri,g den Bruttogewinn der Firma bezeichnet. (13') ist unter Beach-
tung der Budgetrestriktion: 

(14) 

zu maximieren, wobei q den überregional fixierten Preis staatlicher Infra-
strukturgüter und zqi die exogen gegebene Investitionszuweisungsquote sei-
tens der Landes- bzw. Bundesregierung angibt. Lokale Infrastrukturinvesti-

8 Wir nehmen hierbei an, daß der nationale Markt auf dem die Güter der beiden 
Firmen abgesetzt wird im Vergleich zum lokalen Gütermarkt sehr groß ist, so daß 
Effekte auf die Konsumentenrente in den Regionen von vemachlässigbarer Bedeu-
tung sind. 
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Infrastrukturversorgung als Wettbewerbs instrument zwischen Städten 109 

tionen müssen somit - nach Abzug der Investitionszuweisungen - vollstän-
dig durch das örtliche Gewerbesteueraufkommen finanziert werden. Die 
Forderung nach einem ausgeglichenen Budget macht es daher erforderlich, 
zu jedem Wert von Gi einen das Budget ausgleichenden Hebesatz Mi zu 
bestimmen. Da wir Gi als die Entscheidungsvariable wählen9, müssen wir 
zunächst eine Gleichung für die Beziehung zwischen Änderungen des 
lokalen Infrastrukturkapitalstocks und der hierfür erforderlichen budgetaus-
gleichenden Anpassung von Mi ableiten. Dies erreichen wir, indem wir die 
Budgetrestriktion (14) total differenzieren: 

(15) 

Die Annahme dM i / dGi > 0 ist sicherlich plausibel, da man ansonsten 
sich selbst finanzierende Infrastrukturinvestitionen unterstellen würde. Wird 
(13') total nach Gi differenziert, erhalten wir: 

i _ (M K i K i dM i K i [ ] 
W Gi - 1 _ (eMi Gi + Mi dGi 

[ . . dM i ] 
K'c;i + K~i dGi 

(16) 
. ae i 

- q(1 - zq') - -a . = o. G' 

Bei der Ableitung von (16) haben wir Cournot-Verhalten der Regierun-
gen unterstellt, d.h. dGi / dGi = 0; ferner wurde der Umstand mißachtet, 
daß jede Anpassung von Gi (bei Konstanz von Gi) in der Kommune j zu 
einer Änderung des Steueraufkommens führt, und somit dort ein unausge-
glichenes Budget verursacht. Die Annahme keiner Reaktion der Kommune 
j mit Gi bei einer Anpassung der Infrastrukturausgaben Gi würde bei 
gleichzeitiger Annahme ausgeglichener Budgets beider Regierungen zu 
einer passiven Anpassung des Hebesatzes Mj führen, um dort den Budget-
ausgleich zu gewährleisten, siehe hierzu Wildasin (1991).10 Die Berücksich-
tigung dieses indirekten Effektes würde aber die Analyse erheblich kompli-
zieren, so daß wir diesen außer acht lassen. 11 (16) ist eine implizite Reak-

9 Alternativ.könnte man auch den Hebesatz Mi als Entscheidungsvariable wählen 
und Gi die Rolle einer sich ,passiv anpassenden' Instrumentvariable zuweisen. Man 
kann zeigen, siehe z.B. Wildasin (1991), daß die Wahl der Entscheidungsvariable 
nicht ergebnisneutral ist. 

10 Steigt Gi (bei Konstanz von cP), so reduziert sich der Gewinn der Firmaj was in 
der Kommune j. zu einer Erhöhung des Hebesatzes Mj führen müßte, um dort den 
Budgetausgleich zu erreichen, was wiederum von Vorteil für die Firma 1 wäre. 

11 Im Gleichgewicht sind die Budgets beider Städte selbstverständlich ausgegli-
chen. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



110 Helmut Seitz 

tionsfunktion der lokalen Regierung, die sich in der Form Gi = 
gi (G, zqi, zqi) schreiben läßt. Wegen der Komplexität des Modells, die 
sich insbesondere aus der Einbeziehung der Finanzierungsrestriktion ergibt, 
ist es jedoch ohne weitere einschränkende Annahmen nicht möglich, die 
Steigung der Reaktionsfunktion zu bestimmen. Unter Vernachlässigung der 
Finanzierungsrestriktion läßt sich relativ einfach nachweisen, daß gilt: 
dGi / dG < 0, dGi / dzqi > 0, sowie dGi / dzqi < O. 

Mit Hilfe von (11) und (12) läßt sich Gleichung (16) umschreiben zu: 

(16') 
. tKM i . .. dKj . 

q(1 - zql) = . Zl + RIY'--. ZI + 1 - te MI , 'dKI 

wobei Z i definiert ist als: 

(20) 

Die Gleichung (16') ist einer einfachen ökonomischen Interpretation 
zugänglich. Auf der linken Seite haben wir den lokalen Nettopreis (d.h. 
nach Abzug der Investitionszuschüsse) der kommunalen Infrastrukturgüter. 
Auf der rechten Seite haben wir drei Effekte: 

i) (tK Mi /1 - t e Mi) . Zi = RJY1 - e~. + v > 0 ist die Änderung 
des Bruttogewinns der Firma i infolge der durch die zusätzliche Bereit-
stellung öffentlicher Infrastrukturdienstleistungen induzierten Anpas-
sung des privaten Kapitalstocks, 

ii) RJYj (dKj /dK i ) > 0 ist ein Rent-Shifting Effekt der dadurch zu-
stande kommt, daß infolge des höheren Infrastrukturkapitalstocks die 
Firma i gegenüber Firma j einen Kostenvorteil hat, der ihr einen 
Marktanteilsgewinn bringt, 

iii) aei / aGi < 0 ist der direkte Kostensenkungseffekt, der durch die 
Bereitstellung von mehr Infrastruktur eintritt. 

Die ersten beiden Effekte werden mit dem Term Zi multipliziert, der 
sowohl positiv als auch negativ sein kann. Zi mißt den Nettoeffekt der 
Infrastruktur- und Steuerpolitik auf die private Kapitalakkumulation. Gilt 
Zi > 0, so dominiert der kosten senkende und somit investitionsanregende 
Infrastruktureffekt die Belastung aus der zusätzlichen Besteuerung, so daß 
die Regierung einen Anreiz hat, Gi auszuweiten und hierfür eine Hebesatz-
erhöhung in Kauf zu nehmen. Im umgekehrten Fall, d.h. Zi < 0, überkom-
pensiert die zusätzliche Steuerbelastung die positiven Effekte der Infrastruk-
tur und führt somit zu einer Einschränkung der öffentlichen und privaten 
Investitionsaktivität aber auch einer Senkung des Hebesatzes. Eine ,gute' 
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Infrastrukturpolitik ist somit nicht unbedingt gleichbedeutend mit einem 
höheren Infrastrukturangebot; vielmehr kann eine ,gute' Infrastrukturpolitik 
auch in der Reduktion der Infrastrukturinvestitionsaktivität bestehen. Letzte-
res wäre dann der Fall, wenn die mit einer Ausweitung der öffentlichen 
Investitionsaktivität verbundene zusätzlich Steuerbelastung größer ist als die 
mit diesen Investitionen verbundenen direkten und indirekten ,Benefits'. 

-ci G private Kostenersp8rnlsse 

Z c 0 ~ 

---+--
q(1- zq~ 

G(2) G(O) 

Abbildung 2: Die Optimalitätsbedingung für das lokale Infrastrukturangebot 

Abbildung 2 verdeutlicht die Optimalitätsbedingung (16'). Der Schnitt-
punkt zwischen der Investitionsgüterpreisgerade q (1 ..:... Zqi) und der Kurve 
der privaten Kostenersparnisse, - eG, gibt den optimalen Infrastrukturkapi-
talstock G(O) an, der bei nicht-strategischem Verhalten der Regierung und 
unter Vernachlässigung der Steuerfinanzierung realisiert wird. 12 Gilt 
Z < 0, wird die q (1 - zqi)-Linie nach oben verschoben, da die zusätzli-
che Steuerbelastung die Vorteile einer Erhöhung von Gi überkompensiert; 
entsprechend ist das Infrastrukturangebot mit G (2) kleiner als der Kapital-
stock G (1). Das Umgekehrte trifft zu, wenn Z > 0 ist; in diesem Fall wird 
die Menge G (1) angeboten. 

Unser theoretisches Modell ist mangels Daten wohl kaum einem unmit-
telbaren empirischen Test zugänglich, aber es gibt uns einige wertvolle 
Hinweise für das empirische Arbeiten. Zunächst einmal sind die Produktivi-
tätseffekte der öffentlichen Infrastrukturdienstleistungen eine zentrale Varia-

12 Diese Infrastrukturvolumen wird auch gewählt wenn gilt Z = 0, d.h. die Ef-
fekte der Besteuerung und der Infrastrukturbereitstellung gleichen sich gerade aus. 
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ble unseres Modells. Daher untersuchen wir in einem ersten Schritt, ob von 
kommunalen Infrastrukturinvestititionen überhaupt nachweisbare Produkti-
vitätseffekte ausgehen. Ferner legt unser Modell einen engen Zusammen-
hang zwischen den Produktivitätseffekten der öffentlichen Infrastruktur, der 
kommunalen Investitionsaktivität sowie der lokalen Besteuerung nahe. Mit 
Hilfe eines einfachen Regressionsmodells wird daher in einem zweiten 
Schritt der Zusammenhang zwischen diesen Variablen analysiert. 

3. Die Schätzung der Produktivitätseffekte 
kommunaler Infrastruktur 

Wir haben bereits in der Einleitung darauf hingewiesen, daß der größte 
Teil des öffentlichen Infrastrukturangebots auf lokaler Ebene von den Städ-
ten und Gemeinden zur Verfügung gestellt wird, und somit Infrastruktur-
dienstleistungen in einem hohen Maße den Charakter lokaler öffentlicher 
Güter haben. Dies impliziert, daß Infrastruktureffekte am besten auf kom-
munaler Ebene zu analysieren sind. Wir verwenden daher für unsere empi-
rischen Untersuchungen Daten für das Verarbeitende Gewerbe in Städten. 

Um die Produktivitätseffekte der Infrastruktur auf lokaler Ebene aufzu-
decken, unterstellen wir dem örtlichen Gewerbe in der Stadt i die Produk-
tionsfunktion : 

(17) Yi = fi (Li, K i, t, Bi, Gi). 

Yi bezeichnet den Output, Li den Arbeitseinsatz, K i den privaten Kapital-
einsatz und der Zeitindex t dient als ,Proxy' -Variable für die Erfassung 
von technischem Fortschritt. Die Infrastrukturdienstleistungen, approximiert 
durch den öffentlichen Infrastrukturkapitalstock, Gi, gehen in den privaten 
Produktionsprozeß als ein fixer, unbezahlter Produktionsfaktor ein. 13 Die 
Variable Bi ist eine Indikatorvariable für die Größe der Stadt, mit deren 
Hilfe wir Agglomerationseffekte erfassen. Der Index i bezieht sich auf das 
Verarbeitende Gewerbe in der Stadt i. 

Die Minimierung der privaten Produktionskosten wiLi + riKi gegeben 
der Produktionsfunktion (17) resultiert in der Kostenfunktion: 

(18) C = Ci (Wi, ri, t, Bi, Gi, Yi ), 

wobei Wi den Lohnsatz und ri die Nutzungskosten des privaten Kapitals 
bezeichnet. Differenzieren wir (18) nach Gi, so erhalten wir die privaten 

13 Wir unterstellen also, daß die in die Produktion eingehenden Infrastruktur-
dienstleistungen proportional dem städtischen Infrastrukturkapitalstock sind. 
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Kostenersparnisse, Si, die aus der zusätzlichen Bereitstellung einer Einheit 
Infrastrukturkapitals resultieren: 

(19) 
oe; 

Sj = - oGj = sj(wj,rj,t,B;,G,Yj ). 

Wegen der Annahme, daß es sich bei G j um ein "freies" Gut handelt, 
sollte man erwarten, daß Si ~ 0 gilt. Neben dieser dualen Messung der Pro-
duktivitätseffekte der öffentlichen Infrastruktur können wir aus der Kosten-
funktion auch Informationen darüber ableiten in welcher Beziehung Gi zu 
den privaten Inputs steht. Hierzu differenzieren wir die bedingten Faktor-
nachfragefunktionen nach Gi: 

(20) 
oK j rJ2cj 

SjK = -- =---
, oGj orjoGj 

oL j rJ2 Cj 

SjL = -- = , oGj OWjoGj . 

Ist Si, L (Si, K) > 0 ist die öffentliche Infrastruktur arbeits(kapital-)sparend 
wohingegen wir im Fall Si,L (Si,K) < 0 einen substitutiven Effekt zwischen 
Infrastruktur und Arbeitsinput (Kapitalinput) erhalten. 

Die ökonometrische Schätzung der Kostenfunktion macht es erforderlich, 
daß wir der Kostenfunktion eine explizite funktionale Form zuweisen. Um 
der zugrundeliegenden Technologie möglichst wenig restriktive Annahmen 
aufzuzwingen haben wir eine flexible funktionale Form in Gestalt einer 
Translog-Kostenfunktion ausgewählt, die geschrieben werden kann als: 

(21 ) 

+ Inrj + ßx1nXj + ßtt + ßBlnBj + ßGlnGj 

( 2 Wj 2 2 2 + 0.5 ßLLln - + ßxxln Xj + ßttt + ßBBln Bj rj 
2 Wj Wj Wj + ßGGln G;) + ßLXlnXjln- + ßLtt . In- + ßLBlnBjln-

~ ~ ~ 

Wj 
+ ßLGlnGjln- + ßXtt1nXj + ßxBlnBjlnXj 

rj 

+ ßxGln Gj In Xj + ßtBlnBjt + ßtGln Gjt + ßBGln Gj In Bj + Ue 

und die Arbeitskostenanteilsgleichung: 

(22) 
ßln Cj wjL j ~ Wj ~ 
-;--1 = -C = ~ aLt . D j + aLL In - + ~ rlk Zkj 
UnWj j j=1 rj k=1 

+ ßLXlnXj + ßLt . t + ßLB In Bj + ßLG InGj + UL 

8 Tod! 
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impliziert. Die Variablen Di bezeichnen Dummy-Variablen, die den Wert 1 
für Stadt i und 0 sonst annehmen; die Variablen Zki bezeichnen k = 3 
Industriestrukturvariablen, die wir an späterer Stelle konkretisieren. Unsere 
Spezifikation stellt sicher, daß die Arbeitsnachfragefunktion konsistent aus 
der Kostenfunktion abgeleitet werden kann. Der Parameter aOi erfaßt stadt-
spezifische Absolutglieder in der Kostenfunktion und a Li stadtspezifische 
Effekte in der Arbeitsnachfragegleichung. 14 Für die Schätzung wurde die 
Kostenfunktion und die Arbeitsangleichung um die Störterme Uc bzw. UL 

ergänzt. Bei dem zu schätzenden Modell handelt es sich somit um ein 
simultanes Gleichungssystem mit ,fixed effects', das wir iterativ mit der 
Zellner Methode schätzen, wobei wir die stadtspezifischen ,fixed-effects' 
zunächst durch Anwendung der ,within-Transformationen' eliminieren, 
siehe Hsiao (1986). Man beachte, daß unser Schätzansatz implizit unter-
stellt, daß die Technologieparameter - abgesehen von den Absoluttermen -
über die Städte identisch sind. Die Schätzung städtespezifischer Parameter 
würde die Verfügbarkeit einer großen Datenmenge auf der Ebene von Städ-
ten erforderlich machen. 15 

Die Spezifikation (21) und (22) beinhaltet als Spezialfälle ein sehr breites 
Spektrum von in der Literatur häufig verwendeten Ansätzen: a) Hicks-neu-
traler technischer Fortschritt impliziert ßLt = ßXt = ßtB = ßtG = 0; 
b) Hicks-neutrale Agglomerationseffekte impizieren ßLB = ßXB = ßtB = 
ßBG = 0, und c) konstante Skalenerträge implizieren ßLX = ßXt = ßXB = 
ßXG = 0, und ßx = 1. Bei der Schätzung können natürlich auch Kombina-
tionen dieser Restriktionen verwendet werden. 

Die Schätzung wurde mit einem Paneldatensatz des Verarbeitenden Gewer-
bes in 85 westdeutschen kreisfreien Städten für die Jahre 1980 - 1989 durch-
geführt. 16 Der Arbeitsinput ist gemessen durch die insgesamt geleisteten 
Beschäftigungsstunden17, und der Lohnsatz wurde berechnet durch Division 
der Bruttolohn- und -gehalts summe (einschließlich der Sozialabgaben der 
Arbeitgeber) durch die gesamten Arbeitsstunden von Arbeitern und Ange-
stellten. Stadtspezifische Daten über das reale Nettoanlagevermögen des Ver-
arbeitenden Gewerbes wurden an der Universität Münster berechnet, siehe 
Deitmer (1993). Die privaten Kapitalnutzungskosten basieren auf dem ,user-

14 Die ebenfalls aus (21) ableitbare Kostenanteilsgleichung für privates Kapital 
kann bei der Schätzung nicht berücksichtigt werden da sich die beiden Anteilsglei-
chungen zu 1 addieren. 

15 Zur Notationsvereinfachung haben wir bei allen Variablen in den Gleichungen 
(21) und (22) den Zeitindex t unterdrückt; selbstverständlich sind alle Daten - mit 
Ausnahme der Städte-Dummys Dj - zeitpunktspezifisch gemessen. 

16 Siehe Seitz (l993b) für eine ausführliche Darstellung des Städtepanels. 
17 Unsere Datenquelle, das ,Statistische Jahrbuch Deutscher Gemeinden' weist 

nur die Arbeiterstunden aus. Wir haben daher die übliche Annahme gemacht, daß 
Angestellte die gleiche Jahresarbeitszeit wie Arbeiter haben. 
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cost'-Konzept von Jorgenson und berücksichtigen Unterschiede in der 
lokalen Besteuerung sowie der Investitionszuschüsse und -zulagen, siehe 
Deitmer (1993)18. Der Output wird durch die Bruttowertschöpfung des Verar-
beitenden Gewerbes gemessen. Da das Kostenminimierermodell die Exogeni-
tät des Outputs unterstellt, haben wir bei der Schätzung die Outputvariable 
instrumentiert, um einen möglichen ,simultaneity bias' zu berücksichtigen. 19 

Der Bestand an realem (Preisbasis 1980) städtischen Infrastrukturkapital 
wurde aus den Investitionsausgabedaten der Städte der Periode 1969 - 1989 
durch Anwendung der ,perpetual inventory method' geschätzt. Startwerte für 
die städtischen Infrastrukturkapitalstöcke im Jahr 1969 wurden aus bundes-
landspezifischen Kapitalstockdaten abgeleitet; siehe Seitz (1993 b) für 
Details. Für die Schätzung wurde der städtische Infrastrukturkapitalstock 
durch die Gesamtbeschäftigung in der Stadt dividiert, um unterschiedlichen 
Größenordnungen Rechnung zu tragen. Ferner geht der Infrastrukturkapital-
stock mit einer einperiodigen Verzögerung in die Schätzung ein da von 
neuerstellten Anlagen im laufenden Jahr wohl kaum Produktivitätseffekte zu 
erwarten sind. Als Agglomerationsvariable haben wir die Gesamtzahl der 
,sozial versicherungspflichtig Beschäftigten' in der Stadt verwendet. Die Indu-
striestrukturvariablen, Zki, in unseren Schätzgleichungen (21) und (22) sind 
die Beschäftigungsanteile (gemessen an der Gesamtbeschäftigung im Verar-
beitenden Gewerbe in der Stadt) in der i) Grundstoff- und Produktionsgüter-
industrie, Z li, ii) Investitionsgüterindustrie, Z2i, und iii) Konsumgüterin-
dustrie, Z3i. Der Beschäftigungsanteil in der Industrie ,Nahrungs-, Genuß-
mittel und Getränke' muß unberücksichtigt bleiben, da sich sonst die Be-
schäftigungsanteile zu 1 addieren. 

Bei der Schätzung haben wir folgende Strategie verfolgt: Zunächst wurde 
das sehr allgemeine System (21) und (22) ohne weitere Restriktionen 
geschätzt (Modell 1), d.h. alle Interaktionsterme mit t und Bi wurden berück-
sichtigt. In weiteren Schätzungen haben wir systematisch Restriktionen 
bezüglich des technischen Fortschritts sowie der Wirkung der Agglomera-
tionsvariable Bi eingeführt. Modell 2 unterstellt, daß die Variable Bi in die 
Kostenfunktion hicks-neutral eingeht, wohingegen t mit allen Interaktionster-
men erscheint. Modell 3 vertauscht die Rolle von t und Bi in Modell 2. In 
Modell 4 wird sowohl die Variable Bi als auch die Variable t hicks-neutral 
spezifiziert. Ferner wurde das Modell 5 geschätzt bei dem alle Parameter 
bezüglich Bi und t auf Null gesetzt wurden. Aus Platzgründen verzichten wir 

18 Wir schulden Hans-Joachim Schalk und Ingo Deitmer (beide Universität Mün-
ster) großen Dank für die Bereitstellung der Kapitalstock- und Kapitalnutzungs-
kostendaten. 

19 Hierbei wurden folgende Instrumente verwendet: Dummies für die Städte, der 
Zinssatz, die Stadtbevölkerung sowie deren quadrierten Wert, der Infrastrukturkapi-
talstock, die Beschäftigung außerhalb des Verarbeitenden Gewerbes sowie die Ar-
beitslosenquote in der Stadt. 

8" 
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auf die Dokumentation der detaillierten Schätzergebnisse und weisen im 
oberen Teil der Tabelle 1 für alle Modellvarianten lediglich den Log der 
Likelihood-Funktion (Log L) sowie den Durchschnittswert der geschätzten 
Infrastrukturelastizität der Kostenfunktion, 'f]CG, die definiert ist als: 

(23) 
Gi oei Gi 

TJCG = Si • C;; = - oGi . C;;. 

Zieht man Likelihood-Ratio Tests für den Modellvergleich heran, so 
zeigt Modell 1 die beste Anpassungsgüte. Hier waren jedoch alle Interak-
tionsterme zwischen den Variablen t und Bi sowie den anderen Modellvaria-
blen nicht signifikant. Da wir die Bestimmung der Produktivitätseffekte der 
Infrastruktur nicht auf insignifikante Parameter basieren wollten, haben wir 
Modell 4 als Basis für unsere weitere Auswertung herangezogen. In der 
Spezifikation 4 erscheinen keine insignifikanten Interaktionsparameter, die 
einen Einfluß auf die Schätzung der Infrastrukturelastizität der privaten 
Kosten haben. Wie aus Tabelle 1 hervorgeht, weichen die Durchschnitts-
werte der geschätzten Infrastrukturelastizitäten 'f]CG bei den unterschiedli-
chen Modellvarianten nur unwesentlich voneinander ab. Man beachte, daß 
das Modell 4 die Produktionsfunktion: 

(17') 

impliziert, wobei gt( .. ) bzw. gB( .. ) Hicks-neutrale Shift-Funktionen für den 
technischen Fortschritt bzw. Agglomerationseffekte darstellen. Produktions-
funktionen in der Form (17') werden häufig in stadtökonometrischen Unter-
suchungen postuliert, siehe z.B. Henderson (1986, 1988), und unsere Schät-
zungen belegen, daß diese Spezifikation auch recht gut mit den Daten kom-
patibel ist. 

Als Nächstes wenden wir uns den ökonomischen Implikationen der 
Schätzungen des Modells 4 zu, dessen Parameter und T-Werte im unteren 
Teil der Tabelle 1 ausgewiesen sind. Für die bedingte Arbeitsnachfrage-
bzw. Kapitalnachfragefunktion errechnen sich durchschnittliche direkte Fak-
torpreiselastizitäten von -0.21 bzw. -0.11. Die Schätzungen ßB < 0 und 
ßBB > 0 deuten auf signifikante aber abnehmende Agglomerationseffekte 
und für den technischen Fortschritt erhalten wir kosten senkende Effekte 
(ßt < 0) die aber über den Beobachtungszeitraum leicht zurückgehen 
(ßtt > 0). Der Parameter ßLG ist negativ, was darauf hindeutet, daß bei 
festem Output und festen Faktorpreisen, Infrastruktur arbeits sparend, aber 
kapitalintensivierend wirkt. Die geschätzten durchschnittlichen Infrastruk-
turelastizitäten der bedingten Faktornachfrage nach Arbeit bzw. Kapital be-
tragen -0.20 bzw. 0.13. Die Infrastrukturelastizität der Kostenfunktion im 
Verarbeitenden Gewerbe, 'f]CG, hat einen Durchschnittswert von 0.13, das 
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bedeutet, daß (im Durchschnitt) ein 1 %-iger Anstieg des realen Nettoinfra-
strukturkapitalstocks eine Kostenreduktion im Verarbeitenden Gewerbe von 
ca 0.13% induziert.2o Wir haben das Modell 4 auch ohne die Infrastruktur-
variablen geschätzt, aber sowohl die Likelihood-Ratio-Statistik als auch die 
einzelnen T -Werte deuten klar auf die Signifikanz der Infrastruktur als 
Erklärungsvariable im Kostenminimierermodell hin. Auch wurde auf das 
Vorliegen konstanter Skalenerträge getestet, siehe Modell 6 in Tabelle 1; 
diese Restriktion wird aber von den Daten nicht gestützt. 

Aus unserer Schätzung lassen sich drei wichtige Implikationen über den 
Einfluß der lokalen Infrastruktur auf das Verarbeitende Gewerbe in den 
Städten ableiten: 1.) gibt es signifikante kostenreduzierende Effekte, 2.) 
öffentliches und privates Kapital sind komplementär, d.h. öffentliche Infra-
strukturinvestitionen induzieren zusätzlich private Investitionen und 3.) 
haben Infrastrukturdienstleistungen arbeitssparende Effekte. Letzteres ist 
teilweise bedingt durch die substitutive Beziehung zwischen privatem Kapi-
tal und privatem Arbeitseinsatz: Eine Ausweitung des öffentlichen Infra-
strukturangebots induziert zusätzliche private Investitionen, die ihrerseits 
wieder arbeitssparend wirken, da privater Arbeits- und Kapitalinput substi-
tutiv sind?! Tabelle Al im Anhang präsentiert stadtspezifische Schätzun-
gen der Infrastrukturelastizität der Kostenfunktion und gibt Auskunft über 
die Signifikanz der Schätzungen. Für die Mehrzahl der Städte sind die 
geschätzten Elastizitäten signifikant von Null verschieden, und nahezu alle 
negativen Elastizitäten sind insignifikant. Wir haben die geschätzten Elasti-
zitäten auf die Stadtbevölkerung und einen Zeitindex regressiert. Hierbei 
zeigte sich keine Korrelation zwischen der Größe der Stadt, gemessen an 
der Bevölkerungszahl, und "ICG. Jedoch zeigt sich, daß "ICG in der Zeit 
leicht ansteigend ist, so daß man hieraus die Schlußfolgerung ziehen 
könnte, daß durch zusätzliche kommunale Infrastrukturinvestitionen der 
Produktivitätsanstieg in der Industrie unterstützt werden könnte. Dieses 
Ergebnis sollte auch im Licht der Tatsache gesehen werden, daß die 
Wachstrumsrate des gesamten kommunalen Infrastrukturkapitalstocks in 
den letzten Jahren ständig zurückgegangen ist; so ist die jährliche Wachs-
tumsrate der städtischen Infrastrukturkapitalstöcke in unserem Datensatz 
von 4.1 % im Jahr 1980 stetig auf 1.4% im Jahr 1989 zurückgegangen. 

20 Man beachte, daß Gj in die Schätzung als Infrastrukturkapitalbestand pro Be-
schäftigten eingeht, so daß sich die Elastizitätsinterpretation eigentlich auf diese In-
frastrukturkennziffer beziehen müßte. Implizit wird mit unserer Variablendefinition 
auch ein Rivalitätseffekt unterstellt, d.h. bei konstantem Infrastrukturkapitalbestand 
und steigender Beschäftigung in der Stadt gehen die Kostenvorteile aus der Infra-
struktur zurück. 

21 Zu beachten ist auch, daß wir keine Outputeffekte der Infrastruktur mit dem 
Kostenminimierermodell identifizieren können, da wir lediglich konditionale Faktor-
nachfragefunktionen schätzen, siehe hierzu Seitz (1994). 
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4. Ein einfaches Regressionsmodell zur Erklärung der 
städtischen Investitionsaktivität und der Gewerbesteuerhebesätze 

In einem zweiten Analyseschritt formulieren wir ein einfaches Regres-
sionsmodell zur Erklärung der Anpassung der städtischen Infrastrukturkapi-
talstöcke und Gewerbesteuerhebesätze. Hierzu leiten wir zunächst aus un-
serem theoretischen Modell das Konzept eines optimalen lokalen Infra-
strukturkapitalstocks ab, G;, also jener Kapitalstock, der aus dem 
Optimierermodell in Abschnitt 2 resultiert. Um die Anpassung des tatsäch-
lichen an den optimalen Kapitalstock abzubilden, unterstellen wir, daß es 
Finanzierungsrestriktionen sowie Anpassungskosten gibt, die eine sofortige 
Anpassung des tatsächlichen an den gewünschten Bestand verhindern. 
Hierzu führen wir ein partielles Anpassungsmodell für die lokalen Infra-
strukturkapitalstöcke in der folgenden Form ein: 

(22a) Gi,t - Gi,t-I = (1 - AG) . (G;,t - Gi,t-d· 

AG ist der partielle Anpassungskoeffizient, aus dem sich ein ,mean lag' 
von AG / (1 - AG) ergibt. Dieser gibt an, wieviel Jahre es dauert bis 50% 
der Diskrepanz zwischen tatsächlichem und optimalem Kapitalstock 
geschlossen ist. Für AG ---+ 1 (---+0) gibt es überhaupt keine (eine sofortige) 
Anpassung. Ein analoges Anpassungsmodell formulieren wir für den opti-
malen Gewerbesteuerhebesatz M; mit dem Anpassungsparameter AM: 

(23a) 

Um ,Konkurrenzaspekte' in die Schätzung einzubeziehen, haben wir zwei 
,Konkurrenzvariablen' konstruiert. Die erste ,Konkurrenzvariable' Gm ist 
der durchschnittliche Pro-Kopf-Infrastrukturkapitalstock aller Städte, die 
von der Stadt i innerhalb einer Stunde zu erreichen sind (gemessen an der 
schnellsten Zugverbindung). Eine zweite ,Konkurrenzvariable' Gli haben 
wir dadurch konstruiert, daß wir aus unserem Datensatz zu jeder Stadt i 
jene fünf Städte herausgesucht haben, deren Wirtschaftsstruktur der Stadt i 
,am nächsten kommt,.22 Auch für diese Städte haben wir den durchschnitt-

22 Um ,strukturähnliche' Städte zu identifizieren, haben wir das Abweichungsmaß: 
1 12 - . L (s· 1 - s· d2 V j =f. i 12 1= 1 I, ), 

berechnet, wobei I den Index von 12 Wirtschaftssektoren bezeichnet und s die Be-
schäftigungsanteile dieser Sektoren im Jahr 1985. Dieses Maß wurde jeweils für 
alle Städte im Vergleich zu allen anderen Städten berechnet, so daß jede Stadt i mit 
allen anderen 84 Städten j verglichen wurde. Die berechneten Maße wurden sortiert 
und für jede Stadt i wurden jene 5 Städte ausgesucht, die das geringste Abwei-
chungsmaß zur Stadt i aufweisen. 
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lichen Pro-Kopf-Infrastrukturkapitalstock errechnet. GDi mißt den, Einfluß 
räumlich benachbarter Städte auf die Investitionspolitik der Stadt i (räum-
liche Konkurrenz), während Gli den Einfluß der InfrastrukturpoliÜk wirt-

\ 

schaftlich ähnlich oder gleich strukturierter Städte auf die Politik der Stadt i 
messen soll (Marktwettbewerb ). Ferner haben wir die korrespondierenden 
Variablen T Di und Tli unter Verwendung der Gewerbesteuerhebesätze kon-
struiert. TDi ist der durchschnittliche Hebesatz der benachbarten Städte, und 
Tli ist der durchschnittliche Hebesatz der 5 strukturgleichen Städte. Für die 
Schätzung haben wir einfache Gleichungen für den optimalen Kapitalstock 
und Hebesatz formuliert23 : 

(22b) (G)* 85 (IG) In - . = LQiDi + Q/Gln - . + Qp/lnPlil + Qltime 
P I1 i=1 P I1 

+ QEln (~). + QTln (!...). + Q~'T]CG,i,l-l + QDln (Debt) 
P 11 P I1 P I-l,i 

+ QCD In GDiI + QC/ln Glil 

(23b) 85 (BT) InM~1 = L ßiDi + ßBln - + ßltime 
i=1 T i,l-l 

( Debt) + ßDln -- + ßCD InM Dil + ßC/lnM/il 
P I-l,i 

PI ist der Preisindex der städtischen Investitionsgüter, der ein (stadtspe-
zifischer) gewichteter Durchschnitt des (nationalen) Preisindex für staatli-
che Bau- und Ausrüstungsinvestitionen ist. P bezeichnet die Bevölkerungs-
zahl, IG die realen Investitionszuschüsse, E die Gesamtzahl ,sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigter' in der Stadt, T die gesamten Steuereinnahmen, 
BT die Gewerbesteuereinnahmen und ,Debt' die Verschuldung der Stadt. 
Somit wird in der Gleichung (22b) der optimale Infrastrukturkapitalstand 
erklärt durch die gewährten Investitionszuschüsse, den Preisindex kommu-
naler Investitionen, der Beschäftigungsdichte, einem Zeitindex sowie der 
Kommunalverschuldung. Zusätzlich wurden die Konkurrenzvariablen GDi 
und Gli sowie die geschätzte Kostenelastizität der kommunalen Infrastruk-
tur, 1JCG, als Indikator für die mit Infrastrukturinvestitionen verbundenen 
Produktivitätseffekte in die Gleichung einbezogen. Berücksichtigt sind wie-
derum stadtspezifische Dummies, Di , um unbeobachtbare stadtspezifische 

23 Um Heteroskedastieproblem zu vermeiden wurden die Variablen, soweit dies 
sinnvoll ist, in Gleichung (22a) und (22b) in Pro-Kopf-Größen transformiert. Man 
beachte ferner, daß die Gleichungen in Logs spezifiziert sind, so daß die geschätz-
ten Parameter unmittelbar als Elastizitäten interpretiert werden können. 
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Effekte aufzufangen. Der optimale Gewerbesteuerhebesatz wird in Glei-
chung (22b) durch die (verzögerte) Pro-Kopf-Verschuldung der Stadt, den 
Anteil der Gewerbesteuereinnahmen an den gesamten Steuereinnahmen, 
einern Zeitindex sowie fixed effects für die einzelnen Städte bestimmt. 
Ferner sind die bei den ,Konkurrenzvariablen' TDi und Tu einbezogen, um 
den Einfluß der Steuerpolitik benachbarter und gleich strukturierter Städte 
zu erfassen. 

Oj 

O/G 

On 

Ot 

OE 

OT 

o~ 

OD 

°Cl 

°CD 
AG 
R2 

Tabelle 2: Schätzergebnisse für die Infrastruktur- und 
Hebesatzanpassungsgleichungen 1) 

Infrastrukturgleichung Hebesatzgleichung 

3.339 (2.2) ßj 1.442 
0.028 (5.1) ßB - 0.027 

- 0.399 (1.8) ßt 0.001 
- 0.015 (2.3) ßCI 0.175 

0.289 (2.9) ßDD 0.553 
0.365 (3.9) AM 0.495 
0.475 (5.0) 

- 0.130 (5.7) 
0.404 (2.7) 
0.097 (0.7) 
0.810 (8.2) 

0.996 R2 

( 2.1) 
( 2.1) 
( 0.7) 
( 1.5) 
( 7.3) 
(18.2) 

0.920 

I) Schätzperiode: 1981 - 1989. Die Parameterwerte für Cti und ßi sind Durchschnittswerte über die 85 
Städte. Die Zahlen in Klammem sind T-Werte. 

Gleichung (22b) wurde in die logarithmierte Form der Gleichung (22a) 
eingesetzt, wobei der Infrastrukturkapitalstock auf die Stadtbevölkerung 
bezogen wurde; Gleichung (23 b) wurde in die logarithmierte Form der 
Gleichung (23a) eingesetzt. Die beiden resultierenden Gleichungen wurden 
simultan mit der iterativen Zellnermethode geschätzt.24 Tabelle 2 präsen-
tiert die Schätzergebnisse. Aus Platzgründen wollen wir uns bei der Inter-
pretation auf die in unserem Kontext relevanten Variablen beschränken. 
Der geschätzte Anpassungskoeffizient in der Hebesatzgleichung, AM, impli-

24 Die Variable In (T / P) in der Infrastrukturgleichung wurde instrumentiert, da 
das Steueraufkommen in der Periode t direkt von dem endogenen Hebesatz M ab-
hängig ist. Nickel (1981) hat darauf hingewiesen, daß es in dynamischen Modellen 
mit ,fixed effects' einen Bias gibt und daher Instrumentvariablenmethoden anzuwen-
den wären. Dies wurde in der gegenwärtigen Schätzung nocht nicht berücksichtigt. 
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ziert eine sehr schnelle Anpassung, während der Anpassungsparameter in 
der Infrastrukturgleichung, >'0, eine sehr langsame Anpassung des Infra-
strukturkapitalstocks impliziert; die ,mean-Iags' betragen ca. 1 Jahr für den 
Hebesatz und etwas über 4 Jahre bei der Infrastruktur. Die geschätzte Infra-
strukturelastizität der Produktionskosten im Verarbeitenden Gewerbe, 'fJco, 
die wir als eine ,Proxy' für den Produktivitätsbeitrag der städtischen Infra-
struktur betrachten, geht signifikant in die Infrastrukturgleichung ein, was 
ein Hinweis darauf ist, daß die Produktivitätseffekte der Infrastruktur bei 
der Investitionsentscheidung eine Rolle spielen: Je größer 'fJco ist, desto grö-
ßere Produktivitätsreserven können durch zusätzliche Infrastrukturinvestitio-
nen noch mobilisiert werden, und um so größer sind nach unseren Schätzun-
gen auch die Infrastrukturinvestitionen.25 Wenden wir uns nun den ,Kon-
kurrenzvariablen' zu: Erhöhen Städte mit einer ,ähnlichen' Sektorenstruktur 
ihren Kapitalstock um 1 %, so erhöht die Stadt i ihren Kapitalstock im 
Durchschnitt um 0.4%, wohingegen die Hebesatzerhöhungen dieser Städte 
durch die Stadt i nicht mitgemacht werden, was durch die Insignifikanz des 
Parameter ßCI angezeigt wird. Bezüglich der räumlichen ,Konkurrenzvaria-
blen ' beobachten wir genau das entgegengesetzte Muster: Die Stadt i rea-
giert nicht auf erhöhte Infrastrukturinvestitionsaktivitäten der benachbarten 
Städte, ,kopiert' allerdings deren Hebesatzpolitik: Erhöhen die benachbarten 
Städte den Hebesatz um 1 %, so folgt die Stadt i mit einer Erhöhung von 
ca. 0.5 %. Die Daten deuten somit darauf hin, daß Städte mit ähnlicher Sek-
torstruktur bestrebt sind, eine vergleichbare Infrastrukturversorgung anzu-
bieten, und daß Städte bei der Festlegung ihrer Gewerbesteuerhebesätze 
sich an den Sätzen in unmittelbarer Nachbarschaft orientieren. Dieses 
Ergebnis erscheint uns nicht unplausibel. 

5. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Mit Hilfe eines einfachen theoretischen Modells wurde gezeigt, daß 
Infrastrukturinvestitionen im interregionalen Wettbewerb eine handelsstrate-
gische Rolle spielen können.26 Hierbei sind jedoch die mit einer besseren 
Infrastrukturversorgung einhergehenden Vorteile mit den Nachteilen aufzu-
wägen, die aus der zusätzlichen Steuerlast, resultieren die mit der Finanzie-
rung zusätzlicher öffentlicher Infrastrukturinvestitionen verbunden ist. Im 
empirischen Teil des Beitrages wurde gezeigt, daß von der Infrastrukturver-

25 Wir haben das Modell auch mit dem Subsampie der Städte geschätzt, für die 
der T-Wert von 1/CG größer als 1.75 war, siehe Tabelle Al. Die dabei erzielten Er-
gebnisse weichen nur unwesentlich von denen in Tabelle 2 ab. 

26 Man sollte nicht versäumen darauf hinzuweisen, daß Ramser bereits in einem 
Beitrag von 1968 ein Modell dezentraler Infrastrukturversorgung unter dem Aspekt 
des interregionalen Wettbewerbs vogestellt hat, siehe Ramser (1968). 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



Infrastrukturversorgung als Wettbewerbsinstrument zwischen Städten 123 

sorgung in den Städten signifikante produktivitätsfördernde und damit 
kostensenkende Effekte ausgehen. Ferner zeigte die Analyse der kommuna-
len Investitionsaktivität, daß die Kommunen die potentiellen Produktivitäts-
gewinne der Infrastruktur in ihr Investitionskalkül einbeziehen. Die Unter-
suchung zeigt ferner, daß Städte mit ähnlicher Sektorstruktur bestrebt sind 
dem ortsansässigen Gewerbe eine vergleichbare Infrastrukturversorgung zu 
bieten, und daß Städte bei der Festsetzung ihrer Gewerbesteuerhebesätze 
sich sehr stark an den Hebesätzen der Städte in unmittelbarer Nachbar-
schaft orientieren. 

Sicherlich ist das von uns präsentierte theoretische Modell in seiner 
Struktur zu sehr vereinfachend angelegt, so daß über andere wichtige Varia-
bIen des interstädtischen Wettbewerbs, wie z. B. Wirtschaftsförderung oder 
Gewerbeflächenbereitstellung, keine Aussagen gemacht werden können. 
Auch ist der 2-stufige empirische Ansatz in der Arbeit etwas unbefriedi-
gend; wünschenswert wäre die Integration beider Stufen in einem gemein-
samen Schätzansatz. Bezüglich der verwendeten Schätzmethoden sollten 
zukünftige Forschungsarbeiten mit regional disaggregierten Daten auch 
Ansätze aus dem Bereich ,spatial econometrics', siehe z.B. Anselin (1988), 
einbeziehen. Trotz dieser Unzulänglichkeiten glauben wir jedoch, daß das 
vorgestellte Modell sowie die vorgelegten Schätzergebnisse eine gute 
Grundlage für weitere Forschungsarbeiten in dieser Richtung darstellen. 
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Anhang 

Tabelle Al 
Ausgewählte Daten für die 85 Städte des Paneldatensatzes sowie durchschnitt-

liche Infrastrukturelastizitäten der Kostenfunktion für die einzelnen Städte 

Stadt (1) (2) (2a) (3) (3a) (4) (4a) (5) 

München 1212 18345 2.50 674 0.81 167 -1.51 0.241 * 
Köln 937 12594 1.29 424 0.46 99 -2.44 0.311 * 
Frankfurt am Main 625 11331 3.33 471 1.28 101 -0.83 0.090* 
Essen 621 7671 0.68 218 0.00 41 -2.41 0.394* 
Dortmund 587 7449 1.52 205 -0.68 45 -3.40 0.352* 
Düsseldorf 570 10797 2.09 344 0.23 73 -2.46 0.308* 
Stuttgart 563 9012 1.98 371 0.84 125 -0.68 0.147* 
Duisburg 527 6955 0.79 186 -0.97 67 -3.67 0.421 * 
Hannover 498 7141 0.77 290 -0.19 74 -3.28 0.152* 
Nümberg 480 6193 1.42 270 0.64 85 -1.65 0.068 
Bochum 389 5261 1.24 135 1.13 48 -1.68 0.517* 
Wuppertal 371 4072 0.34 144 0.56 56 -1.36 0.263* 
Bielefeld 312 4633 1.73 132 0.79 46 -0.98 0.375* 
Mannheim 300 4630 1.53 172 -0.06 63 -1.90 0.187* 
Gelsenkirchen 287 3629 1.02 93 -1.55 23 -3.53 0.452* 
Bonn 282 5198 1.07 125 0.64 14 -1.84 0.483* 
Karlsruhe 265 4108 2.31 146 0.79 35 -1.27 0.222* 
Wiesbaden 254 3431 1.36 118 0.99 22 -2.13 0.233* 
Braunschweig 254 2563 0.96 104 -0.32 26 -2.33 0.094* 
Mönchengladbach 253 2935 0.85 89 0.78 31 -0.89 0.369* 
Münster (Westf.) 249 3412 1.21 109 1.07 11 0.31 0.248* 
Augsburg 248 2705 1.41 131 0.98 48 -1.04 -0.037 
Kiel 241 2120 0.82 108 0.42 22 -2.30 -0.089 
Krefeld 235 2683 1.07 96 0.35 41 -1.42 0.213* 
Aachen 233 3110 1.40 99 1.32 22 -1.46 0.263* 
Oberhausen 221 2128 0.38 63 -1.77 19 -3.68 0.285* 
Lübeck 211 2118 1.27 79 -0.28 20 -2.89 0.107* 
Hagen 211 2532 0.90 78 0.14 28 -1.73 0.315* 
Saarbrücken 188 1952 1.21 150 -0.43 37 -2.25 -0.448 
Kassel 189 2078 1.55 95 -0.34 24 -1.60 -0.038 
FreiburglBreisgau 184 2299 1.45 85 0.68 15 -0.28 0.132* 
Mülheim a.d.Ruhr 175 2196 0.18 62 -0.52 21 -2.05 0.346* 
Heme 175 1849 0.38 50 -0.65 11 -1.88 0.369* 
Mainz 175 2162 0.72 96 1.23 24 0.14 0.063 
Hamm 174 1617 0.86 52 -0.21 11 -2.51 0.224* 
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(Tabelle Al - Fortsetzung) 

Stadt (1) (2) (2a) (3) (3a) (4) (4a) (5) 

Solingen 
Ludwigshafen 
Leverkusen 
Osnabrück 
Oldenburg 
Darmstadt 
Heidelberg 
Würzburg 
Rernscheid 
Regensburg 
Bottrop 
Offenbach arn Main 
Heilbronn 
Pforzheirn 
Koblenz 
DIrn 
Erlangen 
Fürth 
Ingolstadt 
Kaiserslautern 
Trier 
Wilhelrnshaven 
Flensburg 
Neurnünster 
Worrns 
DeIrnenhorst 
Bayreuth 
Barnberg 
Aschaffenburg 
Kernpten (Allgäu) 
Landshut 
Rosenheirn 
Schweinfurt 
Hof 
Baden-Baden 
NeustadtlW einstr. 
Passau 
Pirrnasens 
FrankenthaIlPfalz 

161 
158 
157 
155 
141 
136 
131 
126 

1863 0.56 
2443 0.88 
1969 1.33 
1663 0.68 
1461 1.18 
1746 1.60 
1693 2.06 
1618 2.38 

121 1348 0.86 
119 
116 
112 
112 
109 
107 
107 
101 
99 
98 
97 
96 
90 
86 
80 
75 
73 
71 
70 
62 
60 
57 
54 
53 
51 
51 
50 
49 
47 
45 

1831 3.70 
956 0.35 

1333 0.39 
1849 2.73 
1520 2.00 
1646 2.00 
1870 3.25 
1207 1.75 
1115 1.15 
1492 2.57 
1119 1.21 
1204 1.36 
1026 0.72 

682 0.92 
981 1.52 
897 0.73 
737 1.41 
905 1.36 

1187 4.23 
892 3.91 
688 2.12 

1043 5.51 
773 3.44 
980 2.58 
614 2.11 
860 3.68 
634 0.70 
835 3.85 
570 1.82 
603 1.85 

55 
102 
76 
75 
57 
92 
70 
76 

0.41 
0.68 
0.00 
0.61 
0.60 
1.15 
1.36 
0.45 

22 

64 

50 
19 
8 

31 
16 
13 

-2.31 0.336* 
0.04 0.147* 

-0.82 0.115* 
-1.97 0.014 
-3.62 0.086* 

0.34 -0.116* 
0.35 0.030 

-1.28 -0.134 
53 1.83 27 -0.39 0.153* 
75 1.26 
28 0.40 
51 -0.22 
62 1.34 
61 1.16 
61 1.36 
74 0.62 
68 1.59 
44 1.06 
61 2.23 
53 0.00 
47 0.24 
32 0.35 
39 0.59 
32 1.49 
27 0.42 
19 0.00 
37 1.28 
46 2.15 
38 0.60 
30 0.77 
31 1.97 
28 
49 
23 
26 

1.27 
1.20 
0.00 
2.40 

21 
4 

20 
19 
24 
10 
28 
40 
17 
34 
17 
10 
5 
9 

10 
10 
5 
8 

17 
12 
7 
8 
6 

29 
8 
4 

1.23 0.040* 
-1.36 0.301 * 
-0.41 0.126* 
-1.34 0.187* 
-0.75 0.075 

1.13 0.094* 
-2.18 0.035** 

1.24 -0.147 
-1.91 0.101 * 

1.43 0.089** 
-0.21 -0.076 
-1.45 0.097* 
-1.86 0.275* 
-0.49 -0.206 
-0.50 0.240* 

0.15 0.328* 
-3.38 0.325* 
- 1.50 0.083 * 

0.79 0.043* 
-0.95 -0.107 

0.21 -0.075 
-1.54 0.132 * 
-0.86 0.059* 

0.12 -0.123* 
- 1.19 0.031 ** 

0.55 0.160* 
16 -0.67 2 -3.36 0.348* 
30 2.51 9 -0.14 0.069* 
26 0.00 10 -1.33 - 0.130 
17 -0.63 9 -2.14 0.251 * 
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(Tabelle Al - Fortsetzung) 

Stadt (1) (2) (2a) (3) (3a) (4) (4a) 

Speyer 45 472 2.32 21 0.54 6 -2.69 
Coburg 43 553 3.86 26 1.87 8 0.79 
Amberg 42 529 2.75 24 2.63 8 0.03 
Weiden i.d.Opf. 42 741 4.11 21 1.73 5 -0.67 
Straubing 41 477 2.77 20 1.18 6 1.55 
Kautbeuren 39 521 5.36 18 2.05 4 0.08 
Memrningen 38 623 2.79 21 -0.52 8 -0.30 
Ansbach 37 448 1.85 21 2.38 6 2.46 
LandaulPfalz 36 452 2.80 16 -1.30 3 -0.51 
Schwabach 34 340 1.32 13 0.89 5 -1.44 
Zweibrücken 33 408 1.83 13 1.87 5 -2.26 

Variablenbezeich ungen: 
(I) Bevölkerung 1989 in I 000. 
(2) Realer Nettoinfrastrukturkapitalstock Ende 1989 zu Preisen von 1980; Mrd. DM. 
(2a) Jahresdurchschnittliche Wachstumsrate des Infrastrukturkapitalstocks 1980 - 1989 in %. 
(3) Gesamte Beschäftigung 1989 in I 000. 
(3a) Jahresdurchschnittliches Beschäftigungswachstum 1980 - 1989 in %. 
(4) Beschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe 1989 in 1000. 

(5) 

-0.060 
-0.173 
-0.093 

0.202* 
-0.078 
-0.034 

0.062* 
-0.090 
-0.042 

0.034 
0.197* 

(4a) Jahresdurchschnittliches Beschäftigungswachstums im Verarbeitenden Gewerbe 1980 - 1989 in %. 
(5) Geschätzte durchschnittliche Infrastrukturelastizität der Kostenfunktion. * (**) = T-Werte der ge-

schätzten Elastitzitäten größer als 2.00 (\.75). 
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Zusammenfassung der Diskussion 

In der Diskussion wird festgestellt, daß die Datenqualität, wie bei vielen 
anderen Untersuchungen mit Regionaldaten auch, nicht unproblematisch ist, 
da diese im wesentlichen aus Länderdaten hochgerechnet werden. 

Außerdem unterliegen Infrastrukturmaßnahmen einer relativ langen Wir-
kungsverzögerung (ca. 5 Jahre), welch mit dem Z.Zt. verfügbaren Daten-
material schwierig zu identifizieren ist. Letzteres soll in näherer Zukunft 
durch eine verbesserte Datenbasis mittels Paneldaten auf EG-Ebene besser 
mitberücksichtigt werden können. 

Es wird auch angemerkt, daß solche Fälle auftreten können, in denen der 
Kapitalzins vom Grenzprodukt der öffentlichen Infrastruktur überschritten 
wird. 

Als zu beachtende Varianten werden jene Szenarien angesprochen, in 
welchen entweder die Kommunalverwaltungen selbst die betrachteten 
Unternehmen betreiben, oder sich ihrer eigenen strategischen Handlungs-
rnacht nicht bewußt sind. Im letzteren Fall kommt es zu einer Optimalitäts-
bedingung, welche die Gleichheit des (Netto-)Preises der städtischen Infra-
struktur mit der durch ihre Bereitstellung erfolgten Senkung der Kosten im 
nichtöffentlichen Bereich verlangt. 
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Regionale Unterschiede bei 
Schließungen von Industriebetrieben 

Eine Untersuchung für Raumordnungsregionen 
in Niedersachsen (1979 - 1992)* 

Von Joachim Wagner, Lüneburg 

Abstract 

In dieser Untersuchung werden regionale Unterschiede bei Schließungen von 
Industriebetrieben und die damit verbundenen Arbeitsplatzveriuste für 16 nieder-
sächsische Raumordnungsregionen in den Jahren von 1979 bis 1992 ermittelt. Im 
Durchschnitt schließen etwa zwischen vier und fünf Prozent aller Industriebetriebe 
pro Jahr, wodurch zwischen einem und zwei Prozent aller Arbeitsplätze verloren 
gehen. Hierbei gibt es ausgeprägte Unterschiede zwischen den Regionen und zahl-
reiche extreme Werte in einzelnen Regionen und Jahren. Eine ökonometrische 
Untersuchung der intertemporalen und interregionalen Unterschiede der Schlie-
ßungsintensitäten unter Einschluß fixer Regionaleffekte und bei Verwendung eines 
robusten Schätzverfahrens zeigt, daß Schließungen besonders bedeutend sind in 
Regionen mit einer hohen Gründungsintensität, während sich kein Zusammenhang 
mit dem Anteil der Beschäftigten in Kleinbetrieben, dem regionalen Lohnniveau 
oder der Höhe der Gewerbesteuersätze erkennen läßt. 

1. Einleitung 

Gründungen und Schließungen von Finnen sind die neben dem Wachsen 
und Schrumpfen von Betrieben zentralen Komponenten der Arbeitsplatzdy-
namik auf sektoraler und regionaler Ebene. Empirische Analysen zu Bedeu-
tung, Ursachen und Folgen dieser Komponenten setzen Mikrodaten auf Fir-
menebene aus einer Reihe von Jahren voraus. Solche umfangreichen Fir-
menpanel-Daten sind, obwohl sie aus Erhebungen der amtlichen Statistik 
seit langer Zeit und für viele Länder vorliegen, für die wissenschaftliche 

* Die Berechnungen auf der Basis von Betriebsdaten aus Erhebungen der amtli-
chen Statistik wurden durch ein Gemeinschaftsprojekt mit dem Niedersächsischen 
Landesamt für Statistik (NLS) ermöglicht und im NLS durchgeführt. Geheimhal-
tungsvorschriften werden durch die hier veröffentlichten Angaben nicht verletzt. Ich 
danke Uwe Rode vom NLS für die Erstellung der Längsschnittdatei mit Angaben 
zu sämtlichen niedersächsischen Industriebetrieben. 

9 Tod! 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-48103-3 | Generated on 2025-10-30 23:12:16



130 Joachim Wagner 

Forschung nur in Ausnahmefällen und erst seit kurzem verfügbar (vgl. für 
die Bundesrepublik Deutschland Gerlach/Wagner 1992). Auswertungen 
dieser Datensätze haben sich bisher vor allem darauf konzentriert, die rela-
tive Bedeutung der einzelnen Komponenten der Arbeitsplatzdynamik zu 
quantifizieren (vgl. z.B. Ger/ach/Wagner 1993a) und die Ursachen inter-
industrieller bzw. interregionaler Unterschiede von Betriebsgründungen 
sowie deren längerfristige Beschäftigungseffekte zu untersuchen (vgl. z.B. 
Wagner 1992a, Wagner 1992b, Gerlach/Wagner 1993b). 

Entsprechende Studien über Betriebsschließungen mit deutschen Daten 
sind ausgesprochen selten: Posselt (1993) untersucht Marktaustritte für eine 
Stichprobe von 83 Industriezweigen und die Jahre 1983 bis 1985 auf der 
Basis von Unternehmensdaten, die die Monopolkommission publiziert hat. 
Audretsch/Fritsch (1992, 1993) analysieren mit zu Betriebsnummern 
zusarnmengefaßten Angaben aus der Statistik der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten die Stillegungsraten (definiert als Anzahl geschlossener 
Betriebe in Prozent bestehender Betriebe) in den Raumordnungsregionen 
der Bundesrepublik Deutschland 1986 bzw. 1986 - 1989, wobei sie aller-
dings die hiermit verbundenen Beschäftigungseffekte nicht betrachten. 

Angesichts der einerseits anhaltend hohen und andererseits regional 
sowohl in ihrem Niveau als auch in ihrer Dynamik ausgeprägt unterschied-
lichen Arbeitslosigkeit stellt dies Fehlen von Informationen über die Bedeu-
tung von Betriebsschließungen für die regionale Arbeitsplatzdynamik und 
die Ursachen für Unterschiede zwischen den Regionen hierbei eine For-
schungslücke dar, die es zu schließen gilt. Die vorliegende Untersuchung 
möchte hierzu einen Beitrag leisten, indem regionale Unterschiede bei 
Schließungen von Industriebetrieben und ihre Arbeitsplatzeffekte für die 
Raumordnungsregionen Niedersachsens zwischen 1979 und 1992 ermittelt 
und ihren Ursachen in einer ökonometrischen Untersuchung nachgespürt 
wird. In Abschnitt 2 wird die Datenbasis vorgestellt, Abschnitt 3 präsentiert 
die empirischen Befunde zur Bedeutung von Betriebsschließungen in nie-
dersächsischen Raumordnungsregionen, Abschnitt 4 diskutiert den Ansatz 
und Abschnitt 5 die Ergebnisse einer ökonometrischen Untersuchung zu 
den Determinanten interregionaler und intertemporaler Unterschiede bei 
Betriebsschließungen, in Abschnitt 6 wird ein Fazit gezogen. 

2. Datenbasis 

Die Grundlage für die Identifikation von Betriebsschließungen und für 
die Messung der mit ihnen verbundenen Arbeitsplatzverluste bildet eine 
Datei sämtlicher Industriebetriebe, die in mindestens einem Jahr zwischen 
1978 und 1992 im Bereich Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe in Nieder-
sachsen existierten. Diese Datei beruht auf Angaben aus der amtlichen Sta-
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tistik, wobei Daten aus zwei Erhebungen, dem Monatsbericht für Betriebe 
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe (zu dem alle Industriebetriebe 
von Unternehmen mit in der Regel 20 oder mehr tätigen Personen melde-
pflichtig sind) und der jährlichen Erhebung für industrielle Kleinbetriebe 
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe (die die nicht im Monatsbericht 
erfaßten Industriebetriebe umfaßt) kombiniert wurden, um eine Totaler-
hebungsdatei zu erstellen. Die Verknüpfung der Angaben zwischen den 
beiden Erhebungen und über die Zeit ist möglich, da jedem Betrieb vom 
Statistischen Landesamt eine unveränderliche Betriebsnummer zugeordnet 
wird, sobald er zum ersten Mal in einem der beiden genannten Berichts-
kreise auftaucht. Für jeden der 11 272 niedersächsischen Industriebetriebe ist 
in der Datei neben der Zuordnung zur einem Industriezweig und dem Ort 
seines Sitzes (Kreis bzw. kreisfreie Stadt) der Jahresumsatz und die Anzahl 
tätiger Personen für jedes Jahr zwischen 1978 und 1992 verzeichnet, wobei 
die Personenzahl entweder als Durchschnitt aus den Angaben in den 
Monatsmeldungen im Berichtsjahr gebildet wird oder (bei den Kleinbetrie-
ben) auf den Angaben für Ende September beruht. 

Weist ein Betrieb im Jahr t tätige Personen auf und ist dies im Jahr t+ 1 
nicht mehr der Fall, so kann es sich um eine Betriebsschließung handeln -
dies muß aber nicht der Fall sein: Der Betrieb kann auch seine Produktions-
tätigkeit vorübergehend eingestellt haben, er kann (zeitweilig oder dauer-
haft) seinen Tätigkeitsschwerpunkt aus dem Bergbau und Verarbeitenden 
Gewerbe heraus (z.B. in den Dienstleistungssektor) verlegt haben, er kann 
schließlich seinen Sitz (zeitweilig oder auf Dauer) in ein anderes Bundes-
land oder ins Ausland verlegt haben. Alle genannten Gründe bewirken, daß 
der Betrieb im Jahr t+ 1 nicht mehr im Berichtskreis "Niedersächsische 
Industriebetriebe" enthalten ist. Was für das Verlassen des Berichtskreises 
ausschlaggebend war, kann ohne Rückgriff auf die Akten im Statistischen 
Landesamt und eine Einzelfallprüfung nur für den Fall einer temporären 
Unterbrechung oder Verlagerung ermittelt werden, da in solchen Fällen in 
den betreffenden Betrieben tätige Personen in der Datei erneut für Jahre 
nach t + 1 enthalten sind. 

Aus Datenschutzgründen (und wegen fehlender finanzieller Mittel) war 
eine Einzelfallprüfung der Ursachen, die bei Betrieben jeweils zum Verlas-
sen des Berichtskreises geführt haben, im Rahmen dieser Untersuchung 
nicht möglich. Es müssen daher bewußt Unschärfen bei der Abgrenzung 
von Betriebsschließungen und (tätigkeitsbezogenen oder räumlichen) Verla-
gerungen in Kauf genommen werden. Diese konnten nur dadurch reduziert 
werden, daß jeweils bei Betrieben, die im Jahr t aber nicht im Jahr t+ 1 
tätige Personen aufweisen, geprüft wurde, ob sie in den Jahren t+2 und 
t+ 3 ebenfalls keine tätigen Personen gemeldet haben - nur dann wurden 
sie als "Schließung" erfaßt und ansonsten als ."Unterbrecher" behandelt. Da 

9" 
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die Datenbasis Angaben bis zum Jahr 1992 einschließlich umfaßt, war dies 
Korrektur- bzw. Prüfverfahren nur bis zum Jahr 1990 möglich; die Daten 
für 1991 konnten nur anhand der Angaben für 1992 überprüft werden, für 
1992 war keine Prüfung durchführbar. 

Da im Zentrum dieser Arbeit die interregionalen Unterschiede bei 
Betriebsschließungen stehen und da es keine Hinweise darauf gibt, daß die 
genannten unvermeidbaren Unschärfen ungleich auf die unten betrachteten 
Regionen verteilt sind, ist jedoch zu erwarten, daß hierdurch lediglich die 
Niveauwerte (in unbekanntem Ausmaß) und nicht auch die regionale Struk-
tur der Schließungen verzerrt werden. 

3. Schließungen von Industriebetrieben 
in niedersächsischen Raumordnungsregionen : 

Der empirische Befund für 1979 bis 1992 

Mit den im vorigen Abschnitt beschriebenen Daten und Methoden 
wurden alle Schließungen niedersächsischer Industriebetriebe zwischen 
1979 und 1992 errnittel t und regional zugeordnet. Die hierbei verwendete 
Regionalgliederung ist die nach Raumordnungsregionen; dies ist die klein-
ste räumliche Gliederung, die ohne die Gefahr einer Verletzung von Daten-
schutzvorschriften herangezogen werden konnte. Eine Definition der s.ech-
zehn niedersächsischen Raumordnungsregionen enthält die Tabelle 1. 

Für einen interregionalen Vergleich ist es nicht sinnvoll, lediglich die 
Anzahl der in einem Jahr geschlossenen Industriebetriebe zu betrachten, da 
die Regionen unterschiedlich groß sind und unterschiedlich viele Betriebe 
aufweisen. Daher wird einerseits die Anzahl geschlossener Betriebe zur 
Anzahl der in einer Region bestehenden Betriebe in Beziehung gesetzt 
(Betriebsschließungsrate, definiert als Anzahl geschlossener Betriebe in 
Prozent aller bestehender Betriebe im Jahr t). Hierbei werden alle Betriebe 
unabhängig von ihrer Größe gleich gewichtet. Dies Vorgehen ist unbefriedi-
gend, wenn sich geschlossene Betriebe hinsichtlich der Zahl der in ihnen 
durchschnittlich (vor ihrer Schließung) tätigen Personen von den weiter 
bestehenden Betrieben unterscheiden. Daher wird als weitere Kennziffer 
eine Betriebsschließungsintensität, definiert als Anzahl tätiger Personen in 
geschlossenen Betrieben im Jahr vor der Schließung in Prozent aller tätigen 
Personen im Jahr t, ausgewiesen. Angaben zu Betriebsschließungsraten und 
-intensitäten für die sechzehn niedersächsischen Raumordnungsregionen in 
den Jahren von 1979 bis 1992 enthalten Tabelle 2 und Tabelle 3. 

Während der Prozentsatz geschlossener Betriebe im Durchschnitt des 
Untersuchungszeitraums zwischen den Regionen nur geringfügig zwischen 
rund 4 und 5 variiert, gibt es in einzelnen Jahren erhebliche interregionale 
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Tabelle I 
Definition der Raumordnungsregionen 

Nr. Name Kreise 
[Kreisnummer der amtlichen Statistik] 

Untereibe Harburg [353], Stade [359] 
2 Lüneburg Lüchow-Dannenberg [354], Lüneburg [355], 

Uelzen [360] 
3 Cuxhaven Cuxhaven [352] 
4 Wilhelmshaven Wilhelmshaven Stadt [405], 

Friesland [455], Wittmund [462] 
5 Ostfriesland Emden Stadt [402], Aurich [452], Leer [457] 
6 Oldenburg Oldenburg Stadt [403], Ammerland [451], 

Cloppenburg [453], Wesermarsch [461] 
7 Emsland Emsland [454], Grafschaft Bentheim [456] 

8 Osnabrück Osnabrück Stadt [404], Osnabrück [459], 
Vechta [460] 

9 Bremen Umland Diepholz [251], Osterholz [356], 
Rothenburg (Wümme) [357], Verden [361], 
Delmenhorst Stadt [401], Oldenburg [458] 

10 Südheide Celle [351], Soltau-Fallingbostel [358] 
11 Großraum Hannover Hannover Stadt [201], Hannover Land [253] 
12 Weser Nienburg (Weser) [256], Schaumburg [257] 

13 Hildesheim Hameln-Pyrmont [262], Hildesheim [254], 
Holzminden [255] 

14 Wolfsburg Wolfsburg [103], Gifhom [151], Helmstedt [154] 
15 Braunschweig Braunschweig Stadt [101], Salzgitter Stadt [102], 

Peine [157], Wolfenbüttel [158], Goslar [153] 

16 Göttingen Göttingen [152], Northeim [155], Osterode [156] 

Unterschiede bei den Schließungsraten. Für die Schließungsintensitäten ist 
eine solche ausgeprägte Variation zwischen den Raumordnungsregionen 
auch für die Durchschnittswerte über alle betrachteten Jahre festzustellen 
(die vom Großbetrieb Volkswagenwerk dominierte Region 14 - Wolfsburg -
hat den sehr niedrigen Wert 0.20, während der Wert in der Region 9 
- Bremen Umland - bei 2.27 Prozent lag). Im (ungewichteten) Durch-
schnitt gingen in den niedersächsischen Raumordnungsregionen zwischen 
1979 und 1992 pro Jahr rund 1.4% aller Industriearbeitsplätze durch die 
Schließung von Betrieben verloren. 
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Wie man aus Tabelle 4 ersehen kann, sind die beiden Indikatoren für die 
Bedeutung von Betriebsschließungen nur in wenigen Jahren stark positiv 
korreliert; der Korrelationskoeffizient weist in einigen Jahren Werte von 
nahe bei Null auf und wird 1981 sogar negativ. 

Tabelle 4 
Korrelation von Schließungsraten und Schließungsintensitäten 

Jahr Korrelation Jahr Korrelation 

1979 +0.08 1986 +0.57 
1980 +0.77 1987 +0.05 
1981 - 0.13 1988 +0.55 
1982 +0.23 1989 +0.38 
1983 +0.65 1990 +0.18 
1984 +0.41 1991 +0.68 
1985 +0.20 1992 +0.55 

Die in Tabelte 5 abgedruckten Werte der Korrelation von Schließungsra-
ten bzw. Schließungsintensitäten zwischen den Jahren des Analysezeit-
raums belegen, daß es auch im intertemporalen Vergleich ausgeprägte 
Unterschiede bei der relativen Bedeutung von Betriebsschließungen zwi-
schen den Regionen gab. Raten bzw. Intensitäten sind für aufeinander fol-
gende Jahre in vielen Fällen nur schwach positiv und oft sogar negativ kor-
reliert. 

Damit zeigt sich, daß die Bedeutung von Betriebsschließungen sowohl 
zwischen Raumordnungsregionen als auch über die Zeit stark variiert. Den 
Ursachen dieser Unterschiede soll im folgenden nachgespürt werden. Ange-
sichts der anhaltend hohen Arbaitslosigkeit konzentriert sich die Untersu-
chung dabei auf die Erklärung der Unterschiede bei Betriebsschließungsin-
tensitäten, d.h. auf die interregionale und intertemporale Variation der 
relativen Bedeutung von Arbeitsplatzverlusten durch geschlossene Industrie-
betriebe. 

4. Untersuchungsansatz: Das empirische Modell 

Die ökonometrische Untersuchung der Ursachen interregionaler und inter-
temporaler Unterschiede des Ausmaßes von Arbeitsplatzverlusten durch 
Betriebsschließungen stellt keinen empirischen Test von Folgerungen aus 
einem formalen theoretischen Modelle dar - ein entsprechend umsetz-
bares Modell fehlt bisher. Ziel ist es vielmehr, aufgrund theoretischer Über-
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legungen ausgewählte regionale Charakteristika darauf zu überprüfen, ob 
sie mit hohen oder niedrigen Schließungsintensitäten verbunden sind und 
welche relative Bedeutung sie hierbei haben. Ein solches Vorgehen einer 
theorie geleiteten ökonometrischen Analyse ist in der empirischen Industrie-
ökonomie weit verbreitet (vgl. Schmalensee 1989 für eine Diskussion 
dieses Ansatzes); es findet sich z.B. explizit auch bei Untersuchungen zu 
interindustriellen bzw. interregionalen Unterschieden von Betriebsgründun-
gen (vgl. Wagner 1992a sowie Gerlach/Wagner 1993b). 

In die ökonometrischen Modelle werden folgende erklärenden Variablen 
einbezogen (zu Einzelheiten vgl. den Anhang): 

Zahlreiche Studien kommen zu dem Ergebnis, daß die Wahrscheinlich-
keit einer Betriebsschließung mit steigender Firmengröße abnimmt (vgl. 
Audretsch/Fritsch [1992, 4]). Demnach ist zu erwarten, daß ceteris paribus 
die Schließungsraten in den Regionen hoch sind, in denen der Anteil der in 
Kleinbetrieben tätigen Personen groß ist. Die ceteris paribus Klausel ist 
hierbei besonders hervorzuheben, denn es schließen sicherlich nicht nur 
kleine Betriebe, und daher kann z.B. in Regionen in einigen Jahren das 
Schließungsgeschehen durch den Marktaustritt einer großen Firma oder 
einiger Mittelbetriebe dominierend geprägt sein. 

Es ist ferner aus zahlreichen Untersuchungen bekannt, daß das Sterblich-
keitsrisiko gerade in den ersten Jahren der Existenz eines Betriebes sehr 
hoch ist (vgl. zu dem hohen Risiko der "Säuglingssterblichkeit" bei Firmen-
gründungen Wagner [1992b]). Die Altersstruktur der Firmenpopulation 
einer Region kann demnach mit dazu beitragen, Unterschiede in den Schlie-
ßungsintensitäten zu erklären. Leider liegen über diese Altersstruktur für 
die niedersächsischen Raumordnungsregionen keine Angaben vor, und die 
Werte lassen sich aus den zur Verfügung stehenden Daten auch nicht 
berechnen, da die Gründungsjahre der 1978 bereits bestehenden Betriebe 
nicht zu ermitteln sind. Für die Jahre ab 1979 lassen sich jedoch (mit 
einigen Unschärfen behaftete) Gründungsintensitäten, d.h. Anteile von in 
Betrieben eines Gründungsjahrgangs tätigen Personen an allen Beschäftig-
ten in einer Region, ermitteln (vgl. Ger/ach/Wagner 1993 b). Ein Blick auf 
die intertemporale Korrelation von Gründungs- und Schließungsintensitäten, 
die in Tabelle 6 dokumentiert ist, zeigt, daß die Schließungsintensitäten oft 
- aber nicht immer und nicht immer hoch - positiv mit den Gründungs-
intensitäten der Vorjahre korreliert sind, wobei jedoch kein klares Muster 
etwa in Form eines zunächst geringeren, dann starken und nach einer 
bestimmten Anzahl von Jahren sich abschwächenden Zusammenhangs zu 
beobachten ist. 

Dies verwundert auch nicht, denn ein Zusammenhang zwischen Schlie-
ßungsintensität und den Gründungsintensitäten der Vorjahre ist zwar nach 
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den oben angeführten Überlegungen ceteris paribus' zu erwarten - die Kor-
relationskoeffizienten sind aber nicht Ergebnis einer ceteris paribus-Ana-
lyse, die erst in einer ökonometrischen Schätzung geleistet werden kann. 
Andererseits sind die Gründungsintensitäten in den Regionen intertemporal 
recht hoch positiv korreliert (vgl. Gerlach/Wagner 1993b), so daß der Wert 
dieses Indikators für das Jahr t auch die Gründungsintensität in den Vorjah-
ren recht gut abbildet. Um die Bedeutung der Altersstruktur der Betriebs-
population einer Region für die Schließungsintensität zu überprüfen, wird 
daher die Gründungsintensität des entsprechenden Jahres in das ökonome-
trische Modell als erklärende Variable einbezogen. 

Im interregionalen Vergleich hohe Kostenbelastungen der Betriebe 
werden, so ist zu erwarten, das Risiko von Betriebsschließungen erhöhen, 
wenn es den Firmen nicht gelingt, diese zusätzlichen Kosten auf ihre 
Kunden zu überwälzen und damit die negativen Einflüsse auf die Rendite 
auszugleichen. In das ökonometrische Modell werden zwei Variablen ein-
bezogen, die solche interregionalen Kostenunterschiede messen: Gewerbe-
steuerhebesätze und regionales Lohnniveau. Für beide Variablen gilt jedoch, 
daß ceteris paribus ein positiver Zusammenhang mit der Schließungsinten-
sität nicht zwangsläufig zu erwarten ist. Selbst wenn man (was man ange-
sichts fehlender Informationen tun muß, aber wohl mit einem gewissen 
Recht auch tun kann) unterstellt, daß es keine verzerrenden interregionalen 
Unterschiede bezüglich des Spielraums bei den genannten Überwälzungs-
möglichkeiten gibt, so kann ein hoher Steuers atz einhergehen mit der 
Bereitstellung einer entsprechend gut ausgebauten öffentlich finanzierten 
Infrastruktur und damit mit Kostenentlastungen bei Betrieben, und ein 
hohes Lohnniveau kann auch Folge eines hohen Qualifikationsniveaus der 
tätigen Personen sein. Beides kann aus Mangel an entsprechenden Daten 
hier nicht direkt berücksichtigt werden (auf eine Möglichkeit einer indirek-
ten Berücksichtigung im gewissen Umfang wird unten noch eingegangen). 

Das empirische Modell wird mit einem über die 16 Regionen und 13 
Jahre zwischen 1979 und 1991 gepoolten Datensatz geschätzt; das Jahr 
1992 konnte aus Mangel an Daten für die erklärenden Variablen hierbei 
nicht berücksichtigt werden. 

In Modellen für gepoolte Daten können Methoden der Paneldaten-Ana-
lyse (vgl. Hsiao 1986) verwendet werden, um fixe ZeiteJfekte zu berück-
sichtigen. Damit ist es möglich, die Bedeutung makroökonomischer Ein-
flüsse, die über die Zeit, aber nicht über die Regionen variieren, abzuschät-
zen und so für diese zu kontrollieren. Statt die Zeit in Form von Dummy-
Variablen für die einzelnen Jahre einzubeziehen, wird hierbei ein "direkte-
rer" Weg beschritten, indem ein Indikator für die gesamtwirtschaftliche 
konjunkturelle Entwicklung in das empirische Modell aufgenommen wird. 
Herangezogen wird die Wachstumsrate des realen Bruttosozialprodukts des 
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Vorjahrs; es ist zu erwarten, daß die Betriebsschließungsintensitäten um so 
höher ausfallen, je schlechter die Konjunkturlage ist. Die Verzögerung um 
ein Jahr in Form der Wachstumsrate des Vorjahres soll einerseits abbilden, 
daß diese Prozesse Zeit brauchen, um zu wirken; andererseits ist damit 
sichergestellt, daß die gemessene Wachstumsrate nicht selbst Folge der zu 
erklärenden Bestriebsschließungen sein kann. 

Neben den für alle Regionen konstanten über die Jahre variierenden Zeit-
effekten können in Modellen mit gepoolten Regions-Jahres-Daten auch 
über die Zeit konstante zwischen den Regionen variierende Effekte berück-
sichtigt werden. Solche fixen Regionseffekte bilden unbeobachtete, nicht im 
empirischen Modell erfaßte Besonderheiten einzelner Regionen (etwa die 
geographische Lage mit Einflüssen auf die Qualität der Verkehrsanbindung 
oder die relativ gute Infrastrukturausstattung) ab. Die Kontrolle solcher 
fixer Regionaleffekte ist besonders wichtig, da immer dann, wenn diese mit 
den explizit im empirischen Modell berücksichtigten Einflußfaktoren korre-
liert sind, ein Verzicht auf ihre Einbeziehung zu verzerrten Koeffizienten-
schätzungen führt. Die oben angestellten Überlegungen zu den (möglicher-
weise) unterschiedlichen Konsequenzen eines vergleichsweise hohen 
Gewerbesteuerhebesatzes in Abhängigkeit von der damit gegebenenfalls 
verbundenen unterschiedlich guten Ausstattung der Regionen mit (aus der 
Sicht eines Betriebes kostensenkenden) öffentlichen Infrastruktureinrichtun-
gen, für die im empirischen Modell aus Mangel an entsprechenden Informa-
tionen nicht explizit kontrolliert werden kann, verdeutlichen die Relevanz 
dieser methodischen Überlegungen im hier betrachteten Kontext. Das empi-
rische Modell wird daher um einen Satz entsprechender Regionsdummies 
ergänzt, wobei auch über Schätzungen ohne diese Dummies berichtet wird, 
um zu zeigen, in welchem Ausmaß sich Vorzeichen, Größenordnung und 
ausgewiesene statistische Signifikanz der übrigen geschätzten Koeffizienten 
durch die Kontrolle für unbeobachtete Regionsheterogenität verändern. 

5. Ergebnisse der ökonometrischen Untersuchung 

Für die empirische Untersuchung der Bestimmungsgründe der interregio-
nalen und intertemporalen Variation der Betriebsschließungsintensitäten in 
niedersächsischen Raumordnungsregionen wird ein drei stufiges Vorgehen 
gewählt: 

In einem ersten Schritt wird ein Modell auf der Basis der über die 16 
Regionen und 13 Jahre gepoolten Daten geschätzt. Hierfür wird die ein-
fache Methode der kleinsten Quadrate (OLS) verwendet, wobei wegen der 
bei Arbeiten mit Querschnittsdaten häufig auftretenden Heteroskedastie die 
t-Werte auf der Basis einer heteroskedastie-konsistent geschätzten Kovari-
anzmatrix (White-Methode) berechnet werden. Außerdem wird mit drei 
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Varianten des RESET-Tests geprüft, ob die Nullhypothese einer korrekten 
linearen Spezifikation des Modells abzulehnen ist. Hierbei wird das Modell 
um die zweite, zweite und dritte bzw. zweite, dritte und vierte Potenz der 
geschätzten endogenen Variable erweitert und geprüft, ob die geschätzten 
Koeffizienten dieser Testgrößen signifikant von Null verschieden sind, was 
auf das Vorliegen nicht-linearer Zusammenhänge hinweist. Um zu prüfen, 
ob unbeobachtete regionale Heterogenität eine Rolle spielt und wie sich die 
Ergebnisse durch die Einbeziehung von für diese kontrollierende Regions-
Dummies auf die Schätzergebnisse auswirkt, wird das empirische Modell 
sowohl mit als auch ohne einen Satz Regionsdummies geschätzt. Die 
Ergebnisse finden sich in den Spalten 1 und 2 der Tabelle 7. 

Tabelle 7 
Ergebnisse der ökonometrischen Untersuchung 

Endogene Variable Schließungsintensität 
[Methode] 

Exogene Variable [OLS] [OLS] [LMS/RLS] [LMS/RLS] 

Konstante ß -0.730 1.663 0.190 -0.074 
t -0.74 0.37 0.30 -0.01 

Anteil Beschäftigte ß 0.060 0.075 0.031 -0.009 
in Kleinbetrieben t 3.38** 1.74 2.86** -0.31 
Gründungsintensität ß 0.221 0.386 0.614 0.619 

t 0.58 1.28 3.09** 3.14** 
Lohnniveau ß -0.019 0.029 -0.009 -0.006 

t -1.12 1.15 -0.73 -0.38 
Gewerbesteuersatz ß 0.005 -0.007 0.002 0.001 

t 1.93 -0.48 1.04 0.17 
Wachstumsrate des ß -0.017 -0.044 -0.019 -0.039 
realen BSP (Lag: 1) t -0.41 -1.08 -0.74 -1.36 

Fixe Regionaleffekte nein ja nein ja 

Bestimmtheitsmaß R2 0.156 0.254 0.235 0.332 
korrigiertes R2 0.136 0.174 0.214 0.254 
Fallzahl 208 208 191 191 

RESET Spezifikat.-Test 
RESET (2) 3.165 0.279 5.681 * 2.037 
RESET (3) 2.120 0.156 3.397* 1.170 
RESET (4) 2.233 0.106 3.171* 1.031 

Anm.: ß = geschätzter Regressionskoeffizient 
I = I-Wert, berechnet mit White's heteroskedastie-konsistentem Kovarianzmatrix-Schätzer 
*(**) = signifikant ftir a = 0.05 (0.01) 

Die geschätzten Koeffizienten der fixen RegionaIeffekte sind aus Platzgrtinden nicht mit abgedruckt. Zur 
Erläuterung der Variablen sowie der Schätz- und Testverfahren vgl. Text. 
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Ein F-Test der Nullhypothese, daß die Regionseffekte keine Rolle spie-
len, lehnt diese auf einem Fehlerniveau von deutlich unter ein Prozent ab; 
das Modell ohne die Regionsdummies ist also fehlspezifiziert, seine Ergeb-
nisse können nicht interpretiert werden und sollen lediglich als Vergleichs-
größen dafür herangezogen werden, welche Bedeutung eine Kontrolle für 
unbeobachtete Regionsheterogenität bzw. ein (unberechtigter!) Verzicht 
hierauf hat. 

Nach den Ergebnissen der OLS-Schätzung des Modells mit fixen Regi-
onseffekten, dessen lineare Spezifikation von keiner der drei Varianten des 
RESET-Tests auf einem üblichen Signifikanzniveau von fünf Prozent abge-
lehnt wird, haben sowohl der Anteil der Beschäftigten in Kleinbetrieben als 
auch die Gründungsintensität den erwarteten die Schließungsintensität erhö-
henden Einfluß, während eine bessere gesamtwirtschaftliche konjunkturelle 
Situation erwartungsgemäß die Schließungsintensität senkt. Allerdings ist 
von diesen drei genannten Koeffizienten auf einem üblichen Fehlerniveau 
keiner statistisch von Null verschieden, so daß diese Einflüsse nicht signifi-
kant sind. Insignifikant sind auch die geschätzten Koeffizienten für das 
Lohnniveau und den Gewerbesteuersatz. 

Ein Vergleich der Ergebnisse der Schätzungen aus dem Modell mit fixen 
Regionaleffekten und aus dem (fehlspezifizierten !) Modell ohne diese Kon-
trolle für unbeobachtete Heterogenität zeigt, daß ein Verzicht auf Regions-
dummies in die Irre führt: Sowohl die aus den Ergebnissen der Spalte 1 der 
Tabelle 7 abzuleitende Folgerung eines signifikant positiven Einflusses des 
Anteils der in Kleinbetrieben tätigen Personen als auch der hiernach 
(nahezu auf einem Fehlerniveau von fünf Prozent statistisch signifikante) 
festzustellende positive Einfluß des Gewerbesteuerhebesatzes auf die 
Schließungsintensität ist nicht haltbar. Dies zeigt deutlich, daß in Untersu-
chungen interregionaler Unterschiede von Schließungsintensitäten die Kon-
trolle unbeobachteter Regionsheterogenität durch fixe Effekte nicht ver-
nachlässigt werden darf. Die Ergebnisse der von AudretschlFritsch (1992, 
1993) für Schließungsraten in Raumordnungsregionen der Bundesrepublik 
Deutschland vorgelegten Studien können daher solange nicht akzeptiert 
werden, wie nicht gezeigt ist, daß sie auch auf der Basis gepoolter Daten 
und bei Kontrolle für fixe Regionaleffekte Bestand haben. 

Insgesamt gesehen kann aber auch das hier geschätzte Modell mit fixen 
Regionaleffekten nicht überzeugen, da keiner der explizit berücksichtigten 
Einflußfaktoren statistisch signifikant ist. Ein erneuter Blick auf die in 
Tabelle 3 abgedruckten Werte der Schließungsintensitäten zeigt einen hier-
für möglicherweise zumindest mit verantwortlichen Grund: Es fällt auf, daß 
in einzelnen Regionen für einzelne Jahre sehr hohe Werte auftreten, wobei 
sich diese weder auf bestimmte Regionen noch auf bestimmte Jahre kon-
zentrieren. So beträgt z.B. die Schließungsintensität in der Region 3 im 
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Jahr 1982 4.67%, was mehr als das Dreifache des Mittelwertes der Inten-
sitäten über alle Regionen dieses Jahres und mehr als das Doppelte des 
Durchschnittswertes der für diese Region ermittelten Intensitäten über die 
betrachteten Jahre ist. Ähnliche extreme Beobachtungen finden sich z.B. 
für die Region 6 im Jahr 1986, 1991 für Region 4 oder 1983 für Region 9. 
Weder die für alle Regionen identische gesamtwirtschaftliche konjunktu-
relle Entwicklung eines Jahres noch die über die Zeit konstanten fixen 
Regionseffekte können ihrer Konstruktion nach diese Besonderheiten in ein-
zelnen Jahren in einzelnen Regionen erklären; dies gilt auch für die zwar 
über die Jahre und die Regionen variierenden, sich jedoch von Jahr zu Jahr 
eher langsam ändernden übrigen Variablen. Anders formuliert: Die Modell-
variablen sind über Zeit und Raum nicht variabel genug, um diese starken 
Ausschläge der Schließungsintensitäten zu erklären, hinter denen sich z. B. 
spektakuläre Zusammenbrüche eines Großbetriebes verbergen können. Dies 
kann auch gar nicht Zweck eines empirischen Modells sein, bei dem es ja 
um die Identifikation der für die Masse der Jahre und Regionen zur Erklä-
rung der Unterschiede in den Schließungsintensitäten relevanten Einfluß-
faktoren geht. Spektakuläre Einzelfälle wie die Schließung eines großen 
Werkes lassen sich nur durch Rückgriff auf Einzelinformationen in Fallstu-
dien untersuchen, wobei es hier aus Datenschutzgründen allerdings noch 
nicht einmal möglich ist zu prüfen, ob die beoachteten hohen Schließungs-
intensitäten durch solchen Ereignisse verursacht wurden. 

Selbst wenn man aber akzeptiert, daß es nicht Aufgabe eines empirischen 
Modells sein kann, neben dem Druchschnitt auch die Besonderheiten ein-
zelner Regionen und Jahre zu erklären, so bleibt zu beachten, daß die 
Ergebnisse einer mit OLS vorgenommenen Modellschätzung von dem Vor-
handensein solcher "Ausreißer" im Datensatz in beliebigem Umfang beein-
flußt werden können. Anders formuliert: Das geschätzte Modell kann für 
den Großteil der Fälle geltende Zusammenhänge auch dann nicht identifi-
zieren, wenn es diese Zusammenhänge gibt, da die Schätzergebnisse durch 
die Sonderfälle dominierend geprägt werden. Eine einzige stark von ande-
ren Jahren und Regionen abweichende Beobachtung kann dazu führen, daß 
die Modellschätzung "zusammenbricht". Dies ist eine Eigenschaft des 
Schätzverfahrens OLS, deren negative Konsequenzen durch die Verwen-
dung eines gegen die Präsenz von Ausreißern robusten Schätzververfahrens 
vermieden werden können. 

In einem zweiten Schritt wird daher das empirische Modell (zunächst in 
der Variante ohne die fixen Regionaleffekte ) mit Least Median of Squares 
und Reweighted Least Squares (LMS/RLS) geschätzt. Hierbei wird 
zunächst durch die Minimierung des Medians der quadrierten Residuen 
(anstelle ihrer Summe wie bei OLS) eine Identifikation von Ausreißern 
ermöglicht, die "weit weg" von der Masse der Beobachtungen liegen, um 
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dann anschließend das Modell ohne diese Ausreißerwerte erneut zu schät-
zen (vgl. Rousseeuw/Leroy 1987). LMS identifiziert 17 der 208 Werte der 
Schließungsintensitäten als Ausreißer (dies sind die Werte 1979/15, 1982/3, 
198312,9,12, 1984/6, 1985/3,8,9, 1986/6,9, 1987/11, 1988/4, 1989/3,6, 1990/ 
3, 1991/4); viele - aber nicht alle! - dieser Werte sind vergleichsweise 
hoch, aber nicht alle vergleichsweise hohen Werte stellen Ausreißer dar. 
Eine Häufung von Ausreißern in einzelnen Regionen oder Jahren ist hierbei 
nicht festzustellen. Die Ergebnisse der Schätzung des Modells auf der Basis 
der um die Ausreißer bereinigten Daten findet sich in Spalte 3 der Tabelle 
7. Dieses Modell ist jedoch fehlspezifiziert, wie ein Test auf fixe Regional-
effekte und die Tests auf eine korrekte lineare Spezifikation (RESET-Tests) 
zeigen. Auf die Ergebnisse soll daher hier auch nicht weiter eingegangen 
werden. 

In einem dritten und letzten Schritt wird daher das Modell mit fixen 
Regionaleffekten auf der Basis der um die von LMS identifizierten Ausrei-
ßer bereinigten Daten geschätzt. Die Ergebnisse sind in der vierten Spalte 
der Tabelle 7 abgedruckt. Es zeigt sich, daß die Nullhypothese einer kor-
rekten linearen Spezifikation von keiner der drei Varianten der RESET-Pro-
zedur auf einem üblichen Fehlerniveau abgelehnt wird. Aus den Schätz-
ergebnissen läßt sich folgern, daß die Schließungsintensität um so höher ist, 
je höher die Gründungsintensität in einer Region ist, während weder für 
den Anteil der Beschäftigten in Kleinbetrieben noch für das Lohnniveau 
noch für den Gewerbesteuersatz ein Einfluß auf die Schließungsintensität 
zu erkennen ist; wie erwartet fällt in Zeiten einer positiven gesamtwirt-
schaftlichen konjunkturellen Tendenz der Arbeitsplatzabbau durch Betriebs-
schließungen niedriger aus, wobei dieser Zusammenhang aber statistisch 
nicht auf einem üblichen Fehlerniveau als gesichtert gelten kann. 

6. Schlußfolgerungen 

In der vorliegenden Untersuchung werden regionale Unterschiede bei 
Schließungen von Industriebetrieben und die damit verbundenen Arbeits-
platzverluste für 16 niedersächsische Raumordnungsregionen in den Jahren 
von 1979 bis 1992 ermittelt. Im Durchschnitt schließen etwa zwischen vier 
und fünf Prozent aller Industriebetriebe pro Jahr in jeder Region, wobei es 
in einzelnen Jahren erhebliche interregionale Unterschiede in diesen Schlie-
ßungsraten gibt. Die Schließungsintensitäten, die die Anzahl der in 
geschlossenen Betrieben verlorenen Arbeitsplätze als Prozentsatz aller Indu-
striearbeitsplätze messen, liegen im Mittel über die Regionen in den 
betrachteten Jahren zwisc:hen rund einem und zwei Prozent, wobei es aus-
geprägte Unterschiede zwischen den Regionen und zahlreiche extreme 
Werte in einzelnen Regionen und Jahren gibt. 

10 Tod! 
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Die interregionalen und intertemporalen Unterschiede der Schließungsin-
tensitäten werden in einem ökonometrischen Modell untersucht, wobei sich 
zeigt, daß sowohl die Kontrolle für unbeobachtete regionale Heterogenität 
durch fixe Regionaleffekte als auch die Identifikation von Ausreißern mit 
Hilfe eines robusten Schätzverfahrens erforderlich ist. Dies verdeutlicht, 
daß Untersuchungen zu Schließungsintensitäten nicht auf Querschnittsdaten 
aus einem Jahr, sondern auf über Regionen und Jahre gepoolte Paneldaten 
zurückgreifen müssen, wie dies hier zum ersten Mal für bundesrepublikani-
sche Daten getan wird. 

Als Ergebnis läßt sich festhalten, daß die Schließungsintensität in einer 
Region um so höher ausfallt, je höher die Gründungsintensität, d.h. der 
Beschäftigtenanteil in neuen Betrieben mit weniger als 50 tätigen Personen, 
ist. Dies kann einerseits mit der hohen "Säuglingssterblichkeit" neugegrün-
deter Betriebe und andererseits mit einer Verdrängung von alten durch neue 
Produzenten zusammenhängen. Weder für den Anteil von Beschäftigten in 
Kleinbetrieben noch für das regionale Lohnniveau noch für die Höhe der 
Gewerbesteuersätze ist ein Zusammenhang mit den Schließungsintensitäten 
erkennbar. In Zeiten einer vergleichsweise guten gesamtwirtschaftlichen 
Konjunktur fallen die Schließungsintensitäten erwartungsgemäß geringer 
aus; allerdings kann dieser Zusammenhang nicht als signifikant angesehen 
werden. 

Die ökonometrische Untersuchung läßt eine ganze Reihe von Fragen 
unbeantwortet. Zunächst einmal bleibt offen, was sich hinter den "unbeob-
achteten fixen Regionaleffekten" verbirgt, die eine wichtige Rolle spielen. 
Hierbei kann es sich um schwer zu erfassende und eher vage Konstrukte 
wie ein "wirtschaftsfreundliches Klima" handeln, es können aber auch im 
empirischen Modell nicht erfaßte weitaus konkretere Größen wie die Indu-
striestruktur sein. Darüber hinaus können Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Firmen von entscheidender Bedeutung dafür sein, ob ein Betrieb 
schließt oder nicht. Zu denken ist hierbei z.B. an zwischenbetriebliche 
Unterschiede bei der Entwicklung neuer Produkte oder dem Einsatz neuer 
Produktionsverfahren und an unterschiedliche Managementstrategien. Es ist 
daher die Frage "Who exits and why?" (AcslAudretsch 1993) zu untersu-
chen und dabei zu klären, welche regionalen Einflußfaktoren neben 
betriebs- und industriespezifischen Ursachen hierbei eine Rolle spielen, 
warum sich relative Arbeitsplatzverluste durch schließende Betriebe also 
nicht gleichmäßig im Raum verteilen. 

Zur Untersuchung dieser weiterführenden Fragen können allerdings die 
Daten aus den Erhebungen der amtlichen Industrieberichterstattung nicht 
herangezogen werden: Einerseits ist eine gleichzeitige Aufgliederung der 
Schließungen nach Regionen und Industriezweigen wegen der damit in 
vielen Fällen zwangsläufig verbundenen Möglichkeit einer Identifikation 
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von Einzelangaben aus Datenschutzgründen unzulässig, andererseits fehlen 
in diesen Erhebungen Informationen zu (vermutlich) mit entscheidenden 
Bereichen der Firmenstrategie wie z. B. dem Innovationsverhalten. Um 
diese Informationslücken zu schließen, müssen entsprechende Firmenpanel-
daten erhoben werden. Projekte hierzu beginnen zur Zeit in Deutschland -
bis jedoch Informationen über einen hinreichend langen Zeitraum vorlie-
gen, werden noch sehr viele Arbeitsplätze durch Betriebsschließungen ver-
loren gehen, ohne daß abgesicherte Aussagen über die hierbei zu beobach-
tenden regionalen Unterschiede möglich sind. 
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Anhang: Zu den Daten 

Schließungsraten und Schließungsintensitäten wurden mit Betriebsdaten aus Er-
hebungen der amtlichen Industrieberichterstattung berechnet. Die Daten liegen in 
Form eines sämtliche niedersächsische Industriebetriebe für den Zeitraum 1978 bis 
1992 umfassenden Paneldatensatzes im Niedersächsischen Landesamt für Statistik 
vor. 

Der Anteil der in Kleinbetrieben tätigen Personen wurde aus dem o. a. Paneldaten-
satz berechnet, wobei "Kleinbetriebe" als Betriebe mit weniger als 50 tätigen Perso-
nen definiert sind. 

Die Gründungsintensität wurde ebenfalls auf der Basis des o.a. Paneldatensatzes 
berechnet; eine ausführliche Darstellung der Methodik findet sich in Ger/achl 
Wagner (1993b). 

Gewerbesteuerhebesätze wurden nach Angaben in verschiedenen Ausgaben des 
vom Niedersächsischen Institut für Wirtschaftsforschung (NIW) publizierten Regio-
nalberichts berechnet. 

Das regionale Lohnniveau ist der durchschQittliche Stundenlohnsatz für Arbeiter, 
der sehr hoch positiv mit den entsprechenden durchschnittlichen Angestelltengehäl-
tern korreliert ist; die Werte wurden nach den Angaben in den NIW-Regionalberich-
ten berechnet. Da in der Region 14 das Volkswagenwerk von dominierender Bedeu-
tung ist, sind aus Datenschutzgründen keine publizierten Lohnangaben verfügbar; 
hier wurde ein Wert verwendet, der nach Angaben des Volkswagenwerkes Wolfs-
burg geschätzt wurde. 

Die Werte der Wachstumsrate des realen Bruttosozialprodukts der Bundesrepublik 
Deutschland wurden aus der Tabelle 26 des Jahresgutachtens 1992/93 des Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Deutscher 
Bundestag, Drucksache 12/3744) entnommen. 
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Betriebsgründungen und 
regionale Arbeitsplatzentwicklung 

Von Michael Fritsch, Freiberg 

Abstract 

In dem Aufsatz wird der Zusammenhang zwischen den regionalen Neugründungs-
aktivitäten und der Arbeitsplatzentwicklung während der nachfolgenden Jahre für 
die Raumordnungsregionen Westdeutschlands analysiert. Es zeigt sich, daß die 
Anzahl der in einer Region stattfindenden Gründungen relativ stark durch die dort 
vorhandene Branchenstruktur bestimmt ist, so daß es sich als sinnvol1 erweist, eine 
um diesen Brancheneinfluß bereinigte Gründungsrate zu bilden. Die bereinigten 
Gründungsraten weisen ein klares Zentrum-Peripherie-Gefäl1e auf. Insgesamt ergibt 
sich ein nur schwach ausgeprägter positiver Zusammenhang zwischen dem Niveau 
der regionalen Gründungsaktivitäten und der Beschäftigungsentwicklung, wobei 
offenbar insbesondere die Gründungen im Industriesektor von Bedeutung sind. 

1. Problemstellung* 

Es erscheint unmittelbar plausibel, daß Betriebsgründungen zur wirt-
schaftlichen Expansion beitragen und somit auch die Entwicldung der 
betreffenden Region in positiver Weise beeinflussen. Schließlich bedeutet 
die Errichtung eines Betriebes ja die Aufnahme wirtschaftlicher Aktivität, 
was sich in der einen oder anderen Form in der Regionalentwicldung nie-
derschlagen müßte. So wird denn auch die Förderung von Gründungen all-
gemein als ein wesentliches Mittel zur Stimulierung wirtschaftlicher Ent-
wicklung angesehen. Erstaunlicherweise ist der Beitrag von Gründungen 
zur Regionalentwicldung bisher allerdings kaum empirisch untersucht 
worden, so daß nur sehr spärliche Informationen darüber vorliegen, welcher 
Stellenwert ihnen tatsächlich zukommt. 

Im folgenden wird der Bedeutung von Betriebsgründungen für die Regio-
nalentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland nachgegangen. Zunächst 
resümiert Abschnitt 2 wesentliche Hypothesen und die bisherige empirische 
Evidenz. Aufbauend auf einer Beschreibung der Datenbasis (Abschnitt 3) 

* Ich danke Kerstin Ulbricht für ihre engagierte und kompetente Unterstützung 
bei der Bewältigung der umfangreichen EDV-Arbeiten. 
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werden in Abschnitt 4 alternative Vorgehensweisen bei der Bildung einer 
regionalen Gründungsrate diskutiert. Abschnitt 5 vergleicht die verschiede-
nen Gründungsraten. Nach einem kurzen Überblick über räumliche Unter-
schiede des Gründungsgeschehens in Westdeutschland im Zeitraum 1986-
89 (Abschnitt 6) wird dann der Zusammenhang zwischen Gründungsaktivi-
täten und Regionalentwicklung analysiert (Abschnitt 7). 

2. Hypothesen und bisherige empirische Evidenz 

Daß zwischen Gründungen und Regionalentwicklung ein pOSItiver 
Zusammenhang besteht, ist weitgehend unbestritten. Unklar ist allerdings, 
wie groß dieser Beitrag der Gründungen im Vergleich zu anderen Kompo-
nenten der Arbeitsplatzdynamik - etwa der Entwicklung etablierter Betriebe -
ausfällt. Es gibt eine Reihe von Argumenten, die an einem hohen Stellen-
wert der Gründungen für die Regionalentwicklung zweifeln lassen: 
• Erstens scheitern viele Unternehmensgründungen bereits nach relativ 

kurzer Zeit, so daß sie nur einen temporären Beitrag zur Regionalent-
wicklung leisten. I 

• Zweitens weist eine Reihe empirischer Untersuchungen darauf hin, daß 
nur ein sehr geringer Anteil der Gründungen in wesentlichem Ausmaß 
zusätzliche Arbeitsplätze schafft (vgl. Fritsch 1990a, König 1994, 
Storey/Johnson 1987). 

• Drittens ist der Einfluß von Gründungen auf die Regionalentwicklung 
auch davon abhängig, ob ein erfolgreicher Marktzutritt von Newcomern 
den Marktaustritt etablierter Konkurrenten erzwingt bzw. inwieweit der 
Marktzutritt vor allem durch die Auslagerung bestimmter Aktivitäten 
(und somit Arbeitsplätze) aus etablierten Unternehmen auf die neuen 
Anbieter ermöglicht wird (ausführlicher hierzu Fritsch 1990b). Stellen 
die Gründungen primär Ausfluß einer solchen Reorganisation dar und 
sind derartige Veränderungen der zwischenbetrieblichen Arbeitsteilung 
mit Einsparungseffekten verbunden, dann könnte (kurz- und mittelfristig) 
auch ein negativer Zusammenhang zwischen Gründungen und Arbeits-

1 Interessant sind in diesem ZusanImenhang etwa die Ergebnisse einer Untersu-
chung von BoerilCramer (1991) für die Bundesrepublik Deutschland. Boeri/Cra-
mer verfolgen die Beschäftigungsentwicklung in Gründungskohorten über einen 
Zeitraum von bis zu zehn Jahren und stellen fest, daß die Zahl der Arbeitsplätze in 
den neugegründeten Betrieben am Ende der Analyseperiode z. T. geringer ist als im 
Jahr der Gründung; im ersten Jahr nach der Gründung erreicht die Zahl der Arbeits-
plätze ihr Maximum. Die Abnahme der Beschäftigtenzahl in der Gründungskohorte 
ist vor allem durch Stillegungen bedingt. Nach den Ergebnissen von BoerilCramer 
(1991) überleben nur gut 40% der Betriebe einen Zeitraum von zehn Jahren; die 
überlebenden Neugründungen haben dann im Durchschnitt 6,1 Beschäftigte. 
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platzentwicklung bestehen. Langfristig sind eher positive Wirkungen 
eines derartigen Reorganisationsprozesses zu erwarten, da die Rationali-
sierungseffekte zu einer Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und, sei 
es, zu einer Vermeidung von (noch) stärkeren Arbeitsplatzverlusten 
führen. 

• Viertens schließlich kann es für das Ausmaß der durch Gründungen ausge-
lösten regionalen Arbeitsplatzeffekte von entscheidender Bedeutung sein, 
- inwieweit die neuen Betriebe Vorleistungen aus der Region beziehen, 
- in welchem Umfang sie Inputs für die regionale Wirtschaft bereitstel-

len, die vorher von regionsexternen Anbietern bezogen wurden bzw. 
- ob sich ihre Existenz auf andere Weise - etwa durch Verstärkung von 

Agglomerationsvor- oder -nachteilen - auf die Regionalwirtschaft aus-
wirkt? 

Während die ersten beiden Einwände die direkten Beschäftigungseffekte, 
nämlich die in den neu gegründeten Betrieben entstehenden Arbeitsplätze, 
betreffen, beziehen sich die beiden letztgenannten Argumente auf Wirkun-
gen, die indirekter Natur sind. Alle diese Überlegungen deuten darauf hin, 
daß es wohl sehr stark von der Art der neuen Unternehmen abhängt, inwie-
weit sie positiv zur regionalen Beschäftigungsentwicklung beitragen. 3 

Bislang liegen nur relativ wenige empirische Analysen des Beitrages von 
Gründungen zur Regionalentwicklung vor. Dies ist sicherlich zu einem 
ganz wesentlichen Teil durch die Datenlage bedingt, denn nur für wenige 
Länder sind (häufig erst seit kurzer Zeit) einigermaßen vollständige Infor-
mationen über die Anzahl der Gründungen differenziert nach Regionen 
verfügbar. Ein schwerwiegendes Defizit fast aller dieser Untersuchungen 
besteht darin, daß sie sich darauf beschränken, den direkten Beitrag der 
Gründungen zur Beschäftigungsentwicklung zu ermitteln, dabei aber die 
indirekten Effekte vollkommen vernachlässigen. Die verschiedenen Unter-
suchungen zu den direkten Beschäftigungseffekten von Gründungen 
kommen - je nach Untersuchungsregion, sektoraler Abgrenzung und Analy-
sezeitraum - zu teilweise recht unterschiedlichen Ergebnissen. Während 
beispielsweise Birch (1979) in seiner berühmten Untersuchung für die USA 

2 Anhand der interregionalen Lieferverflechtung läßt sich auch ein Fall konstruie-
ren, in dem die Gründungen zu regionalen Arbeitsplatzverlusten führen. Insgesamt 
negative Arbeitsplatzeffekte können dann eintreten, wenn die Newcomer eine rela-
tiv geringe Fertigungstiefe aufweisen, große Mengen von Vorleistungen aus anderen 
Regionen beziehen und gerade solche etablierten Betriebe verdrängen, die durch 
eine vergleichsweise hohe Fertigungstiefe gekennzeichnet sind und ihre Vorleistun-
gen überwiegend aus der Region erhalten. 

3 Siehe zu entsprechenden empirischen Befunden Brüderl/Bühler/Ziegler (1993) 
sowie auch Baumol (1990). 
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einen deutlich ausgeprägten positiven Zusammenhang zwischen den durch 
Betriebsgründungen geschaffenen Arbeitsplätzen und der regionalen 
Beschäftigungsentwicklung ermittelte, deuten andere Analysen (etwa Boeril 
Cramer 1992, Cramer/Koller 1988, Dunne/Roberts/Samuelson 1989, Ger-
lach/Wagner 1993 und 1994, König 1994) darauf hin, daß die direkten 
Arbeitsplatzeffekte derjenigen Betriebe, die über die gesamte Untersu-
chungsperiode vorhanden sind (sogenannte "survivor"-Betriebe), häufig 
stärker ausfallen als die Arbeitsplatzeffekte der Neugründungen. Meist steht 
der Anzahl der Gründungen während einer Periode eine ähnlich hohe 
Anzahl an Stillegungen gegenüber, so daß der entsprechende Saldo relativ 
gering ausfällt.4 Auch die Arbeitsplatzzuwächse in neugegründeten Betrie-
ben werden vielfach durch negative Beschäftigungswirkungen von Still-
legungen in etwa kompensiert. 

Eingehende Analysen des Zusammenhanges zwischen Betriebsgründun-
gen und der regionalen Beschäftigungsentwicklung unter Berücksichtigung 
möglicher indirekter Effekte wurden erst vor kurzem, und m. W. erstmalig, 
von Reynolds (1994) bzw. Reynolds/Maki (1990) vorgelegt. Diese Untersu-
chung für die USA kommt zu dem Ergebnis, daß die Gründungsrate 
(Anzahl der Neugründungen dividiert durch die Anzahl der bereits ansässi-
gen Betriebe) in einem positiven statistischen Zusammenhang mit dem 
Wachstum während der nachfolgenden Jahre steht. Allerdings sind nicht 
unerhebliche Unterschiede in der Stärke dieses Zusammenhanges zwischen 
den einzelnen Analyseperioden zu verzeichnen. 

3. Datenbasis 

Den nachfolgend präsentierten Analysen liegen Daten über die Betriebs-
gründungen in den Raumordnungsregionen Westdeutschlands während der 
Jahre 1986 - 89 zugrunde. Diese Angaben wurden aus der in eine Betriebs-
datei transformierten Statistik der sozial versicherungspflichtig Beschäftigten 
(im folgenden: Beschäftigtenstatistik) generiert. Die Beschäftigtenstatistik 
enthält für jeden Betrieb eine Betriebsnummer; Informationen über Grün-
dungen lassen sich aus dieser Statistik insofern generieren, als man neu 
erscheinende Betriebsnummern als neue Betriebe interpretiert (ausführlicher 
hierzu Fritsch/König/Weißhuhn 1994). 

Eine solche Interpretation ist allerdings nicht ganz unproblematisch. So 
kann etwa der Fall eintreten, daß ein Betrieb im Rahmen einer Reorganisa-
tion, einer Übernahme oder einer Umgründung eine neue Nummer erhält, 
obwohl er mehr odet weniger unverändert weiterbesteht. Eine gewisse 

4 Siehe zum Zusammenhang zwischen Gründungen und Stillegungen eramer/ 
Koller (1988) sowie Audretsch/Fritsch (1994c). 
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Ungenauigkeit ist auch dadurch bedingt, daß die Statistik nur Betriebe mit 
mindestens einem sozial versicherungspflichtig Beschäftigten erfaßt und 
daher keine Firmen enthält, die ausschließlich aus dem Gründer und even-
tuell mithelfenden Familienangehörigen bestehen. Somit fehlt in dem 
Datensatz zwar ein, gemessen an der Anzahl sämtlicher Gründungen, ver-
mutlich nicht unerheblicher Anteil der Gründungen; allerdings handelt es 
sich dabei um genau diejenigen Kleinstunternehmen, die nur in sehr gerin-
gem Maße zur Arbeitsplatzentwicklung beitragen. Daraus, daß ein Betrieb 
erst dann in der Statistik erscheint, sobald der erste sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte dort tätig ist (und somit ein zusätzlicher Arbeitsplatz 
erzeugt wird), resultiert u. U. auch eine falsche zeitliche Zuordnung der 
Gründung. 

Zur Identifikation der Gründungen wurden zunächst diejenigen Betriebe 
ermittelt, welche während des Zeitraums 1986 - 89 neu in der Statistik 
erscheinen. Es gibt nun eine Reihe von Fällen, in denen ein bestimmter 
Betrieb nur ein einziges Mal auftaucht. Hierbei dürfte es sich im wesentli-
chen entweder um fehlerhafte Angaben oder um solche Gründungen han-
deln, welche bereits während der allerersten Phase scheitern und denen das 
Etablieren dauerhafter Kontakte zu Abnehmern bzw. Zulieferern mißlingt. 
Um zumindest grobe Verzerrungen durch Fehler bzw. zweifelhafte Fälle 
auszuschließen, wurden nur solche in einem bestimmten Jahr erstmalig auf-
tauchenden Betriebsnummern als "Gründung" gewertet, welche auch noch 
im jeweils darauffolgenden Jahr im Datensatz enthalten waren. 

Betrachtet man die Größenstruktur (Beschäftigtenzahl) der so ermittelten 
Gründungen, so zeigt sich, daß der ganz überwiegende Teil dieser Betriebe 
außerordentlich klein ist: Deutlich mehr als 80% haben weniger als zehn 
und gut 90% haben weniger als 50 Beschäftigte. Die Beschäftigtenstatistik 
enthält aber auch eine Anzahl von neuen Betrieben, welche bereits von 
Beginn an mehrere hundert Beschäftigte aufweisen. Hierbei dürfte es sich 
ganz überwiegend entweder um Umgründungen, um die Errichtung von 
Zweigbetrieben durch Großunternehmen oder um solche (seltenen) Fälle 
handeln, in denen vorhandene Betriebe aus "buchungstechnischen" Gründen 
aufgespalten und unter separaten Nummern geführt werden. Da es hier 
weniger um Zweigbetriebs-Gründungen, sondern vor allem um die Grün-
dung neuer Unternehmen gehen soll, und neue Unternehmen bekanntlich in 
der Regel klein beginnen, bleiben im folgenden neue Betriebe, die zwei 
Jahre nach dem erstmaligen Erscheinen in der Beschäftigtenstatistik 50 und 
mehr Beschäftigte aufweisen, ausgeschlossen. Neugründungen sind hier 
also Betriebe, die erstmalig in der Beschäftigtenstatistik erscheinen, auch 
noch im darauffolgenden Jahr enthalten sind und im zweiten Jahr weniger 
als 50 Beschäftigte aufweisen. Das räumliche Raster für die nachfolgend 
dargestellten Analysen stellen "Raumordnungsregionen" in der Abgrenzung 
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und Typisierung der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raum-
ordnung (Bonn) dar. 

4. Alternative Vorgehensweisen 
bei der Bildung einer Gründungsrate 

Da Regionen in der Regel deutliche Unterschiede hinsichtlich ihres 
jeweiligen wirtschaftlichen Potentials (z.B. Zahl der Betriebe und Beschäf-
tigten) aufweisen, stellt die absolute Anzahl der Gründungen keinen sinn-
vollen Indikator für interregionale Vergleiche des Gründungsgeschehens 
bzw. der Gründungsneigung dar, sondern es muß eine Gründungsrate gebil-
det werden. Für die Bildung einer solchen Gründungsrate bestehen nun eine 
ganze Reihe von Alternativen, die einmal die Erfassung der Gründung 
selbst (Punkt 4.1), zum zweiten die Wahl der Bezugsgröße (Punkt 4.2) 
sowie drittens schließlich die Berücksichtigung von Einflüssen der regiona-
len Branchenstruktur betreffen (Punkt 4.3). 

4.1 Die Erfassung der Gründungen 

Was die Gründungen selbst angeht, so kann man sie einmal mit ihrer 
Anzahl, zum anderen auch mit ihrer Größe (i.d.R. Beschäftigtenzahl) erfas-
sen. Eine Gewichtung der Gründungen mit ihrer jeweiligen Größe bringt 
verschiedene Probleme mit sich. Erstens ist es mit sehr hohen Anforderun-
gen an die Datenbasis verbunden, nicht nur Gründungen eindeutig zu iden-
tifizieren, sondern auch noch zuverlässige Informationen über deren Größe 
zu bieten. Da eine Reihe von Neugründungen sich während der ersten Zeit 
ihrer Existenz relativ dynamisch entwickeln, ist zweitens der Zeitpunkt, zu 
dem die Größe gemessen wird, in Relation zum Zeitpunkt der Gründung 
festzulegen. Um solche Probleme zu umgehen, wird im folgenden immer 
auf die Anzahl der Gründungen und nicht auf ihre Größe abgestellt.5 

4.2 Die Bezugsgröße : 
"Arbeitsmarkt-" und "betriebsökologischer" Ansatz 

Auch was den Nenner der Gründungsrate angeht, bestehen Alternativen. 
Zum einen kann man die Anzahl der Gründungen bzw. Stillegungen durch 

5 Dies nicht zuletzt auch deshalb, weil es sich bei den auf der Grundlage der 
Beschäftigtenstatistik irrtümlich als Gründungen identifizierten Fällen eher um rela-
tiv große Betriebe handeln dürfte. Gewichtet man die Gründungen mit ihrer Größe, 
so ist die durch Fehler oder durch im Datenmaterial enthaltene Zweifelsfälle be-
wirkte Verfälschung vermutlich sehr viel stärker, als wenn man lediglich auf die 
Anzahl der Gründungen abstellt. 
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die Anzahl der in der betreffenden Region vorhandenen Betriebe dividieren, 
wobei die Gründungsrate dann gewissermaßen einen Indikator für die 
"Fertilität" des vorhandenen Betriebsbestandes darstellt ("betriebsökologi-
scher Ansatz"). Eine andere Möglichkeit besteht darin, die Gründungen auf 
das regionale Arbeitskräftepotential zu beziehen, was man als "Arbeits-
marktansatz" kennzeichnen könnte. Geht man davon aus, daß jeder nicht 
freiwillig arbeitslose Erwerbsfähige vor der Frage steht, entweder einer 
"abhängigen" Beschäftigung nachzugehen (bzw. eine solche "abhängige" 
Beschäftigung zu suchen) oder sich selbständig zu machen (d.h. ein Unter-
nehmen zu gründen), dann stellen die in einer Region vorhandenen 
Erwerbspersonen einen wesentlichen Teil des Potentials an möglichen 
Gründern dar; dies insbesondere auch deshalb, weil - wie diverse empiri-
sche Untersuchungen belegen - für den Schritt in die Selbständigkeit fast 
immer ein Standort in der Nähe des Wohnsitzes des Gründers gewählt wird 
(vgl. etwa Gudgin 1978, O'Farrell 1986). Die entsprechend dem "Arbeits-
marktansatz" formulierte Gründungsrate läßt sich dann als "GTÜndungsnei-
gung" interpretieren; je höher der Wert des Indikators "Anzahl der Grün-
dungen/Anzahl der Erwerbspersonen", desto eher ist damit zu rechnen, daß 
eine Erwerbsperson in der betreffenden Region 'den Schritt in die Selbstän-
digkeit wagt. 

Ob man die Anzahl der Gründungen in einer Region mit der Anzahl der 
bereits ansässigen Betriebe oder mit der Anzahl der Erwerbspersonen 
standardisiert, hat nicht nur Auswirkungen auf die Ergebnisse von Analy-
sen interregionaler Unterschiede des Gründungsgeschehens (siehe hierzu 
AudretschlFritsch 1994a, b), sondern auch auf die Möglichkeiten für sek-
torspezifische Analysen. Während sich nämlich die Gründungsrate entspre-
chend dem "betriebsökologischen" Ansatz ohne weiteres für bestimmte 
Branchen berechnen läßt, indem man die Anzahl der Gründungen in einer 
Branche durch die Anzahl der ansässigen Betriebe der betreffenden Bran-
che dividiert, ist die Branchendifferenzierung der Gründungsrate entspre-
chend dem "Arbeitsmarktansatz" weitaus problematischer. Zwar ist es mög-
lich, die Anzahl der Gründungen in einem bestimmten Wirtschaftszweig 
auf die Anzahl der Beschäftigten in der betreffenden Branche zu beziehen; 
allerdings stellt sich dann das kaum lösbare Problem, die arbeitslosen 
Erwerbsfahigen eindeutig den verschiedenen Branchen zuzuordnen. 6 

6 Es könnte daran gedacht werden, diesen Personenkreis im Sinne einer Nähe-
rungslösung den Branchen entsprechend ihrer Beschäftigtenanteile in der betreffen-
den Region zuzuordnen. Da aber regelmäßig erhebliche Unterschiede in der Be-
schäftigungsentwicklung einzelner Branchen bestehen, die Wirtschaftszweige also in 
ganz unterschiedlichem Ausmaß zur Arbeitslosigkeit beitragen, dürfte ein solches 
Verfahren im Zweifel mit ganz erheblichen Fehlern behaftet sein. 
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4.3 Bereinigung um den Brancheneinfluß 

Die Gründungsraten sind in den einzelnen Branchen in der Regel unter-
schiedlich hoch, was auf eine Reihe von Ursachen wie z. B. divergierende 
allgemeine Nachfrageentwicklung nach den betreffenden Gütern und/oder 
unterschiedlich hohe Marktzugangsbeschränkungen zurückzuführen ist. Aus 
diesem Grunde dürfte auch die Gründungsrate in einer Region insgesamt 
durch die dort vorhandene sektorale Wirtschaftsstruktur geprägt sein: Dem-
entsprechend wäre bei einem relativ hohen Anteil von Betrieben in Bran-
chen, die durch eine hohe Gründungsrate gekennzeichnet sind, auch eine 
überdurchschnittlich hohe regionale Gründungsrate zu erwarten; umgekehrt 
geht ein hoher Anteil an Betrieben in Branchen, die eine unterdurchschnitt-
lich geringe Gründungsrate aufweisen, vermutlich mit einem relativ niedri-
gen Wert der Gründungsrate für die Region insgesamt einher. 

Zur Berücksichtigung solcher Branchenstruktureffekte bietet sich die Bil-
dung einer bereinigten Gründungsrate an, die im Sinne eines Shift-Share-
Ansatzes den Regionalfaktor in bezug auf die Gründungsaktivitäten angibt. 
Um die um den Branchenstruktureffekt bereinigte Gründungsrate zu bestim-
men, müssen zunächst die durchschnittlichen Gründungsraten in den einzel-
nen Wirtschaftszweigen auf gesamtwirtschaftlicher Ebene gebildet werden. 
Da nur der "betriebs ökologische" Ansatz eine sinnvolle Branchendifferenzie-
rung der Gründungsraten zuläßt, ist diese durchschnittliche Gründungsrate als 
"Anzahl der Gründungen! Anzahl der Betriebe" definiert. Anhand dieser 
durchschnittlichen Gründungsraten für die einzelnen Branchen läßt sich dann 
für jede Region eine hypothetische Anzahl der Gründungen berechnen, indem 
man die Anzahl der Betriebe in jeder Branche mit der durchschnittlichen 
Gründungsrate in dieser Branche multipliziert. Die hypothetische Anzahl der 
Gründungen gibt an, mit wieviel Neugründungen allein aufgrund der in der 
betreffenden Region bestehenden Branchenstruktur zu rechnen ist, wenn die 
Anzahl der Gründungen pro Branche dem gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnitt entspräche. Die um den Branchenstruktureinfluß bereinigte Anzahl 
der Gründungen erhält man, indem man von der tatsächlichen Anzahl der 
Gründungen die hypothetische Anzahl an Gründungen subtrahiert. Dieser 
Wert läßt sich dann auf unterschiedliche Größen (z.B. Arbeitskräftepotential, 
Anzahl der vorhandenen Betriebe) beziehen. Anhand dieser bereinigten Grün-
dungsrate läßt sich dann beurteilen, inwieweit die Gründungsaktivitäten in 
einer Region unter Berücksichtigung des Einflusses der regionalen Bran-
chenstruktur über- oder unterdurchschnittlich ausfallen. 

In die nachfolgend präsentierten Analysen gehen vier Varianten der 
regionalen Gründungsrate ein, wobei zum einen die Anzahl der Gründun-
gen und zum anderen die um den Brancheneinfluß bereinigte Anzahl an 
Gründungen jeweils auf das regionale Arbeitskräftepotential bzw. auf die 
Anzahl der vorhandenen Betriebe bezogen wird. Es ergeben sich somit: 
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Gründungsrate A (Arbeitsmarktansatz): 

Anzahl der Gründungen 
Arbeitskräftepotential 

Gründungsrate B (betriebsökologischer Ansatz): 

Anzahl der Gründungen 
Anzahl vorhandener Betriebe 

Gründungsrate Abereinigt: 

Anzahl tatsächlicher Gründungen - Anzahl hypothetischer Gründungen 
Arbeitskräftepotential 

Gründungsrate B bereinigt: 

Anzahl tatsächlicher Gründungen - Anzahl hypothetischer Gründungen 
Anzahl vorhandener Betriebe 

5. Vergleich alternativer Gründungsraten 

Zur Bildung einer um den Brancheneinfluß bereinigten regionalen Grün-
dungsrate (siehe hierzu Abschnitt 4.3) muß zunächst die hypothetische 
Anzahl der Gründungen berechnet werden, die sich durch Multiplikation 
der Anzahl der in einer Region vorhandenen Betriebe einer bestimmten 
Branche mit der branchendurchschnittlichen Gründungsrate ergibt. Bei den 
hier dargestellten Berechnurigen wurde eine Differenzierung der Gründun-
gen und der vorhandenen Betriebe in 58 Branchen zugrundegelegt. 

Ein Vergleich der tatsächlichen Anzahl der Gründungen mit der anhand 
der Branchenstruktur berechneten hypothetischen Anzahl neuer Betriebe 
zeigt ein hohes Maß an Übereinstimmung (vgl. Abbildung 1 und Tabelle 1). 
So weicht bei Berechnungen über sämtliche Sektoren die hypothetische 
Anzahl der Gründungen von der tatsächlichen Anzahl in fast 70 % der Fälle 
(Regionen) um weniger als 10% ab; in gut 85% der Fälle beträgt die Abwei-
chung weniger als 15%. Die maximale Abweichung der tatsächlichen Zahl 
der Gründungen von der aufgrund der Branchenstruktur zu erwartenden 
Anzahl beträgt hier -30% bzw. +35%, wobei die Fälle mit großen Differen-
zen - wie Abbildung 1 zeigt - rare Ausreißer darstellen. Ganz ähnlich auch 
die Ergebnisse der auf den Bereich der Industrie bzw. auf den Dienstlei-
stungssektor beschränkten Berechnungen. Es zeigt sich also, daß die Anzahl 
der in einer Region stattfindenden Gründungen sehr weitgehend durch die in 
dieser Region gegebene Branchenstruktur bestimmt ist. Dies belegt die 
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Bedeutung einer Bereinigung der Gründungsrate um den Brancheneffekt im 
Rahmen interregionaler Vergleiche. Unterbleibt eine solche Bereinigung, 
dann besteht immer die Gefahr, daß sich in den Ergebnissen vorwiegend die 
bestehenden Unterschiede der regionalen Branchenstruktur und nicht die 
Unterschiede der Gründungsaktivitäten niederschlagen. 

% 
12,----------------------------------------------, 

- alle Sektoren 
-Industrie 
- Dienstleistungen 

] 2 

o~~~~~------------~~~~~~ 
-35 -30 -25 -20 -15 -10 -5 0 10 15 20 25 30 35 40 45 50 % 

Relative Abweichung der Anzahl tatsächlicher Gründungen 
von der Anzahl hypothetischer Gründungen 

Abbildung 1: Prozentuale Abweichungen der tatsächlichen Anzahl der 
Gründungen von der hypothetischen Anzahl der Gründungen in den westdeutschen 

Raumordnungsregionen 1986 - 89 

Tabelle 1 
Kennzahlen zur Streuung der Differenz zwischen tatsächlichen 

und hypothetischen Gründungen* 

Abweichung Alle Industrie Dienst-
kleiner als Sektoren leistungen 

±I% 7,6 7,3 7,0 

± 5% 36,3 31,3 43,3 

± 10% 69,6 57,6 75,0 

± 15% 85,3 73,6 89,6 

* Gepoolte Gründungsraten für die Jahre 1986 - 89 (N = 3(0). Angegeben ist jeweils der Anteil der Fälle 
(Regionen) in v.H. 
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In diesem Zusammenhang ist der statistische Zusammenhang zwischen 
den verschiedenen Gründungsraten aufschlußreich. Tabelle 2 zeigt die ent-
sprechenden Korrelationskoeffizienten der Gründungsraten über alle Sekto-
ren sowie für die beiden großen Bereiche Industrie und Dienstleistungen. 
Die über sämtliche Sektoren gebildeten Gründungsraten sind sämtlich signi-
fikant positiv miteinander korreliert, wobei zwischen der unbereinigten 
Gründungsrate A (Arbeitsmarktansatz) und den um den Brancheneinfluß 
bereinigten Gründungsraten nur ein vergleichsweise schwacher Zusammen-
hang besteht. Die weitaus höchste Korrelation ist für die Beziehung zwi-
schen den beiden bereinigten Gründungsraten feststellbar. 

Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, besteht ein enger statistischer Zusammen-
hang zwischen den Gründungsraten für die verschiedenen Jahre des Unter-
suchungszeitraums: Für Regionen, die in einem bestimmten Jahr eine rela-
tiv hohe Gründungsrate aufweisen, ist in der Regel auch in den darauffol-
genden Jahren eine entsprechend hohe Rate zu verzeichnen. Sämtliche 
Korrelationskoeffizienten für die regionalen Gründungsraten in den ver-
schiedenen Perioden weisen relativ hohe Werte auf und sind auf dem 1%-
Niveau statistisch signifikant. Dies zeigt an, daß regionale Besonderheiten 
des Gründungsgeschehens nicht vorwiegend kurzfristigen Schwankungen 
unterliegen, sondern im Zeitablauf einigermaßen konstant sind und wohl in 
relativ starkem Maße auf den jeweiligen regionalen Kontextbedingungen 
beruhen. 

6. Überblick über regionale Unterschiede des 
Gründungsgeschehens 1986 - 89 

Entsprechend der hier gewählten Definition einer Gründung (vgl. 
Abschnitt 3) fanden in Westdeutschland während des Zeitraums 1986 - 89 
zwischen 121 und 135 Tsd. Betriebsgründungen pro Jahr statt. Dies ent-
spricht rund acht bis zehn Prozent des Betriebsbestandes, wobei - wie 
Abbildung 2 zeigt - deutliche sektorale Unterschiede bestehen: Die Anzahl 
der Gründungen in Relation zur Anzahl der bestehenden Betriebe (Grün-
dungsrate B) ist im Dienstleistungssektor mit neun bis elf Prozent deutlich 
höher als im Verarbeitenden Gewerbe, wo der entsprechende Wert lediglich 
bei fünf bis sechs Prozent liegt. 7 Pro 1.000 Erwerbspersonen waren in 
jedem Jahr ca. 5,3 Gründungen zu verzeichnen. 

Die Gründungsaktivitäten waren auf die Agglomerationen konzentriert, 
was offenbar durch das dort vorhandene, relativ große ökonomische Poten-

7 Deutlich mehr als die Hälfte aller Gründungen finden in den Raumordnungs-
regionen mit großen Verdichtungsräumen statt und nur etwa jede siebte Gründung 
im ländlich-peripheren Raum. 
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Tabelle 2 
Korrelationen zwischen den alternativen Gründungsraten* 

Griindungsrate 

A (Arbeitsmarkt-
AIL~atz) 

B (betriebsökolo-
giseher ArL~atz) 

Abereinigt 

Gründungsrate 

A (Arbeitsmarkt-
ArL~atz) 

B (betriebsökolo-
gischer Ansatz) 

Abereinigt 

Griindungsrate 

A (Arbeitsmarkt-
Ansatz) 

B (betriebsökolo-
giseher Ansatz) 

Abereinigt 

a: Alle Sektoren 

B Abereinigt B bereinigt 

0,341 ++ 0,178+' 0,176++ 

0,709++ 0,730+ • 

0,984++ 

b: Industrie 

B Abereinigt B bereinigt 

0,106 0,1l7+ 0,113+ 

0,923++ 0,963++ 

0,964++ 

c: Dienstleistungen 

B Abereinigt B bereinigt 

0,523++ 0,253++ 0,327+ + 

0,752+ + 0,774++ 

0,985+ + 

* Gepoolte Daten (N =3(0). ++: statistisch signifikant auf dem I %-Niveau; +: statistisch signifikant auf 
dem 5%-Niveau. 
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Tabelle 3 
Korrelationskoeffizienten für den Zusammenhang zwischen regionalen 

Gründungsraten in verschiedenen Jahren* 

a: Alle Sektoren 

Gründwlgsrate Jahrt+1 Jahr t+2 Jahrt+3 

A (Arbeit~markt) 0,847 0,871 0,877 

B (ökologisch) 0,582 0,610 0,679 

Abereinigt 0,545 0,511 0,458 

B bereinigt 0,564 0,555 0,495 

b: Industrie 

Gründungsrate Jahr t+ 1 Jahr t+2 Iahr 1+3 

A (Arbeitsmarkt) 0,794 0,762 0,762 

B (ökologisch) 0,622 0,546 0,586 

Abereinigt 0,569 0,498 0,514 

B bereinigt 0,573 0,465 0,469 

c: Dienstleistwlgen 

Gründungsrate Jahr t+ 1 Jahr t+2 Jahr t+3 

A (Arbeitsmarkt) 0,716 0,867 0,857 

B (ökologisch) 0,201 0,298 0,494 

A bereinigt 0,533 0,571 0,456 

B bereinigt 0,539 0,581 0,490 

* Gepoolte Daten. Jahr 1+ I: 225 Fälle; Jahr 1+2: 150 Fälle; Jahr 1+3: 75 Fälle. Sämtliche Korrelations-
koeffizienten sind auf dem 1 %-Niveau statistisch signifikant. 

11 Todt 
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Anzahl der Gründungen pro Jahr in Tausend 
80,-------------------------------------------------, 
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Abbildung 2: Durchschnittliche jährliche Anzahl an Gründungen 
nach Regionstypen 

tial bedingt ist (Abbildung 2). Mehr als die Hälfte dieser Gründungen 
(59,7 %) fand in Raumordnungsregionen "mit großen Verdichtungsräumen" 
statt; der Anteil der Gründungen in "ländlich geprägten" Raumordnungsre-
gionen betrug lediglich 14%. In sektoraler Hinsicht entfällt der ganz über-
wiegende Teil (ca. 68%) der Neugründungen auf den Dienstleistungssektor. 
Der Anteil der Gründungen im Dienstleistungssektor ist in den Raumord-
nungsregionen "mit großen Verdichtungsräumen" mit 71,4% relativ hoch 
und in den "ländlich geprägten" Raumordnungsregionen mit 60,6% ver-
gleichsweise niedrig; gut 62% aller Dienstleistungs-Neugründungen fanden 
in Raumordnungsregionen "mit großen Verdichtungsräumen" statt und le-
diglich 12 % haben einen Standort in "ländlich geprägten" Raumordnungs-
regionen. 

Bezieht man die Anzahl der Gründungen auf das in den Regionen vor-
handene Arbeitskräftepotential (Gründungsrate A), dann ergibt sich für die 
Agglomerationen ein unterdurchschnittliches Niveau der Gründungsaktivi-
tät, während die Gründungsraten für den ländlich-peripheren Raum relativ 
hoch ausfallen (Abbildung 3a). Standardisiert man die Gründungen hinge-
gen mit der Anzahl der vorhandenen Betriebe (Gründungsrate B), so ergibt 
sich das umgekehrte Muster, denn nun weisen die Verdichtungsgebiete 
jeweils die höchste und die ländlich geprägten Regionen weisen die niedrig-
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ste Gründungsrate auf (Abbildung 3b).8 Die höchsten Werte für die um den 
Brancheneinfluß bereinigten Gründungsraten sind für die Verdichtungsge-
biete zu verzeichnen; hier sind die Gründungsaktivitäten in Anbetracht der 
Branchenstruktur also überdurchschnittlich hoch (siehe Abbildungen 3 c 
und d).9 Der ländliche Raum ist hingegen durch negative Abweichungen 
von der aufgrund der Branchenstruktur zu erwartenden Anzahl der Grün-
dungen gekennzeichnet; es zeigt sich also ein deutliches Zentrum-Periphe-
rie-Gefälle hinsichtlich der Gründungsaktivitäten. 

Gründungsrate A in % 
7 ,--------------------------------------------------, 
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2 
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Abbildung 3: Gründungsraten nach Regionstypen 
a: Gründungsrate A (Anzahl der Gründungen/Arbeitskräftepotential) 

8 Die Ursache für diesen Unterschied besteht offensichtlich darin, daß die Ver-
dichtungsregionen eine höhere durchschnittliche Betriebsgröße aufweisen und dort 
somit pro Betrieb eine größere Anzahl potentieller Gründer tätig ist. Ausführlicher 
hierzu AudretschlFritsch (1994a). 

9 Wie kaum anders zu erwarten, schlagen sich die verschiedenen Arten der For-
mulierung einer Gründungsrate auch in den Ergebnissen von Analysen hinsichtlich 
der Bestimmungsgründe für regionale Unterschiede in den Gründungsraten nieder. 
Siehe zu entsprechenden Analysen Fritsch (1992, 1994) sowie AudretschlFritsch 
(l994a und b). 

11* 
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Gründungsrate B in % 
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b: Gründungsrate B (Anzahl der Gründungen/Anzahl vorhandener Betriebe) 
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Gründungsrate B bereinigt in % 
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d: Gründungsrate B bereinigt (Bereinigte Anzahl der Gründungen/Anzahl 
vorhandener Betriebe) 

7. Der Einfluß des Gründungsgeschehens auf 
die regionale Arbeitsplatzentwicklung 

Welcher Zusammenhang besteht nun zwischen den Gründungsaktivitäten 
und der regionalen Arbeitsplatzentwicklung in den nachfolgenden Jahren? 
Tabelle 4 zeigt Korrelationskoeffizienten für die Beziehung zwischen den 
verschiedenen Gründungsraten und der prozentualen Veränderung der 
Beschäftigtenzahl sowohl für alle Sektoren als auch jeweils für den Indu-
strie- und den Dienstleistungssektor. Betrachten wir zunächst die Ergeb-
nisse für sämtliche Wirtschaftsbereiche. Zunächst fällt auf, daß die Korrela-
tionskoeffizienten für den Zusammenhang zwischen den nicht um den 
Brancheneffekt bereinigten Gründungsraten und der Beschäftigungsentwick-
lung entweder statistisch nicht signifikant sind oder in der Mehrzahl der 
Fälle signifikant negative Werte aufweisen. Für die bereinigten Gründungs-
raten sind - abgesehen vom Jahr der Gründung selbst - sogar ausschließ-
lich negative Werte zu verzeichnen. 

Deutlich anders stellen sich die Zusammenhänge bei den auf den Indu-
striebereich beschränkten Berechnungen dar. Hinsichtlich der nicht um den 
Brancheneinfluß bereinigten Gründungsraten zeigt sich ein diffuses und 
widersprüchliches Bild; teilweise ergeben sich für die Gründungsraten A 
und B jeweils signifikante Koeffizientenwerte mit entgegengesetzten Vor-
zeichen. Demgegenüber sind die Ergebnisse 'für die bereinigten Gründungs-
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Tabelle 4 
Korrelationskoeffizienten für den Zusammenhang zwischen regionaler 

Gründungsrate und Beschäftigungsentwicklung (gepoolte Daten)* 

a: alle Sektoren 

Beschäftigungsentwicklung (%) 

Grün-
dungs- Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 
rate Jahr ° t+l t+2 t+3 t+4 t+5 

A 0,119+ -0,054 -0,056 0,087 0,059 0,083 

B -0,095 -0,343++ -0,264+ , -0,031 -0,205 ' -0,138 

A her. 0,035 -0,094 -0,234++ -0,372++ -0,210+ + -0,158 

B ber. 0,020 -0,120+ -0,255++ -0,389++ -0,249+ , -0,188 

b: Industrie 

. Beschäftigungsentwicklung (%) 

Grün-
dungs- Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 
rate Jahr ° t+ 1 t+2 t+3 t+4 t+5 

A 0,217++ 0,134+ -0,074 -0,077 -0,106 -0,196 

B -0,202++ -0,194++ 0,033 0,140+ 0,225++ 0,388'+ 

Aber. -0,105 -0,039 0,139+ 0,184++ 0,184+ 0,350" 

B ber. -0,128+ -0,060 0,153++ 0,204++ 0,212' , 0,400' , 

c: Dienstleistungen 

Beschäftigungsentwicklung (%) 

Grün-
dungs- Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 
rate Jahr ° t+ 1 t+2 t+3 t+4 t+5 

A 0,130+ -0,120+ -0,240++ -0,043 -0,209+ -0,236+ 

B 0,256++ -0,110 -0,229++ 0,156+ -0,084 -0,169 

Aber. 0,173++ 0,134+ 0,035 -0,018 -0,052 -0,149 

Bber. 0,161 ++ 0,1 J4+ 0,021 -0,024 -0,065 -0,173 

* ++: statistisch signifikant auf dem I %-Niveau; +: statistisch signifikant auf dem 5%-Niveau. Jahr 0 bis 
Jahr 1+2: 300 Fälle; Jahr 1+3: 225 Fälle; Jahr 1+4: 150 Fälle; Jahr +5: 75 Fälle. 
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raten ziemlich eindeutig: Hier ist der Zusammenhang mit der Arbeitsplatz-
entwicklung im Jahr der Gründung sowie im darauffolgenden Jahr zunächst 
negativ; für die Zeit ab dem zweiten Jahr nach der Gründung ist dann 
ein deutlicher und im Zeitablauf zunehmender positiver Zusammenhang mit 
der Arbeitsplatzentwicklung im Industriesektor zu verzeichnen. Besonders 
bemerkenswert ist, daß sich positive Wirkungen der Gründungsaktivitäten 
auf die Beschäftigungsentwicklung in der Regel erst zwei bis drei Jahre 
nach der Gründung zeigen. Dieses Muster läßt sich als Hinweis darauf auf-
fassen, daß die längerfristigen bzw. die indirekten Beschäftigungseffekte 
der .Gründungen im Industriesektor bedeutender sind als die direkten 
Arbeitsplatzwirkungen im näheren zeitlichen Umfeld der Gründung. 

Im Dienstleistungssektor ist der positive Zusammenhang zwischen Grün-
dungen und regionaler Beschäftigungsentwicklung vor allem auf das Jahr 
der Gründung und die darauffolgende Periode beschränkt. Während die 
nicht um den Brancheneinfluß bereinigten Gründungsraten schon ab dem 
auf die Gründung folgenden Jahr überwiegend einen negativen Zusammen-
hang mit der Beschäftigungsentwicklung aufweisen, zeigt sich für die be-
reinigten Gründungsraten und der regionalen Arbeitsplatzentwicklung im 
Dienstleistungssektor auch noch für das Jahr nach der Gründung ein signifi-
kant positiver Zusammenhang. Der nur schwach ausgeprägte und lediglich 
kurzfristige Einfluß von Gründungen im Dienstleistungssektor auf die 
Arbeitsplatzentwicklung kann als Reflex der Tatsache angesehen werden, 
daß ein großer Teil der Dienstleistungsbetriebe relativ klein bleibt und nicht 
in wesentlichem Ausmaß Arbeitsplätze schafft. Eine weitere Erklärung 
bestünde darin, daß viele Dienstleistungsaktivitäten dem Nichtbasis-Bereich 
der Regionalwirtschaft (Betriebe, deren Absatz auf die Region beschränkt 
ist) zuzuordnen sind, weshalb ihr Einfluß auf die Regionalentwicklung deut-
lich geringer ausfällt als der von Gründungen im (über die Regionsgrenzen 
liefernden) Basis-Bereich, dem vermutlich ein großer Anteil der Gründun-
gen im Industriesektor angehört. 

Vor allem die zu verzeichnenden negativen Werte der Korrelationskoeffi-
zienten für den Zusammenhang zwischen Gründungsrate und Arbeitsplatz-
entwicklung während der darauffolgenden Jahre sind bemerkenswert; 
widerspricht ein solcher negativer Zusammenhang doch der Tatsache, daß 
durch neugegründete Betriebe in der Regel zusätzliche Arbeitsplätze entste-
hen. Die Erklärung für diesen vermeintlichen Widerspruch besteht wohl 
darin, daß während des hier betrachteten Zeitraumes der positive Einfluß 
von Betriebsgründungen auf die Arbeitsplatzentwicklung von anderen Fak-
toren überkompensiert wurde. Zu vermuten ist, daß insbesondere die Grün-
dungen im Dienstleistungssektor Teil eines Reorganisationsprozesses dar-
stellen, bei dem Aktivitäten und Arbeitsplätze primär in anderer Weise auf 
Betriebe aufgeteilt werden. 
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Nicht zuletzt belegen die Ergebnisse, wie wichtig die Bereinigung um 
den Brancheneinfluß ist, denn erst die bereinigten Gründungsraten zeigen 
klar interpretierbare Muster des Zusammenhanges zwischen Gründungsakti-
vitäten und regionaler Arbeitsplatzentwicklung. 

8. Schlußfolgerungen 

Die hier dargestellten Analysen legen Schlußfolgerungen sowohl für 
zukünftige empirische Analysen als auch für die Wirtschaftspolitik nahe. 

Zunächst einmal zeigte sich, daß die Anzahl der in einer Region stattfin-
denden Gründungen sehr stark durch die dort vorhandene Branchenstruktur 
geprägt ist, so daß der ganz überwiegende Anteil der Gründungen mit der 
regionalen Branchenstruktur erklärt werden kann. Für interregionale Ver-
gleiche von Gründungsraten ist daher eine Bereinigung um diesen Bran-
cheneffekt erforderlich. 

Die Ergebnisse zum Zusammenhang zwischen Gründungsaktivitäten und 
regionaler Arbeitsplatzentwicklung sind geeignet, die Gründungsförderung 
als wachstums- und beschäftigungspolitische Strategie in Frage zu stellen. 
Dies betrifft vor allem eine unspezifische Förderung von Unternehmens-
gründungen, die gewissermaßen "mit der Gießkanne" vorgeht. Eine bei den 
Gründungen ansetzende Strategie der Wirtschaftsförderung sollte selektiv 
sein und versuchen, die Hilfen möglichst auf "arbeitsplatzerzeugende" 
Gründungen zu konzentrieren. Dies gilt insbesondere für Neugründungen 
im Dienstleistungssektor. Daneben darf die Pflege des "endogenen" Poten-
tials der Regionen, also der bereits vorhandenen Betriebe, nicht vernachläs-
sigt werden. Denn alles in allem deuten die Ergebnisse darauf hin, daß die 
Bedeutung der Gründungen für die Regionalentwicklung - zumindest wäh-
rend der hier betrachteten Periode - geringer ausfiel, als gemeinhin ange-
nommen wird. 
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Zusammenfassung der Diskussion 

Die Diskussion konzentrierte sich auf Datenprobleme und wirtschaftspoli-
tische Implikationen. Für die Wirtschaftspolitik läßt sich aus den Ergebnis-
sen der Schluß ziehen, daß eine Förderung nach dem "Gießkannenprinzip" 
sicherlich nicht als optimal angesehen werden kann. Erfolgt die Förderung 
dagegen nach einer "Pick the Winner" - Strategie, und versucht relativ 
erfolgreiche Neugründungen zu fördern, so stellt sich das Problem, solche 
Fälle vorab identifizieren zu müssen. Zu fragen wäre daher, welche Poten-
tiale für eine "Make more Winners" - Strategie bestehen, mit welcher die 
Anzahl der erfolgreichen Neugründungen erhöht werden soll. 

Schwächen der verwendeten Datenbasis können unter Umständen darin 
gesehen werden, daß Betriebe als Erhebungseinheit verwendet wurden, und 
eine Zurechnung zu Unternehmen nicht möglich ist. Weitere Analysepoten-
tiale werden in einer stärkeren Disaggregation der Betrachtung (z.B. auf 
Branchenebene ) sowie in zeitlich längeren Beobachtungen gesehen. Betont 
wurde auch, daß es sich bei der Analyseperiode um eine Phase relativer 
Hochkonjunktur handelte und sich daher der Zusammenhang zwischen 
Arbeitslosenquoten und Gründungswahrscheinlichkeit bei rezessiver 
gesamtwirtschaftlicher Lage auch anders darstellen könnte. 

Die interessante Frage, ob hier evtl. der Schumpetersche innovative 
Unternehmer identifizierbar wäre, muß unter den vorliegenden, aus den 
Daten gewonnenen Erkenntnissen eher verneint werden. 
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